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Wir haben die schmerzliche Pflicht anzuzeigen, daß der Mitherausgeber und 

Hauptschriftleiter unserer Zeitschrift, Herr 

Ministerialdirigent und Präsident a.D. 

Heinrich Paetsch 
im 78. Lebensjahr am 9. Juli 1966 in Wolfratshausen nach kurzer Krankheit 

einem Herzschlag erlegen ist. 

Der Verstorbene hat unserer Zeitschrift als Mitbegründer in den mehr als 30 

Jahren ihres Bestehens den Stempel seiner Persönlichkeit aufgeprägt. Seiner 

Tatkraft und Verantwortungsbereitschaft war es zu verdanken, daß das Organ 

in der Nachkriegszeit wieder erstand und in den letz ten Jahren zur deutschen 

wissenschaftlich-technischen Fachzeitschrift für die zivile Verteidigung entwickelt 

werden konnte. Umfassendes Wissen und Können sowie hervorragende 

menschliche Eigenschaften haben dem Verstorbenen hohes Ansehen in der 

Offentlichkeit, in der Fachwelt und in seinem großen Freundeskreis verschafft. 

In tiefer Dankbarkeit und Trauer nehmen wir von Heinrich Paetsch Abschied. 

Wir werden sein Werk in seinem Sinne weiterführen . 

ZIVILSCHUTZ 
Verlag, Mi therausgeber und Redaktion 



PERSöNLICHKEIT UND LEBENSWERK 

Etwa 40 Jahre sind Heinrich Paetsch und ich den Weg gemeinsam durch das 
Leben und Zeitgeschehen gewandert. Wir kamen beide nach dem Erlebnis des 
ersten Weltkrieges als Offiziere aus dem Kaiserreich, erlebten die Weimarer 
Republik von Anfang bis zum Ende, bekamen die Gewall1herrschaft des National­
sozialismus zu spüren und at1beiteten wieder am Aufbau der Bundesrepublik 
Deuschland mit. Ober alle Höhen und durch alle Tiefen dieser wechselvollen 
Zeiten sind wir gemeinsam gewandert. Da lernt man sich als Mensch kennen 
und schließt Freundschaft miteinander, umsomehr als die Ziele unseres Strebens 
in vieler Hinsicht 'gleichartig waren. 

Ich lernte Heinrich Paetsch kennen, als er zum Gründer und Leiter des Polizei­
instituts für Techn~k und Verkehr berufen wurde. Damals lag für ~hn bereits ein 
erster Arbeitsabschnitt am Aufbau einer modernen Polizeiorganisation als Refe­
rent im Preußischen Innenministerium hinter ihm. Als Präsident dieses neuen 
Institutes konnte er seine großen organisatorischen Fähigkeiten voll entfalten . 
Erfüllt von einem fortschrittlichen Geiste wurde die Arbeit seines Ins titutes für 
alle deutschen Länder maßgebend. Die neuzeitliche technische Ausstattung der 
Polizei wie auch die Grundlage für ein einheitliches Straßenverkehrswesen wur­
den damals unter seiner Leitung geschaffen. Ich nenne die erste Verwendung des 
Bildfunks, eine Entwicklung zusammen mit Professor Korn, die Ausgestaltung 
eines großen, das ganze Reichsgebiet umfassenden Polizeifunknetzes mit An­
schluß an den internationalen Polizeifunk; die erste Entwicklung von Funksprech­
anlagen und deren Verwendung bei der Polizei; Ausstattung der großen Polizei­
verwaltungen mit Fernschreibnetzen; Motorisierung der gesamten Polizei und 
Gendarmerie sowie Entwicklung von Spezialfahrzeugen wie Panzerfahrzeuge und 
Wasserwerfer; Einführung der psychotechnischen Eignungsprüfungen unter Ver­
wendung des von Professor Ach entwickelten Systems; Einführung der licht­
signa lanlagen für die Verkehrsregelung; einheitliche Beschilderung im gan zen 
Reichsgebiet zur Kennzeichnung der Ortschaften und Wege sowie andere Ver­
kehrszeichen, die heute noch Gültigkeit haben und Vorbild für viele andere 
Länder waren. 

1929 brachte ein neues umfangreiches Arbeitgebiet, das uns noch näher zusam­
menführte, den Aufbau des ziv ilen Luftschutzes. Wenn auch das Reichsministeri­
um des Innern für diesen Aufbau im Reichsgebiet federführend war, so lag die 
praktische Bearbeitung aller damit zusammenhängenden Aufgaben in diesem 
Anfangsstadium beim Polizei-Institut. Heinrich Paetsch, sein erster Mitarbeiter 
Borowietz und ich haben uns damals in intensiver Weise um die bestmögliche 
Lösung dieser neuartigen Probleme bemüht. Diese Arbeit schlug sich dann in der 
Aufstellung der bekannten" Vorläufigen Ortsanweisung" nieder, die für den ein­
heitlichen Aufbau des zivilen Luftschutzes im Reichsgebiet maßgebend wurde. 
Zahlreiche Planspiele und viele praktische Luftschutzübungen dienten dazu, die 
Zweckmäßigkeit dieser Anweisung zu erproben. Zugleich wurde das Polizei­
Institut neben seiner Aufgabe als Ausbildungsstätte für die technischen und 
verkehrsrechtlichen Fra·gen der Polizei zugleich die zentrale Lehrstätte für die 
Führungskräfte des zivilen Luftschutzes. Es ist eine oft festzustellende irrtüm­
liche Annahme, daß der zivile Luftschutz erst unter dem Nationalsozialismus 
begonnen habe. 1933 waren die Grundzüge des zivilen Luftschutzes bereits fest­
gelegt und abgeschlossen. Diese organisatorische Leistung fand damals bereits 
im ganzen Ausland Anerkennung. 

Die Machtergreifung durch den Nationalsozialismus brachte für Heinrich Paetsch, 
wie später auch für mich, ein vorläufiges Ende auf diesem Arbeitsgebiet. Die 
Gewalthaber mochten uns nicht - und wir sie auch nicht . Sehr bald wurde 
Heinrich Paetsch aus seiner Stellung mit sofortiger Wirkung entlassen und zwei­
mal von der Gestapo inhaftiert. Heinrich Paetsch trat zur Industrie über und 
fand ei n neues Betätigungsfeld bei der Auer-Gesellschaft, die in ihm einen 
weitsichtigen Berater und überdurchschnittlichen Organisator erkannte und ihn 
in den Vorstand aufnahm. 

-



-

1945 hatte mit dem allgemeinen Zusammenbruch auch die Auer-Gesellschaft alle 
Fertigungsstätten verloren. Es hieß nun wieder völlig neu anzufangen. Es wird 
der zielbewußten Leitung von Heinrich Paetsch zugeschrieben, daß es gelang, 
trotz aller Hemmnisse und Schwierigkeiten den systematischen Wiederaufbau 
durchzuführen. Auch als Vorsitzender des Berliner Wirtschaftsverbandes der 
Chemischen Industrie hat sich Heinrich Paetsch große Verdienste um West-Berlin 
erworben. 

Heinrich Paetsch hat über alle Wechselfälle hinweg dem Luftschutzgedanken die 
innere Treue gehalten. Schon 1931 hatte er mit Hanslian zusammen die Zeit­
schrift "Gasschutz und Luftschutz" gegründet, die unter der Leitung dieser 
beiden Persönlichkeiten bald zur internationalen Fachzeitschrift heranwuchs. In 
ihr wurden - und das war das große Verdienst von Heinrich Paetsch - alle 
Fragen des Luftschutzes, insbesondere die technischen und wissenschaftlichen, 
von fachkundiger Seite diskutiert. 50 trug die Zeitschrift manche wertvolle An­
regung für die praktische Entwicklung bei und wertete die Erfahrungen aus. Mit 
dem Jahre 1945 ging auch diese Tätigkeit zu Ende. Aber bereits 1952 traten 
Hanslian und Paetsch an das Bundesinnenministerium mit dem Vorschlag heran, 
nun der wiederaufgenommenen Luftschutzarbeit ein fachliches Organ zu schaf­
fen. Damals konnte ich als Generalreferent für den zivilen Luftschutz im Bundes­
innenministerium die notwendige Hilfestellung leisten und so gewissermaßen 
die seinerzeit unterbrochene Zusammenarbeit wiederhersteHen. Es war das be­
sondere Anliegen der Herausgeber, daß die Zeitschrift unabhängig bleiben sollte, 
um als freies Ausspracheorgan zu dienen, da nur so ihr Wert als Fachorgan er­
halten werden konnte. Diese Absicht, sich finanziell auf sich selbst zu stellen, 
erschwerte zwar die geschäftliche Führung, so daß es Zeiten harten Ringens um 
die Weiterführung gab, brachte aber doch die endgültige Anerkennung der Zeit­
schrift als das unabhängige Fachorgan im In- und Auslande mit sich. Heute ist die 
Zeitschrift "Zivilschutz", für die in dieser Zeit Heinrich Paetsch zugleich als 
Hauptschriftleiter fungierte, eine anerkannte internationale Fachzeitschrift für 
alle Fragen der zivilen Verteidigung. 

Um dieses - vielleicht sein "liebstes Kind" - durchzusetzen, hat Heinrich 
Paetsch keine Mühe und persönliche Anstrengung gescheut. Anstatt sich endlich 
nach einem reichlich erfüllten Lebenswerk zur Ruhe zu setzen, war er immerfort 
unterwegs, um neue fachkundige Mitarbeiter zu gewinnen. Ihm war das Thema 
"Schutz unserer Bevölkerung" wirkliche Herzenssache, die ihn nicht rasten ließ. 
Das wissen alle, die in diesem immer größer gewordenen Arbeitskreis heute 
eingespannt sind. Er kann als ein Vorbild für den Einsatz der Person zur Erfül­
lung einer hohen Aufgabe dienen. 

Dem Freunde war Heinrich Paetsch aber noch mehr. Die vielfachen Erfahrungen 
und die wechselvollen Erlebnisse hatten ihn zu einer Persönlichkeit reifen lassen, 
in deren Umgang man sich stets bereichert fühlte. Das machte sein geschärfter 
weitsichtiger Blick, mit dem er die Dinge beurteilte, ebenso wie seine Gelassen­
heit, mit der er den schwierigsten Situationen gegenübertrat. Auch in solchen 
Lagen blieb er bei seiner ruhigen, nüchternen Beurteilung, äußerte sie treffen:.! 
und freimütig und war nicht ohne AnAug eines gewissen Humors, mit dem er 
über den Dingen stand. 50 hatte ihn ein wechselvolles Schicksal, das er in jeder 
Stufe unter vollem Einsatz seiner Person zu meistern suchte, zur ganzen Entfal­
tung seiner Persönl ichkeit gebrach t. 

50 wollen wir Heinrich Paetsch in unserem Gedenken weiter behalten! 

Präsident a.D. der Bundesanstalt für ziv. Luftschutz 
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UND BAULICHER LUFTSCHUTZ 

Menschenführung in extremen Situationen 

von Dr. D. Benner 

Die Frage nach der richtigen Menschenführu ng kann im 
Rahmen der zivilen Verteidigung grundsätzlich auf zwei­
fache Weise thematisch werden: sie ist sowohl für die 
Führung der Zivilschutzkorps als auch für das Ver.halten 
gegenüber der Zivilbevölkerung bedeutsam. Ohne daß nun 
der Unterschied bezweifelt werden 501 1, der zwischen den 
Problemen der sogenannten "inneren Führung" und der 
Führung der von einer extremen Situation betroffenen Be­
völkerung besteht, wird die Verschiedenheit beider Be­
reiche in den folgenden Uberlegungen nur eine unterge­
ordnete Rolle spielen, da ,diese für beide Bereiche Gültig­
keit haben sollen. Vielmehr geht es um die M enschenfüh­
rung in extremen Situationen, im wesentlichen um die Hilfs­
maßnahmen bei Panikstimmung, Panikstarre un d Pan ik­
sturm. Dabei ist die Entstehungsursache der extremen Situ­
ation für unsere Fragestellung relativ gleichgültig, denn 
die oben genannten Phänomene treten sowohl bei Natur­
als auch bei Kriegskatastrophen auf; die verschiedenen 
Katastrophentypen sind für die Frage nach der richtigen 
Menschenführung weniger bedeutsam als für die Entschei­
dung über die jeweils einzusetzenden technischen Hilfs­
maßnahmen. 

Die eigentümliche Bestimmtheit unseres Themas 50 11 zu­
nächst durch einige Vo rüberlegungen charakterisiert wer­
den. 

Menschenführung ist eine praktische Tät igkeit im Umgang 
mit Menschen, die Fähigokeit zur M enschenführung ein im 
praktischen Umgang mit M enschen erworbenes Können. 
Es stellt sich nun die Frage, wie dieses Können näher zu 
bestimmen sei, wenn es sich allein in der PraX'is erwerben 
und bewähren lasse. Es scheint, als sei dieses Können aus­
schl,ießlich eine Sache des "Fingerspitzengefü hls", von dem 
es heißt, daß es dem ei nen geqeben sei, dem anderen aber 
nicht. Der Verweis auf das .,Fingerspitzengefühl" hat nun 
insofern einen guten Sinn, als die Fähigkeit zur Menschen­
führung allein in der konkreten Erfahrung erworben, kei­
neswegs aber wie ein W issensstoff einfach lernend über­
nommen werden kann. Dieser Verweis gerät dabei jedoch 
zugle'ich in die Gefahr, die Fähigkeit zur M enschenführung 
als eine bloße Sache des Gefühls zu bestimmen. Eine so lche 
Einseitigkeit vermeidend, faßt eine andere Bestimmung die 
Menschenführung als eine nach ·bestimmten Reqeln vor­
gehende Menschenbehandlung auf. Sie versteht hierunter, 
daß die Anwendung bestimmter aus der Erfahrung ge­
wonnener E'insichten in die Beeinflußbarkeit der mensch­
lichen Psyche den Erfolq der Menschenführunq qarantiere, 
gerät dabei aber in die Einseitigkeit, die Fähigkeit zur 

M enschenführung auf die Fertigkeit einer bloßen Anwen­
dung bestimmter Regeln zu beschränken. Daß es jedoch 
die hier vorausgesetzten Rege ln nicht einmal gibt, daß 
solche Regeln auch nie aufgestellt werden können, mag 
folgendes Beispiel zeigen. 
Bei der Bundeswehr wurden vor einiger Zeit psychologische 
Tests angestellt, die die Fähigkeit der Truppenfüh rer, selbst 
in extremen Situationen Herr der Lage zu bleiben, prüfen 
sollten. Psychologen nahmen diese Untersuchung vor, indem 
den Soldaten Brillen aufgesetzt wurden, durch die die 
W elt "auf dem Kopfe ste hend " erscheint. Dabei wurde 
genau ermitte lt, wievie le der getesteten Truppenführer 
unter diesen künstlich herbeigeführten extremen Bedingun­
gen nicht mehr ihre Mann schaft zu leiten vermochten. Auf 
die Frage aber, was geschehen müsse, damit auch diese 
die erforderlichen Fähigkeiten erwerben könnten, wußten 
die Tester keine Antwort zu geben, denn über die Einsicht 
in das Leistungsniveau der getesteten Personen hinaus ge­
langen solche empirischen Versuche zu keiner weiteren 
Aussage, es sei denn, man wolle sich den Scherz erlauben 
und behaupten, die Fähigkeit zur Men schenführung könne 
dadurch erreicht werden, daß vor jene Brille, die die W eit 
"verkehrt" erscheinen la sse, ei ne zwei te aufgesetzt werden 
müsse, die die Wirkung der ersteren aufhebe. 
Diese Uberlegungen zeigen, daß aus einer empirischen 
Analyse dessen, was ist, nicht ermitte lt werden kann, waS 
geschehen so ll e, damit sich der festgestellte Zustand bes­
sere. Wir scheinen uns also im Kreise zu .drehen, indem 
hierdurch neuerlich die Bestimm ung nahe gelegt wird, 
Menschenführung sei eine Fertigkeit des "Fingerspitzenge­
fühls". Daß hi ermit jedoch ebensowenig anzufangen ist 
wie mit der Aussage, Menschenführung sei Anwendung ge­
wisser aus einer wissenschaftl ichen Analys e der Erfahrung 
aufgestellter Regeln, zeigt sich, wenn wir die Ratsch läge 
untersuchen, die aus einer Bestimmung der Menschenfüh­
rung im Sinne des "Fingerspitzengefühl s" folgen. 
" Erwäg e alles richtig und entscheide klug", dies ist einer 
der unzähliqen Ratschläge, die an das Feingefühl appel­
li eren. Ihre Unbrauchbarkeit erweist sich, wenn wir beden­
ken, daß damit das Fein!=lefühl vorausgesetzt, keineswegs 
aber erläutert oder gar bestimmt wird, denn wori n dos 
k luge Abwägen einer Entscheidung liege, geht aus denl 
oben genannten Ratschlag nicht hervor. Wir müssen da­
her in ganz anderer Weise die Frage nach der richtigen 
M enschenführung angehen, wollen wir uns nicht mit ei nern 
leeren Verweis auf ein Gefühl begnügen, von dem niemand 
sagen kann, worin es bestehen so ll e, noch wie es zu er­
werben sei. 
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Die Haltung des Helfers in extremen Situationen 

Die Vorüberl egungen sollten von einigen Vorurteilen be­
freien und den Blick auf die eigentliche Erörterung des 
Problems öffnen. Wir wollen zunächst fragen, wie die Hal­
tung des Helfers in extremen Situationen bestimmt sein 
müsse, damit er den von Panikstimmung, Panikstarre und 
Paniksturm Betroffenen beistehen könne und nicht selbst 
in deren Betroffenheit gerate. 

(1) Der Helfer, der zur Rettung der Zivilbevölkerung in 
einer extremen Situation eingesetzt ist, weiß um das Ziel, 
auf das hin er die Betroffenen führen soll. Dieses Ziel kann 
je nach dem Katastrophentypus und den äußeren Umstän­
den ein verschiedenes sein; immer aber zeichnet sich der 
Helfer den Bet roffenen gegenüber dadurch aus, daß er 
um das jeweilige Ziel weiß. Anderenfall s geriete er selbst 
in die gleiche Betroffenheit wie jene, die seiner Hilfe be­
dürfen. Wir können daher die erste Grundhaltung des 
Helfers als Orientierung am Ziel bestimmen: er darf das 
ihm gesetzte Ziel nicht aus den Augen verlieren, er darf 
sich vom Eindruck der Not oder Gefahr nicht soweit über­
wält igen lassen, daß er den Gedanken an das Ziel ver­
löre. 

(2) Diese Or ientierung am Ziel darf freilich nicht die ein­
zige bleiben. Orientiert sich ein Helfer nur am Ziel, nicht 
ober zugleich an der Situat ion und auf eine Entscheidung 
hin, er verfiele in Untätigkeit und würde nie zum wirklichen 
Helfer. Vielm ehr muß er sich, das Ziel vor Augen, an der 
Situation, in der er sich mit den Betroffenen befindet, orien­
tieren . Nur angesichts des Zieles kann seine Hinwendung 
Zur Situation eine si nnvoll e sein; würde er sich ohne die 
erste Orientierung am Ziel der Situation der Betroffenen 
zuwenden, so würde er seiner Ziellosigkeit wegen ebenso 
hilflos wie sie . 

(3) Daß d ie Orientierung an der Situation nicht die letzte 
sein darf, leuchtet ein, denn alsdann wäre der Helfer bloß 
Zuschauer der Not. Vi elmehr muß er aus der Kenntnis des 
Ziels angesichts der Situation eine Entscheidung treffen, 
damit das Ziel auch erreichbar werde. Erst dadurch, daß 
der Helfer das konkrete Ziel einer extremen Situation und 
diese selbst in seiner jeweils einmaligen Entscheidung "zu­
sammenfügt", wird er zum wir,klichen ,Helfer der Betrof­
fenen. 

Die Bedeutung dieser drei Grundorientierungen*) geht 
über eine Bestimmung der Haltung des Helfers in extremen 
Situationen weit hinaus ; sie trifft auf alles menschliche 
Handeln zu insofern dazu stets ein Ziel erforderlich ist, 
auf das hin' gestrebt wird, ferner eine Entscheidung, damit 
das Ziel auch erreicht werden kann, und sch ließlich die !:r­
reichung dieses Zieles immer nur von der Situation her 
möglich ist, in der der Handelnde steht. Von hierher er­
halten die drei O rientierungsweise n erst ihre eigentliche 
Bedeutung, die im folgenden sich erweisen wird . 

Zunächst scheint es frei lich, als sei mit der Bestimmung der 
Haltung des Helfers, wie sie an Hand der hier aufgestellten 
Orientieru ng sweisen gegeben ist, erst wenig erreicht. Zwar 
ist hierdurch ein naiver Verweis auf das " Fing erspitzen­
gefühl" ebenso vermieden wie eine Best immung der Men­
schenführung als bloße Anwendung bestimmter Regeln, 
die weder bekannt sind noch iemals aufgestellt werden 
können ; eine Antwort auf die Frage nach den mögl icren 
Hilfsmaßnahmen in extremen Situationen w ie Panikstim­
rnung , Pan ikstarre oder Pan iksturm scheint b isher noch -') G rundsä tzlich unterscheide ich fünf Ori ent ierungsweisen, H ie r wurde 

der in einer ausführlichen Abhandlung des gleichen Themas ent­
wickelte Gedankengang stark gerafft und nur sehr .vereinfacht wieder. 
gegeben, Siehe, M enschenführun!'l in extremen Situat ionen, Sonder· 
druck im Zivi lschutz· Verlag Dr. Ebe l ing KG, Kobl enz. 

nicht ermittelt zu sein. Der tiefere Sinn der hier aufge­
stellten Orientierungsweisen liegt aber gerade darin, daß 
durch sie eine Best immung dieser Hilfsmaßnahmen möglich 
wird. 

Die Entscheidung des Helfers über die Hilfsmaßnahmen 

Es hat sich gezeigt, daß die Haltung des Helfers nur dann 
sinnvoll sein kann, wenn sie im Sinne der drei Orienti e­
runngsweisen bestimmt ist. Würde der Helfer sich nur am 
Ziel or ient ieren, so könnte er keine Einsicht in die Not 
und Gefahr der jeweil igen Situation gewinnen; würde er 
sich nur an der Situat ion orientieren, so stünde er selbst 
unter der Betroffenheit der extremen Situat ion und hätte 
kein Ziel, das ihm den Weg zur Rettung weisen könnte . Es 
zeigt sich somit, daß jede dieser Or ientierungswe ise n ihren 
guten Sinn hat, wenn sie in der Gemeinschaft mit den ande­
ren vollzogen wird, daß aber' eine isoliert vollzogene Ori­
entierung für sich genommen zu einer Fehlhaltung führt . 
Dieser Gedonke erschließt uns nun zugleich mit der Auf­
deckung der eigentlichen Ursache einer jeden Betroffen­
heit, sei es d ie der Panikstimmung, der Panikstarre oder 
des Paniksturms, die Bestimmung der Hilfsmaßnahmen, die 
jeweils zu treffen sind. Wenn nämlich die oben entwickel­
ten drei Orient ierungsweisen mite inander alles menscn­
liehe Handeln bestimmen, sofern es sinnvo ll ist, so kann die 
Ursache einer Fehlhaltung nur darin l iegen, daß eine dieser 
Orientier,ungsweisen für sich isoliert, ohne Gemeinschaft 
mit den anderen, vollzogen wurde. Die hier im Sinne der 
M enschenführung zu treffende Hilfeleistung hat dann dar­
in zu bestehen, daß dem Betroffenen die fehlenden Orien ­
t ierungen eröffnet werden. Wir werden daher an jede der 
oben aufgestellten Orientierungsweisen zwet Fragen stei­
len müssen: 

1.) Was sind die mögl ichen Folgen, wenn nur eine Orien­
tierungsweise die Haltung bestimmt (dadurch wird d ie Ur­
sache der jeweiligen Betroffenheit einsichtig)? 

2.) Wie können dem durch Isolation in eine einzige Orien­
tierung Betroffenen die fehlenden Blickwendungen eröffnet 
werden (dadurch bestimmen sich die zu treffenden Hilfs­
maßnahmen)? 

(1) Panikstimmung und Res i gnation als 
ausschließliche Orientierung am Ziel 

Orientiert sich der Mensch lediglich an einem nur mehr 
vorgestellten Ziel seines Handeins, ohne die Hinwendung 
zur Situation, in der er handeln müßte, zu vollziehen, ohne 
eine Entscheidung auf das Ziel hin zu treffen , so verliert 
das Ziel, an dem er orientiert ist, alle Möglichkeit, ver­
wirklicht zu werden. Zu einem solchen Ziel kann man ein 
zweifaches Verhältnis haben: das Ziel kann zwar als er­
strebenswert gelten, es kann aber auch seinen Sinn, mög­
liches Ziel einer Tat zu se in, verloren haben . Im ersten 
Fall hat das Ziel zwar nichts an seinem Sinn verloren, 
doch gibt es keine M öglichkeit, es anzustreben; dies ist 
d ie Betroffenheit der Panikstimmung, die entstehen kann, 
wenn ein unbedingt zu erstrebendes Ziel durch die Situ ­
ation, in der der Betroffene steht, nicht mehr erreichbar ist. 
Im zweiten Fall hat das Ziel selbst allen Sinn verloren, 
da es in der jewe iligen extremen Situat ion nicht mehr er­
strebenswert ist; dies ist die Betroffenheit der Resignation , 
die zwar die Not und Gefahr der Situation erkennt odp. ~ 
erkennen könnte, die aber Not und Gefahr nicht mehr 
empfindet, da der Ve rlust des Zie les eine tät ige Hinwen­
dung zur Situation unmöglich gemacht hat. 

Dem in Pan ikstimmung geratenen kann nur geholfen wer­
den, wenn ihm d ie Hinwendung zur Situation eröffnet und 
ei ne sinnvolle Entscheidung angeboten wird . Der Helfer 
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muß daher dem Betroffenen die jeweilige Situation als 
eine hafnungs'lolle eröffnen, in ihr einen Weg auf das an­
erkannte Ziel hin aufzeigen, damit dieser sich seiner Ent­
scheidung unlterstellen kann. 
Dem in Resignation geratenen karm nach Verl'ust des Zie les 
die Situatian nicht mehr als haffnungsvoll erscheinen; er 
hat das Ziel verloren, auf das hin er hoffen könnte. Ihm 
kann daher im Sinne der Menschenführung nur ge·holfen 
werden, indem ihm ein neues Ziel eröffnet wird, auf das 
hin die Situation hoffnungsvoll und eine Entscheidung sinn­
voll erscheinen mag . 

(2) Pan i k s t a r r e als aus s chi i e ß I ich e 
Or ie ntierung an der Situation 

Orientiert sich der Mensch ledigl ich an der jeweiligen ex­
tremen Situation, ohne ein zu erstrebendes Ziel vor Augen 
zu halben und auf eine Entscheidung auf dieses Ziel hinzu­
streben, so besteht die Gefahr, daß er untätig und ziellos 
in der Situation verharrt, ohne d iese überhaupt genauer 
einschätzen zu können. Diese Betroffenheit, in der er 
"starr" in der Situation aufgeht, ist d ie Panikstarre. 

Die einzig mögliche Hilfe im Sinne der Menschenführung 
- Gewaltanwendung und Abtransport eines in Panikstarre 
geratenen kann zwar zuweilen die einzig mögliche Rettung 
bedeuten, ist aber kein Mittel der M enschenführung im 
e·igentlichen Sinne - liegt darin, den Betroffenen aus seiner 
s,tarren Hingewandtheit zur Situation zu befreien, indem 
ihm die Gefahr, in der er sich in seiner Untätigkeit be­
findet, eröffnet und die Mög lichkeit der Rettung auf ein 
Ziel hin erschlossen wird. Hat er die Gefahr seiner Be­
troffenheit eingesehen, we iß er um das Ziel, der gegen­
wärtigen Gefahr zu entkommen, kann er sich den An­
weisungen des Helfers unterstellen. 

(3) Pan i k s t u r m ode rau s s ch I i e ß I ich e 
Orientierung an der Entscheidung 

Orientiert sich der Mensch lediglich dadurch, daß er eine 
Entscheidung trifft und handelt, ohne die Situation, in der 
er gerade handelt, überhaupt wahrzounehmen, geschweige 
denn zu berücks ichtigen, ohne um ei,n Ziel zu wissen, auf 
das hin er streben müßte, so wird er von einer wilden 
Aktivität erfaßt, d ie ihn forttreibt, ohne daß er sein Tun 
noch kontrollieren könnte. Diese Betroffenheit, der zuwei­
len, sO bei dem Atombombenabwurf auf Hiroschima, allein 
völlige physische Erschöpfung infolge einer Flucht über 

zwanzig oder sogar mehr Kilometer ein Ende setzten kann, 
heißt Paniksturm. 

Die einzig mögliche Hilfe im Sinne der Menschenführung 
kann hier erst erfo lgen, wenn der oder die Betroffenen 
durch Gewalt an der Flucht gehindert sind. Dann ersl kann 
der Helfer den Hinblick zur Situation eröffnen, indem er 
die Gefahr erschließt, der sich der wild Fliehende aus se tzen 
würde (nach einem Krieg mit ABC-Waffen bestünde z. B. 
die Gefahr einer tödlichen Verseuchung), um diesem da­
durch das Ziel, das die Rettung aus der extremen Situation 
bietet (etwa die Erreichung beshmmter Entseuchungsstati ­
onen) zu eröffnen. Dann erst kann sich der Betroffene einer 
bewußten Entscheidung un d schließ li ch den Anordnungen 
der Helfer unterstellen. 

Sinn und Grenzen der Orientierungsweisen 

Unsere überlegungen haben gezeigt, daß mit der Aufstel­
lung der Grundorientierungen der Haltung des Helfers, 
allgemeiner: des menschlichen Handeins überhaupt, so­
woh l d ie Best immungen der verschiedenen Betroffenheiten 
al s auch der ·Hilfsmaßnahmen in ex tremen Situationen 
möglich si nd . Dabei darf freilich die eigentümliche Grenze 
solcher Orientierungsweisen nicht übersehen werden, zu­
mal von dieser her ihr spezifischer Sinn erst ersichtlich ist. 
Die Grundorientierurlgen bestimmen näm lich keine swegs 
schon inhaltlich die vom Helfer allein in der konkreten 
Situations- und Zielbestimmtheit zu treffende Entscheidung; 
als eine Betrachtung, die ledig lich auf W issenserwerb ab­
zie lte, wären sie sogar völlig bedeutungslos. M it ihnen 
läßt sich das in einer extremen Situation jeweils zu Ent­
scheidende nicht inhaltlich festlegen; eine solche inhalt­
l iche Vorausbestimmung möglicher Entscheidungen ist viel­
mehr grundsätzlich unmögli ch (die Gründe hierfür habe :ch 
in der oben genannten gleichnamigen Abhand l un~ ent­
wickelt). Die Orientierungsweisen wo llen als w irkliche 
Orientierungsweisen verstanden werden: eine in haltl iche 
Bestimmung einer Entscheidung in einer extremen Situation 
ist durch sie nur dann erreichbar, wenn sie praktisch 
werden , lWenn sich der Helfer selbst in der hier beschrie­
benen W eise orientiert. Der Sinn unserer überlegungen 
liegt daher keineswegs in ihnen selbst. Sie können ihren 
Sinn erst in der umfassend orientierten Tat eines Helfers 
in extremen Situationen erfahren; ihr eigen tl icher Sinn ist 
es, praktisch zu werden. Al s Produkt ei ner theoretischen , 
bloß auf Erkenntni s zielenden Abhandlung ginge ihnen 
aller Sinnanspruch verloren. 

Die neuen Einbanddecken 
für den Zivilschutz - Jahrgang 1·965 

können zum Preis von DM 4.20 zuzügl. Versandkosten geliefert werden 

Z I V IL S C HUT Z - VER LAG 0 R. E BEll N G K. G., K 0 B L E N Z 

~--------------------------------------------.--------------------------------------------------------



Eichstädt, Die Entwicklung der zivilen Verteidigung in der Bund .... publik Zivillchutz H.ft 7/8 229 

Die Ent~icklung der zivilen Verteidigung in der Bundesrepublik 

Von M inister ia lrat Dr. Dr. Eichstädt, Bonn 

(3. Fqrtsetzung) 

VII . Die Anfänge der zivile n Notstandsplanung in de r 
Bundesrepublil< 

1. Bere i ts im Frühjahr 1955 hotte der NATO-R~t den R~ ­
gierungen oller M itgl iedsstaaten empfa~l~n, ein Koord l­
nierungsorgan für olle Fragen der Vert~ l dlgun~ zu schaf­
fen. Entsprechend dieser Empfeh lung bildete die. ~undes­
regierung am 6. Oktober 1955 e!nen Bun~.esv.erte l d l g.ung~­
rot. Diesem obl iegt es seitdem, d ie grundsatzlichen w ie ? I ~ 
konkreten Fragen der Verteid igung auf militärischem, ZIVI­
lem und außenpol itischem Gebiet, insbesondere auch unter 
w irtschaftl ichen und finanziellen Gesichtspunkten zu be­
ra len und die pol itischen Entschei dungen d~ s Bundeskan~ ­
lers oder der Bundesreg ierung vorzubereiten . Als Kabl­
nettsausschuß ist der Bundesverteidigungsrot jedoch ver­
fa ssungsrechtl ich nicht mit einem. Kriegs- o~er Verte ;d i­
gungskabinett zu verwechseln, da Ihm Entscheldungsbetug­
nisse nur zustehen, soweit nicht noch dem Grundgesetz 
oder ein em Bundesgesetz ein Beschluß der Bundesre ­
gierung erforderl ich ist. 

Den Vorsitz im Bundesverte idigungsrot führte ursprüngiich 
der Bundeskanzler. Dr. Adenauer übertrug dann im Früh­
jahr 1963 seine Vertretung im Vorsitz dem damaligen BU!l­
desminister für besondere Aufgaben, Dr. Krone. N och dem 
Kanzlerwechsel im Herbst 1963 übernahm dieser den stän­
digen Vors itz und erhielt .zunächst e!n~ ent~'prechende 
Amtsbezeichnung, die 1965 In Bundesminister fur Angele­
genheiten des Bundesverteid igungsrotes geän.dert wurda. 

Als ständ ige M itglieder gehören dem Bundesverteidigungs­
rat die Bundesminister des Auswärtigen, des Innern, der 
Verteidigu ng, für W,irtschaft und der Fi na.nzen on. In der 
ersten Zeit seines Bestehens nahmen on seinen Beratungen 
ferner regelmäß.ig d ie damal igen Bundesmin i s~er f?r Atom ­
fragen und für w irtschaftl iche Zusam~ena~belt teil . _Wenn 
Angelegenheiten erörtert werden, die die Geschaft.sbe­
reiche anderer Ressorts berühren, können auch w eitere 
Bundesm inister zu den Sitzungen des Bundesverteidigungs­
rates hinzugezogen werden. Außerdem nehmen on den 
Beratungen zume ist auch einige Sta~tssekretäre und der 
Generalinspekteur der Bundeswehr teil . 

Noch einiger Ze it wurde unterhalb dies.er Eb.ene e,in A~­
teilungsleiterausschuß gebildet, dem die Leiter der. mit 
Verteidigungsfragen befaßten Abtei lungen der verschiede­
nen Ressorts angehören . Dabei wurden vo~ A~fang .~n 
auch jene Bundesministerien berücksichtigt! die ~Icht stan­
dig im Bundesverteidigungsrot vertreten sind. Dieser Aus­
schuß wi rd von dem zuständigen Abteil ungsleiter des Bun­
deskanzleramtes gele itet. Zu der geschäftsordnungsmäßig 
On sich zuläss igen Bildung weiterer Ausschüsse kom es d~­
gegen nicht, da die anfal lenden Prob leme stattdessen In 
normalen interministeriellen Besprechu ngen erörtert wu r­
den. 

Als Geschäftsführer des Bundesverteid igungsrates und des 
Abte ilungsle iterausschusses f~ngiert. ~in ~eamter des B~n ­
deskan zleramtes dem ein Interministeriel les Sekretariat 
für die Vorbereitung der Sitz u ~ge n tbeider Gremi~~ zur 
Se ite steht. Für d ieses Sekretariat haben olle beteil igten 
Ressorts Ve ~bindungsbeamte oder -offiziere benannt. Es 
sind dies im al lgemeinen jene R~fere~ten . der B u~desres ­
Sorts, die in ihrem Geschäftsbere ich fu r die fachl iche Be­
arbeitung der Verteidigungsfragen zuständig sind. 

2. In einer se iner ersten Sitzungen erörterte der Bundes­
verteidigu ngsrat die schon erwähnten Empfehlungen des 
NATO-Rates vom 26. Mai 1955, durch d ie allen Reg ierun ­
gen nah egelegt worden war, unverzügl ich Maßnahmen im 
zivi len Bere ich für einen etwa igen Ernstfall einzule iten (vg l. 
VI. Ziff. 2). Dazu gehörten') Vorkehrungen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung durch Evakuierung, Auflocke rung von Bal ­
lungsgeb ieten und Bau von Schutzräumen, ferner d ie Auf­
stellung von Ziv i lschutzverbänden und die Bevorratung von 
Sanitätsmaterial und M edikamenten. Alle d iese Maßnah­
men waren indessen schon in dem Vorläufigen Luftschutz­
Programm der Bundesreg ierung (vgl. IV. Z iff . 1) berücksich­
tigt. Darüber hinaus sollten aber auch Pläne zur Aufrecht­
erhaltung des Krankenhauswesens und des G esundhe its­
d ienstes aufgestellt werden . Weiterhin empfahl der NATO­
Rot, Vorkehrungen zur Sicherung der öffentlichen Verso r­
gung mit Wasser, Elektr izität und Gas zu treffen, lebens­
w icht ige Nahrungsm ittel einzulagern, d ie Versorgung mit 
Verbrauchsgütern, namentl ich mit Brenn- und Tre ibstoffen, 
si cherzustellen und Maßnahmen zur Aufrechte rhaltJ:lg des 
Binnenverkehrs sowie zur Anlage von Nothäfen einzule iten . 
Neben dieser Vorsorge, die in erster Lin ie der Erhaltung 
von Menschenleben und der Sicherung ertragbarer Lebens­
bedingungen in der Anfangsphase eines etwaige!l Kri eges 
d ienen sollte, regte der NATO-Rot Vorkehrungen on, um 
die Au sübung der Staats- und Reg ierungsfunktionen zu 
sich ern. So sollten die w ichtigsten Reg ierungs- und Verwal ­
tungssteIlen dezentralis iert und geschützte KriegssItze fü r 
sie vorgesehen werden. Auch war für d ie Sicherung der 
Verb indungs- und Nachrichtenwege zwischen der Reg ie­
rung, zentralen, reg ionalen und örtl ichen Behörden zu sor­
gen. A ls dringend erforderlich wurden ferner d ie Ausar­
be itung von Notstandsgesetzen und die Festlegung von 
Notstandsvollmachten für d ie verschiedenen Verwa ltungs­
ebenen bezeichnet. Vorkehrungen zur Wahrung von Sicher­
heit und Ordnung, zur Verhütun!=l von Panik und zur Auf­
rechterhaltung der moralischen W iderstandskraft der Be ­
völkerung rundeten diesen Katalog ab. Endl ich sollte ei ne 
enQe Zusammenarbe it zw ischen zivi len und mi l itär ischen 
St~lIen sichergestellt werden. 

Der Bundesverteid igungsrot beschloß am 23. Januar 1956, 
d iesen Empfehlungen grundsätzlich zu entsprechen . 

3. Die Verw irklichung der NATO-Empfehlungen setzte je­
doch eine Klärung organ isatorischer Fragen voraus. A.n ­
gesichts des Umfanges des neuen Aufgabengeb ietes, das 
durch ei ne nicht ganz korrekte übersetzung aus dem Eng­
lischen die Bezeichnung "Ziv ile Notstandsplanung" erh ielt, 
hätte es nahegelegen, hierfür ein besonderes Bundesressort 
zu err ich ten . Dieser Gedanke is t indessen niemals ernst­
haft erwogen worden . Da si ch die zivile Notstandspla­
nung auf nahezu alle wicht igen Verwaltungsbereiche er­
streckte, hätte sich ein eigens für d ieses Gebiet geschaffe ­
nes Ressort mit den Aufgaben der bere its bestehenden 
M inister ien - wenn auch unter einem speziellen Gesichts­
punkt - befassen müssen, ohne d iese jedoch selbst über­
nehmen zu können. Eine nicht vertretbare Doppelgleisig­
keit und ständ ige Kompetenz ljberschneidungen wären die 
Folge gewesen. 

,) Vgl. NATO, Organi sat ion des Nardatlantikvertrages, Totsachen und 
Dokume nte, he rausg ege ben von der NATO-Infarmat iansabtei lun g, 
Pari s, 1963, S. 183 ff . 
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Diese Erwägung führte dazu, d ie Aufgaben der zivilen Not­
standsplanung von den Bundesressorts im Rahmen ihrer 
norma len fachlichen Zuständigkeiten mitwahrnehmen zu 
lassen . In der schon erwähnten Sitzung vom 23. Januar 
1956 legte der Bundesverteidigungsrat die speziellen Kom ­
petenzen der Bundesministerien für die Planung und Aus­
führung der Notstandsmaßnahmen fest. Danach waren 
zuständig 

- der Bundesminister des Innern für die Aufrechterhaltung 
der Staots- und Regierungsfunktionen, den zivilen Be­
völkerungsschutz, d ie öffentl iche Sicherheit und die Auf­
rechterhaltung des Gesundheitswesens; 

- der Bundesminister für Wirtschaft für die Deckung des 
Bedarfs an lebens- und verteidigungswichtigen Gütern 
und Leistungen der gewerblichen Wirtschaft, die Sicher­
steIlung der Energie- und Wosserversorgung sowie die 
Abwasserbeseitigung ; 

- der Bundesminister für Ernöhrung, Landwirtschaft und 
Forsten für die Deckung des Bedarfs an Nahrungsgütern 
und Holz; 

- der Bundesm inister für Verkehr für die Sicherstellung der 
Transportleistungen sowie die Aufrechterhaltung der Ver­
kehrswege und der Häfen; 

- der Bundesm inister für das Post- und Fernmeldewesen 
für die Sicherstellung der Nachrichtenverbindungen über 
Draht und Funk sowie des Pastverkehrs; 

- der Bundesmin ister für Arbeit und Sozialordnung für die 
Decku·ng des Personalbedarfs und die soziale Sicherheit; 

- der Bundesminister für Wohnungsbau für bestimmte Auf-
gaben des baulichen Luftschutzes. 

In der Folgezeit änderten sich einige dieser Zuständig­
ke iten. So gab der Bundesminister für Wirtschaft die Kom­
petenzen für die Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Wasserversorgung und Abwasse~beseitigung zunächst 
an den Bundesminister für Atomkernenergie und Wasser­
w irtschaft ab, von dem sie im Zuge der Regierungsneubil­
dung 1961 auf den Bundesm inister für Gesundheitswesen 
übertragen wurden. Dieser übernahm auch die Zuständig ­
keiten für d ie Notstandsplanung auf dem Gebiet des Ge­
sundheitswesens, d ie bis dahin der Bundesminister des 
Innern innegehabt hatte. 

Oberdies wurde der Kompetenzkatalog später erweitert. So 
übernahm der Bundesminister der Justiz die Planung und 
Durchführung von Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der 
Rechtspflege. Der Bundesminister für Wirtschaft erhielt die 
Verantwortung für den Aufbau einer Organisation zur 
zivilen Instandsetzung . Dem Presse- und Informationsamt 
wurde die Planung zur Aufrechterhaltung der Informations­
möglichkeiten und -mittel übertragen. Darüber hinaus wirk­
ten fast alle Bundesressorts an der Bearbeitung legislativer, 
organisatorischer und finanzieller Probleme der zivilen 
Notstandsplanung mit. 

4. Im Rahmen dieser Kompetenzverteilung nahm der Bun­
desminister des Innern eine gewisse Sonderstellung ein. 
A,bgesehen davon, daß er für mehrere große Teilgebiete 
der zivilen Notstandsplanung verantwortlich war, verfügte 
er auch organisatorisch als einziger Ressortminister bereits 
(jber einen Apparat zur Bewältigung dieser Aufgaben. Er 
besaß außerdem Personal, das zumindest teilweise mit den 
neu anfallenden Problemen vertraut war, da es schon 
einige Erfahrungen bei der Bearbeitung der Fragen des 
zivilen Bevölkerungsschutzes und der öffentlichen Sicher­
heit gesammelt hatte. Alle anderen Bundesressorts hatten 
lediglich im Rahmen ihrer Zuständigkeiten an den Ver­
handl'ungen über die Europäische Verteidigungsgemein­
schaft (EVG), den Truppenvertrag und an·dere mit dem Bei­
tritt der Bundesrepublik zur NATO zusammenhängende 

Fragen mitgewirkt. Außerdem waren sie an der Ausarbe i­
tung des Vorläufigen Luftschutz-Programms und des späte­
ren Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Ziv il­
bevölkerung beteil igt worden . Für alle diese Gebiete 
waren sie jedoch nicht selbst federführend, so daß ihnen 
zunächst alle organisatorischen und personellen Voraus­
setzungen fehllen, um die neu anfallenden Aufgaben so­
gleich in Angriff zu nehmen. Da nun aber einheitliche Pla­
nungen als geme·insame Grundlage für die Tätigkeit aller 
an der zivilen Notstandsplanung bete iligten Ressorts er­
arbe itet werden mußten, nimmt es nicht wunder, daß die 
Federführung für diese Grundsatzfragen dem Bundesmi­
nister des Innern zufiel. Aus dieser erwuchs ihm die Auf­
gabe, alle Planungen und Maßnahmen der Bundesmini­
sterien auf dem Geb.iete der ziv i len Notstandsplanung zu 
koordinieren. In der Folgezeit wurde diese Koordinierun~s­
tätigkeit immer stärker intensivier,t. Sie erstreckte sich 
schließlich auch auf die finanziellen Anforderungen von 
Haushaltsm itteln. die organ isatorischen Planungen, die le­
Clislat iven Vorkehrunaen und die Alarmplanung im zivilen 
Bereich. Diese Koord inierungsfunktion obliegt auch heute 
noch dem Bundesministerium des Innern . 

5. Ebenso w ie die Bundesreg :erung auf d ie Errichtung eines 
besonderen Ressorts für d ie zivile Notstandsplanung ver­
zichtete, sah sie auch davon ab, nachgeordnete Sonder­
behörden für dieses Gebiet zu schaffen. An sich wäre es 
nach dem 19. März 1956 auf Grund des neu eingefügten 
Art. 87 b GG verfassungsrechtlich möglich gewesen, durch 
Bundesgesetze für Zwecke der Verteidigung und des 
Schutzes der Zivilbevölkerung eine bundeseigene Verwal­
tung mit eigenem Unterbau bis zur Ortsebene zu schaffen. 

Dieser Weg wurde zwar für die militärische Verteidigung 
beschritten, war jedoch für den zivilen Bereich unzweck­
mäßig und hätte zu einem außerordentlich aufwendigen 
Verwaltungsapparat geführt. Angesichts der Mannigfaltig­
keit der Notstandsaufgaben und ihrer Verzahnung mit der 
normalen Friedenstätigkeit der zivilen Behörden war die 
Einbezieh1ung der zivilen Notstandsplanung in die beste­
hende Verwaltungsgliederung die gegebene Lösung. Das 
Institut der Bundesauftragsverwaltung, d. h. die Ausfüh­
rung von Bundesgesetzen durch die vorhandenen Behör­
den der Länder und Gemeinden nach Weisung des Bundes, 
ermöglichte es zudem, einen einheitlichen Gesetzesvoll­
zug sicherzustellen, ohne daß es einer Bundessonderver­
waltung bedurfte. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 
bildeten lediglich der Bundesluftschutzverband (vgl. 111. 
Ziff. 3) und das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
(vgl. IV. Ziff. 4) nebst se inen Vorläufern, da für die Auf­
gaben dieser Dienststellen keine bereits bestehenden Ein­
r ichtungen verfügbar waren, auf die ein Rückgriff möglich 
gewesen wäre. 

6. Aus der geschilderten Kompetenzverteilung zwischen 
den Bundesministerien ergaben sich ferner die Zuständig­
keiten für die im Rahmen der NATO anfallenden Auf­
gaben . 

Als koordinierendes Ressort übernahm das Bundesministe­
ri 'um des Innern die Federführung für alle Angelegenheiten 
des Oberausschusses der NATO für zivile Notstandspla­
nung. So vertrat in diesem Gremium der im Bundesministe­
rium des Innern jeweils zuständige Staatssekretär die Bun­
desrepublik. Es war dies zunächst Staatssekretär Ritter von 
Lex, dem im November 1960 Professor Dr. Hölzl und irn 
Oktober 1965 Professor Dr. Ernst folgten . Ebenso stellte 
dos Bundesministerium des Innern den deutschen Vertre­
ter in dem 1957 gebildeten "Unterausschuß Jahreserhe­
bung" und dem späteren Koordinierungausschuß der NATO 
für die zivile Notstandsplanung. Damit war zugleich die 
Bearbeit.ung der Jahreserhebungsberichte verbunden, die 
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der Bundesm:nister des Innern auf Grund der Beiträge 
a:ler betc;l'o~en Ressorts zusammenstellte und mit diesen 
abstimm te . Auf Grund dieser Zuständigkeiten wurde ab 
1959 der Referent für zivile Notstandsplanung in der in­
zw ischen err ;chtcten deutschen Vertre~ung bei der NATO 
g'e'chfalls vom Bundesminis terium des Innern gestellt. 

In den Fachausschüssen der NATO für die zivile Not­
sta ndsplanung wurde d ie Bundesrepublik im Ausschuß für 
Zivilschulz und im Sanitätsausschuß durch den Bundes­
m;n;ster des Inn ern vertreten. Später ging die Vertretung 
im San :tätsausschuß auf den Bundesm inister für das Ge­
sundheitswesen über. Die drei Verkehrsauschüsse, nämlich 
den PIanunqsausschuß für HochseeschiHahrt, den Planungs­
ausschuß für europä ischen Binnenverkehr und den Pla­
nungsausschuß für zivile Luftfahrt, übernahm der Bundes­
minister für Verkehr. Im Planungsausschuß für Erdöl urd 
im Industrieplanungsausschuß wurden die deutschen Inler­
essen durch den Bundesminister für W irtschaft wahrgenom­
men . während für den Planungsausschuß für ziviles Fern­
meldewesen der Bundesm inister für das Post- und Fern­
meldewesen zuständin war. Für den Ausschuß für Arbe its ­
kräfte übernahm der Bundesm inister für Arbeit und Sozial ­
ordnlung . für den Ausschuß Ernährung und Landwirtschaft 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten die Federführung. 

Bei dieser Zuständ iqkeitsvertei lung ist es bis heute geblie­
ben. Interministerielle Besprechunqen und d ie Beteil igung 
des koordinierenden Bundesministeriums des Innern qe­
währle isteten, daß die deutschen Stellungnahmen in allan 
diesen Gremien aufeinander abqest immt und nach einheit­
l ichen Gesichtspunkten abgegeben werden. 

7. Nachdem d ie Zuständigkeiten zwischen den Bundes­
ressorts feststanden, wurden sie vom B,undesverteid iqungs­
rat beauftragt, umgehend langfrist ige Arbe itspläne für die 
verschiedenen Aufgabengeb iete aufzustellen . Be i den nun 
anlaufenden Arbeiten ergab sich eine Vielzahl äußerst 
schwieriger Probleme. 

Wie bei den Vorarbeiten für das Vorläufige Luftschutz­
Programm stellte sich zunächst die Frage einer Konzeption 
für die zivile Notstandsplanunq. Es war sehr bald klar, 
daß die allgemein gehaltenen Grundannohmen der NATO 
nicht ohne weiteres auf die besonderen Verhältnisse der 
Bundesrepublik im Herzen Euraoas übertragen werden 
konnten . Weiterh in ließ sich nicht übersehen, daß eine 
Verw irkl ichung der NATO-Empfehlunaen erhebliche finan­
zielle M ittel erforderte. d ie zu dem Finanzbedarf für die 
militärische Verte id iqung hinzutraten. Schließlich wurde 
deutl ich, daß zahlreiche Probleme nicht ohne gesetzliche 
Regelungen zu lösen waren. 

Trotz d ieser Schwierigke iten wurden im Laufe des Jahres 
1956 umfassende Arbe itspläne ausgearbeitet und unter 
Federführunq des Bundesm inisters des Innern in interm i­
nisteriellen Besprechungen aufeinander ahgestimmt. Da in­
dessen d:e Fülle der Aufgaben nicht in kurzer Ze it zu be­
Wältigen war und s:ch zudem der Mangel an qualifiziertem 
Personal hinderlich bemerkbar machte, wurde aus den um­
fassenden planerischen Uberlegungen zunächst ein Pro­
Qramm vordringlicher Maßnahmen entwickelt. Dieses sah 
Einrichtungen zur Warnung der Bevölkerunq über den 
Rundfunk und durch örtl iche Alarmanlagen , d ie Vorberei­
tung von Te ilevaku ierungen, die Einrichtung von Hilfskran­
kenhäusern sowie eine Verstärkung der Arzneimittelbevor­
ratung, die Einlagerunq von Lebensmitteln, den Ausbau 
Verteidigungswichtiger Fernmeldeverbindunqen, Notmaß­
nahmen für die Bedarfsdeckung auf dem Verkehrssektor 
Und bestimmte Vorkehrungen ZlIr Erhaltung der Funktion~ ­
fähigkeit von Regierungsstellen vor. 

Dieses Programm wurde vom Bundesverte idigungsrat am 
4. Dezember 1956 auf Grund eines Vortrages des Bundes­
minis te rs des Innern gebilligt. Abgesehen von den schon 
früher eingeleiteten reinen Luftschutzmaßnahmen steht es 
am Anfang der zivilen Notstandsplanung in der Bundes­
republik. Im Laufe des Jahres 1957 wurde es soweit kon­
kretisiert, daß auf seiner Grundlage Haushaltsmittel ange­
fordert werden konnten. 

8. Im Jahre 1958 wurde erstmals in den Bundeshaushalt ein 
besonderer Einzelplan für die zivile Notstandsplanung ein­
gefügt. Obwohl die Durchführung des Notstandspro­
gramms in den Zuständigkeitsbereich mehrerer Bundesres­
sorts fi el, wurden die Haushaltsmittel in dem neuen Einzel­
p ion 36 zusammengefaßt, um eine Aufspl itterung der sach­
lich zusammengehörenden Ansätze auf die verschiedenen 
Einzelpläne der Fachressorts zu vermeiden . 

Der Einzelplan 36 gl iederte sich zunächst in fünf Kapitel, 
die von den beteiligten Bundesm inisterien bewirtschaftet 
wurden . In Kap . 3604 waren die Ansätze für die Notstands­
maßnahmen im Geschäftsbere ich des Bundesministers des 
Innern veranschlagt. Hier lagen d ie Schwerpunkte bei den 
Ausgaben für fernmeldetechnische Führungsverbindungen, 
für Auswe ich - und Hilfskrankenhäuser, für d ie Bevorratung 
von VerbandsstoHen und ärztl ichem Gerät sowie den Auf­
bau einer Brückenbauorganisation. Das dem Bundes­
minister für Wirtschaft zugeordnete Kap. 3605 enthielt An­
sätze zur Sicherung der öffentlichen Versorgung. Dafür war 
ein Zwei-Jahresplan aufgestellt worden, der sich auf 80 
Mio DM bel ief, von -denen zunächst 20 Mio DM für den 
Schutz von Personal und wichtigen Einrichtungen der Ver­
sorgungsbetriebe, für zusätzliche Versorqungsanlagen in 
Notzeiten, insbesondere Notbrunnen, Düker, Umgehungs­
und Verbundle itungen sowie für die Bevorratung von Ge­
räten , Ersatzteilen und Betriebsstoffen veranschlagt waren. 
Im Kap. 3606. das d ie Ausgaben für die Notstandsmaß­
nahmen auf dem Gebiet der Ernährung enthielt, lag der 
Schwerpunkt bei der Anlaqe einer Notstandsreserve an 
Lebens- und Futtermitteln. Dabei wurde zunächst der An ­
kauf von 10000 t Reis , 8000 t Hülsenfrüchten und 60000 t 
Kraftfutterm itteln vor!=Jesehen. Auf dem Verkehrssektor ent­
hielt Kap. 3607 in erster Linie Ansätze zur Verbesserunq der 
Verkeh rsinfrastruktur unter Verteidiqunqsqesichtspunkten 
sowie ZlJr Bevorratuna von Ersatzteilen . Geräten und Be­
trieb~materialien. In Kao. 3608 waren schließlich die Kosten 
"ur Sicherung der Nachrichtenverbindllnaen für leitende 
Dien~tstellen veran~chlaat. Dieses Kooitel bewirtschaftete 
rier Bundesm ini~ter für das Post- und Fernmeldewe~en A 'lS 
ihm ~ollten die Beschaffunoskosten für tran~oortable Fern­
meldeei nrichtllnaen , der Ausball von Umaehu"(']s- und Vpr_ 
m(']~chllnmanlaaen und von Fernmeldee inrichtunae.., im 
Nahvprkehr~raum hpetritlp" werd".., . Insae.amt snh die~er 
er~te Einzelolan 36 fi'lr 1958 fi'or Zwecke der 7ivil".., Nnt­
~t"nd . "lanuna Au~"abpn ;n HF,he "nn r..l . 1?1 ~ M ;" DM 
"M . Damit war eine reale Grundlage für die weiteren 
Arbe iten qeschaffen. 

Neben dem Einzelplan 36 waren jedoch noch an anderer 
Stelle des Blundeshaushalts gesondert für den zivilen Be­
völkerungsschutz Mittel ausqeworfen . Da der Einzelplan 36 
ein reiner Realplan sein , d. h. keine Personal- und Ver­
waltungsausgaben enthalten sollte . waren die Haushalts­
mittel für das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz und 
se inen nachqeordneten Bereich in Kap. 0619 mit insgesamt 
35 .2 M io DM ausgebracht. Außerdem enthielt das Kap. 
0620 die allqemeinen Bewilligungen für den zivilen Be­
völkerungsschutz, die auf dem Varläufiqen Luftschutz-Pro­
nramm beruhten und sich auf 76.7 M io DM bel iefen. End­
lich waren auch noch im Einzelplan des Bundesministers für 
Wahnunas'bau bei Kao . 2504 6.7 M io DM für den bau­
lichen Luftschutz ausgebracht. Zusammen beliefen sich diese 
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Ansätze auf 118,6 Mio DM, die mit den Veranschlagungen 
im Einzelplan 36 einen Gesamtbetrag von rd. 241,9 Mio DM 
ergaben. 

Die getrennte Ausweisung der Haushaltsmittel für den zivi­
len Bevölkerungsschutz und die sonstigen Aufgabengebiete 
der zivilen Notstandsplanung führte versch iedentlich zu der 
Auffassung , daß der zivile Bevölkerungsschutz selbständig 
neben der zivilen Notstandsplanung stünde. Zu dieser Vor­
stellung trug die Ansicht bei, daß der zivile Bevölkerungs­
schutz eine humanitäre Aufgabe habe, während die zivile 
Notstandsplanung den Zwecken der Verteid igung diene. 
Dabei wurde aber verkannt, daß der Schutz der Zivilbe­
völkel'ung die wichtigste Aufgabe jeder Verte idigung ist 
und diese ihren Sinn verliert, wenn sie den Schutz der 
Volkssubstanz nicht gewährleistet. So setzte sich denn auch 
bald die Eins icht durch, die zivile Notstandsplan1ung als 
Oberbegriff und den zivilen Bevölkerungsschutz als eines 
ihrer Aufgahengebiete, und zwar als ihr wichtigstes, anzu­
sehen. 

Entsprechend dieser Erkenntnis wurde der Einzelplan 36 
Im Jahre 1959 umgegl iedert. Dazu trug die Notwend igkeit 
bei, den Haushalt auf diesem wichtigen Gebiet übersicht­
licher zu gestalten. So wurden die bisher igen allgemeinen 
Bewill ig ungen für den zivilen Bevölkerungsschutz in das 
Kap. 3604 des Bundesm inisters des Innern eingefügt, das da ­
mit das finanz ie lle Kernstück des Einzelplans 36 bildete. 
Das bisherige Kap . 2504 wurde nun als Kap. 09 ebenfalls 
in den Einzelplan 36 überführt, doch verblieb seine Be­
wirtschaftung beim Bundesminister für Wohnungsbau. Auf 
diese Weise waren nun alle Ansätze für die zivile Not­
standsplanung in einem Einzelplan verein igt. Lediglich das 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz behielt ein be­
sonderes Kapitel im Einzelplan 06, um den Charakter des 
Einzelplans 36 als Realplan nicht zu gefährden. 

Be i d ieser Gliederung des Einzelplans 36 ist es bis 1965 
geblieben. In diesem Jahr wurde er durch die Ausweisung 
eines neuen Kap . 3610 für Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft nochmals erweitert. Nachdem die 
diesbezügl ichen Ansätze bis dahin in dem Kap. 3605 des 
B<undesministers für W irtschaft veranschlagt worden waren, 
trug diese Ergänzung dem Obergong der Zuständigkeit für 
die Wasserwirtschaft auf den Bundesminister für Gesund­
heitswesen Rechnung . Der Einzelplan 36 umfaßte dam it 
endgültig sieben Kap itel. 

9. Bei oll diesen Bemühungen läßt sich jedoch nicht über­
sehen, daß der zivilen Notstandsplanung im Rahmen der 
deutschen Verteid ig ungsanstrengungen longe Zeit nur e ine 

zweitrangige Bedeutung zukam. Aus außen- und siche~­
heitspolitischen Erwäg1ungen genoß die militärische Vertei­
digung absolute Priorität. Nachteilig wirkte sich dabei. die 
Tatsache aus, daß der Bundesverteidigungsrat über keinen 
eigenen festen Stab zur Erarbeitung von Richtlinien und 
Grundlagen für die gemeinsame Planung der mili!äris.c~en 
und der zivilen Verteidig ung verfügte. Derartige Rlchtl'lnlen 
lassen sich nur in ständiger tägl icher Kleinarbeit aufstel­
len zu der nur fallweise zusammentretende Gremien auf 
hö~hster Ebene weder bestimmt noch in der Lage sind. 
Eine besondere Planungsbehörde mit Weisungsbenugnissen 
gegenüber den Ressorts zu schaffen, war indessen nicht 
möglich . Noch Art. 65 GG führt jeder Bundesmin ister seinen 
Geschäftsbereich innerhalb der vom Bundeskanzler be­
stimmten Richtlinien der Politik selbständig und unter eige­
ner Verantwortung. Er kann daher außerhalb der Richt­
linie nkompetenz des Bundeskanzlers keine Weisungen von 
irgendeiner 'J nderen Stelle erhalten. Oberdies hätte sich 
eine derartige Planungsbehörde praktisch als Instanz 
zwischen die Ressorts und das Kabinett geschoben. 

Es wäre indessen möglich gewesen, eine Planungsstelle für 
olle Verteid igungsbereiche zu schaffen, d ie, ohne Wei­
sungsbefugnisse zu besitzen, ihre Arbeiten mit den bete ili g­
ten Ressorts abgestimmt und Me in1ungsverschiedenhe iten 
im Kab inett zur Entsche idung gestellt hätte. In dieser letzt­
genannten Richtung lag denn auch der Auftrag, den der 
damalige Bundesminister fü r besondere Aufgaben, Dr. 
Krone, durch Erlaß des Bundeskanzlers im März 1963 er­
hie lt. Dadurch wurde ihm eine Zuständigkeit für die Ge­
samtplanu ng und Koordinierunr:l aller Fragen der Ver­
te id i g~Jng übertragen . Es bestand iedoch Obere inst immung 
darüber, daß dieser Auftrag die Zuständigkeiten des Bun­
desm inisters des Innern , insbesondere seine Koordinierungs­
funktion auf dem Gebiet der zivilen Notstandsplanun~, 
unberührt ließ. Zur Erfüllung se iner Aufgaben bedient sich 
ner Bundesm inister für besondere Aufgaben und spätere 
Vorsitzende des Bundesverteidigungsrotes, Dr. Krone, einer 
neu qeschaffenen Unterabteilung für Verteidigung und 
S;cherheit im Bundeskanzleramt. der gegenüber ihm ein fach ­
liches Weisungsrecht zusteht. W eiteraehende Vorstellungen 
sind in iüngster Zeit in der Offentlichkeit erörtert worden'}, 
doch ist der Ausgang dieser Erörterungen noch nicht Z'J 

übersehen. 
(Fortsetzung folgt) 

'I Vgl. Seemann . Di e Landesverleidigung der Bundesrepublik als orga­

nisatorisches Problem, in W e hrkun de 1966, S . 221 11 . und von Zitze­
witz, Gesamtverte idigung ohne Organisationsgesetz, in Wehrk unde 

1965, S. 328 11 . 

Die Schriftenreihe Zivilschutz bringt im Herbst dieses Jahres ols Band 20: 

Berechnung des Schutzfaktors von Gebäuden 
bei radioaktiver Rückstandsstrahlung 

von Dipl.-Ing. M. Mattern, Bad Godesberg 

DM 12,80 

~---------------------------------------------------------------------------------------------~ 
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Um das Uberleben 

Eine notwendige Ergänzung des Schutzbougesetzes 

Von Präsident o. D. Hompe 

N achdem die VO III BlIndes tag beschlossen en einfa dle n No ts tandsgesetze, da runter audl das Schut z­
ba ugesetz. I'o rlällfig in der Dllrchfiihrun g z uriick ges tellt worden s ind. is t ein e Pall se einge treten , 
in der die Z weckmäßig/u it nodl einmal in Ruh e üb erpriift werden kann. Das is t audl deshalb an­
gebra cht , da ebenfalls in den Vereinigten Staaten eille n ell e Ob erpriifllng des Schutzes der Bevö l­
ke rtml1 z lIr Ze it po rgeno mmen wird (Sieh e tmsere n A llfsat z _ Verstärkte Schutzräume in USA?" VO ll 

Dipl.-Ing. A. Klillgmiiller in N r. 4 unserer Ze it sch rift). Wir Rebell n achfo lgend de m früh eren Prä­
sidenten der BlIlldesanstalt fiir z ivilen Luftschut z Zll dieser Fra ge das W o rt. Se in e A us führun gen 
sind nicht nllr beacht enswert , weil es s ich bei de m Verfas ser 11111 ein en der noch lebenden welligen 
Praktiker des z ivilen Lllftschutzes all s dem Z weit en \ Vellkriege handelt , so ndern auch deshalb, weil 
die n ell e ll Gedankengänge in USA unabhängig davo ll s idl mit den VO ll ihm perlrelell en A llffas­
Stlllgell in ge ll'isser W eise decken . Ein e eigene St ellill1 ,(!nahl17 e der Redaktio n bedeulen diese A us­
(jihrun l1ell nichl . 

Die Ausgangslage 

In seiner Studie über die Landesverteidigung .Landesver-
1eid;gung im Rahmen der Gesamtverteidigung", R. v. Dek­
kers Verlag G. Schenk, Hamburg/Berlin, hat der der­
zeitige Inspekteur des Heeres, Generalleutnant de Maiziere 
das überleben und Weiterleben der Bevölkerung als d ie 
zen1rale Frage der Verteidigung bezeichnet. Diese Angabe 
trifft in 'Vollem Umfang für einen Staat wie die Bundes­
republik zu, dessen gesamtes Gebiet bei einer kriegerischen 
Auseinandersetzung Kriegsschauplatz sein würde. Hier ist 
eine Verteidigung ohne genügenden Schutz der Bevölke­
rung, der ihr das überleben ermöglicht, aussichtslos, da 
eine Verteidigung ihren Sinn verliert, wenn der letzte 
Zweck einer Verteidigung, dos Volk in seiner lebensfähig­
keit zu erhalten, nicht gewährleistet ist. Diese auch für die 
Verteidigung der Bundesrepubl ik entscheidende Vorsorge 
eines wirksamen Schutzes der Bevölkerung mag für ent­
ferntere Länder nicht in dieser gleichen Bedeutung zutref­
fen. Deshalb wäre es falsch, sich mit dem Hinweis zu be­
ruhigen, daß diese Vorsorge in anderen Staaten auch nicht 
anders geregelt ist. Die neueren Erwägungen in den USA 
zeigen, daß mon sich selbst dort ernste Sorgen um die wirk­
same Gestaltung des Schutzes der Bevölkerung macht. Die 
keineswegs als scharfmacherisch anzusprechende ameri­
kanische Zeitung " New York Herold Tribune" hot schon 
VOr längerer Ze it diese Loge mit folgenden Sätzen darge­
stellt: 

"Gerade diejenigen europäischen Länder, die in einem 
Atomkrieg am meisten gefährdet sind, haben für ihre zivile 
Bevölkerung am wen igsten vorgesorgt. Wir nennen Groß­
britann ien, Frankreich, Italien und Westdeu tsch land. Alle 
mögen auf dem Gebiet der Forschung und Planung einiges 
getan haben. Schutzräume für die zivile Bevölkerung sind 
nur in ganz unzureichender Menge 'Vorhanden. Neutrale 
Länder, wie die Schweiz und Schweden, haben auf diesem 
Gebiet weit größere Fortschritte zu verzeichnen. _ 

Die nüchterne Betrachtung gebietet zu erkennen, daß -
Zivilbe'Völkerung ist als ein wesentliches Teilorgan seiner 
Natur noch dasjenige des schwächsten Widerstandes. Die 
bestehende Sachlage ist vielfach, besonders ober in 
Deutschland, unverständlich. Sie ist schwer zu verantwor­
ten.· 

Die nüchterne Betrachtung gebietet, zu erkennen, daß -
Wenn überhaupt in der Bundesrepublik Verteidigungsmaß­
nahmen vorbereitet werden - in dem Schutze der Bevöl­
kerung zum überleben, wenigstens des größten Teiles, der 
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Anfangs- und Ausgangspunkt jeder weiteren Verteidigungs­
maßnahme auf militärischem oder zivilem Gebiet zu sehen 
ist. Es fehlt einfach dem Verteidigungsbau das Fundament 
für se ine weiteren Stockwerke, wenn diese Voraussetzung 
nicht gesichert ist. 

Geht man von diesen Überlegungen aus, deren Richtigkeit 
wohl kaum bestritten werden kann, so zeigt sich, daß die 
Bemühungen um eine Verte idigung der Bundesrepublik 
alles andere als planmäßige Vorgänge gewesen sind. Es 
ist zwar viel auf dem sonstigen Verteidigungssektor getan, 
wir haben mit den 12 Divisionen dos stärkste europäische 
Truppenkontingent; auch für die zivile Verteidigung Slind 
im Laufe der Jahre bis zu Milliardenbeträgen Aufwendun­
gen gemocht worden, ober der tatsächliche Schutz der Be­
völkerung , der nur durch bauliche Schutzmaßnahmen be­
wirkt werden kann, ist immer wieder stecken geblieben und 
heuhigen Tags noch in keiner Weise verw irklicht. Die Bilanz 
noch 15 Jahren, seitdem zum ersten Mal eine nach Schutz 
und Hilfe abgewogene und dem Schutzbau d ie Priorität 
zuerkennende Konzeption den zuständigen Stellen vorge­
legt worden ist, zeigt eine erschreckende lücke auf dem 
entsche idenden Gebiete des Schutzes unserer Bevöl.kerung. 

H;ndernisse und Schwierigkeiten 

Natürlich g,ibt es für diesen leidigen Zustand Erklärungen. 
Schutzmaßnahmen dieser Art sind wen ig populär und 
außerdem kosten sie Geld. Obwohl bei der Vorlage der 
ersten Konzeption immer wieder ouf die Vorrang igkeit des 
baulichen Schutzes hingewiesen worden war, und auch alle 
Behörden aufgefordert wurden, bei allen fiskalischen Neu­
b?u1en Schutzmöglichkeiten d ieser Art einzuplanen, ist 
dieser Empfehlung - von wenigen Ausnahmen obge­
sehen - ~ I ch.t gefol~t worden. Wie weit eine Gegenströ­
mung, die Im "Zeichen der Atombombe" olle solche 
Schutzmaßnahmen für wirkungslos erklärte, dabei stim­
mungsmäß:g mitgesprochen haben mog, muß dah ingestellt 
b!eiben . Dazu kom die deutsche Gründl,ichkeit die auch 
hierbei auf Nummer Sicher gehen wollte, obw~hl die Er­
f~llung dieser Forde~ungen für den Krieg ganz allgemein 
nicht gegeben Ist. Eine für einen perfektionierten Schutz 
errechnete schematische Lösung ergab solche Riesensum­
men, doß bei der ersten Gesetzesvorlage dos Parlament 
zurück.sc~rec~te un? eine Verschiebung forderte, die wieder­
um zeitlich nicht eingehalten wurde. Inzwischen bekam die 
g.esamte. luftschutZ'konzeption ein völlig einseitiges Ge­
Sicht. O'le Aufwendungen, die nicht gerade geringfügig 
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waren, wurden für Hilfsorganisationen und Bevorratungen 
vera usgabt, obwohl bei'de, Hilfe und Bevorratung erst 
einen Sinn bekommen, wenn ein Oberleben des größten 
Tei les der Bevöl,kerung einsch ließlich der Hilfsorgan isa t i­
nen selbst gewährleistet ist. Der Zweite Weltkrieg hatte 
doch zur Genüge bewiesen, daß d ie sehr umfangreichen 
Hilfsdienste aller Art die Dezimierung der deutschen Be · 
völkerung nicht im geringsten hätten verhüten können, 
wenn der Bevö lkerung nicht in den Schutzbauten das 
physische Ober leben ermöglicht worden wäre . 

Nun ist wieder durch Zurückschieben die Durchführung des 
.. Schutzbaugesetzes" vertagt worden. Inzw ischen sind die 
früheren reichlichen M ittel versiegt und damit sind d ie Aus­
sichten auf eine großzügige Verwirklichung nicht gerade 
besser geworden. Aber diese Zurückstellung gibt doch zu­
gleich d ie Möglichke it, diesen Fragenkomplex noch einmal 
sorgfältig zu durchdenken und sich dabei den inzwischen 
eingetretenen Verhältnissen anzupassen. 

Da5 Schunbaugesetz 
Dos Schutzbaugesetz sieht bekanntlich vor, daß in allen 
Neubauten Schutzräume nach den Forderungen des Grund­
schutzes zu errichten, öffentliche Schutzräume an Verkehrs­
schwerpunkten vorzusehen und geeignete Neuplanungen 
als Mehrzweckbauten für die Ausnutzung des Schutzes der 
Bevölkerung zu prüfen sind. Dazu würde dann die zweck­
entsprechende W iederherstellung der Bunker aus dem 
Zweiten Weltkr iege treten. 

Würde die Verwirkl ichung dieser Vorhaben nun tatsäch­
lich den notwend igen Schutz der Bevölkerung zum Ober­
leben in a'bsehbarer Ze it erbringen? 
Diese Frage muß verneint werden. Die Neubautät igkeit 
hat ihren Höhepunkt überschritten . Sie erstreckt sich heute 
vorwiegend auf die Umgebung der Städte. Nur ein gerin ­
ger Bruchteil der Bevölkerung würde in 10 - 20 Jahren 
einen gewissen Schutz dadurch erhalten, wobei dieser ge­
ringe geschützte Teil noch nicht einmal besonders gefähr­
det ist. Die Hauptgefährdung l iegt doch in den Zentren 
der großen Städte und Ballungsräumen. Die vernichtenden 
Flächenwaffen finden dort ihre Hauptwirkung. Und für 
diesen, dem zahlenmäßig bei weitem größten Te il unserer 
Bevölkerung, der hier ansässig ist, bringt das Schutzgesetz 
keine Schutzmögl ichkeit. Denn die öffentlichen Schutz­
räume, die früher das Aufnahmebecken der Schutzsuchen­
den waren, sind nur für den Passantenverkehr bestimmt 
und die Schutzbunker alter Art, d ie noch instandsetzungs­
fäh ig sind, sind zahlenmäßig und infolge der inzwischen 
einge tretenen Änderung der baulichen Struktur der Städte 
nicht ausreichend, um erhebliche Te ile der Bevölkerung zu 
schützen. Das Schutzbaugesetz in dieser Form erfüllt da­
mit nicht den Zweck eines genügenden Schutzes der Be­
völkerung . 

Die Konzeption 
Das Schutzbaugesetz geht von dem Grundsatz aus, daß 
der Schutz der Bevölkerung in den Schutzräumen der ein­
zelnen Bauten liegen soll. Das war die Kon zeption, wie sie 
bere its vor dem Zweiten Weltkr iege bestand. Da sie nach 
den anfänglichen Erfahrungen des Weltkrieges nicht durch­
gehalten werden konnte, ging man zum beschleunigten 
Bunkerbau als Grundlage des Schutzsystems für die Be­
völkerung über. Dieser Kollektivschutz hat sich 'Zweifellos 
bewährt. Es ist sehr einfach nachwweisen, daß die Ver­
luste an Menschenleben in den Städten, in denen ausre i­
chend Schutzbunker errichtet waren, trotz zah lreicher An­
griffe auch nicht annähernd so hoch waren wie die Ver­
luste in Städten ohne genügende Bunker schon bei einem 
einmaligen Angriff. In der Folgezeit zeigte es sich sogar, 
daß der Einzelschutzraum deshalb nicht unbedenklich war, 

weil bei Ausbruch von Flächenbränden es nur schwer mög­
lich war, die Sch utzra urn insassen, die sich in ihrem Schutz­
ra um sicher fühlten, rechtzeitig zu m Verla sse n des Raumes 
zu bewegen, zumal sie die Brände auf der Straße gefähr­
deten . Es ist bekannt, daß auf d iese W eise hohe Verlu ste 
zu beklagen waren. Um d iesem Obelstande abzuhelfen, 
wurden in der späteren Zeit Kellerdurchbrüche angeordnet, 
um ei n gedecktes Ausweichen der Bevölkerung nach weni­
ger gefährdeten G egenden zu ermöglichen, ohne dabei auf 
die Straße zu brau chen. 
Nun wird das Schutzbunkersystem, also der Kollektivschutz, 
deshalb als Grundlage abgelehnt, weil nicht mehr mit 
Warnfr isten gerechnet werden kann und somit das recht­
zeitige Erreichen des Schutzbun,kers nicht gewährleistet ist. 
Es ist eigenartig, daß der sehr naheliegende Gedanke, 
gedeckte Fluchtwege, die zum Bunker führen , zu errich­
ten, nicht erwogen oder von vornherein abgel ehnt worden 
ist. W ie d ie Lage nun einmal ist, sollte die doch recht an­
greifbare und überholt erscheinende Konzeption, die den 
Einzel sch utzraum als Grundlage nimmt, noch einmal unter 
Berücksichtigung der zu erwartenden Waffenwirkung über­
prüft werden. 
Das Neuartige an der mögl ichen Waffenwirkung ist doch, 
daß mit einer gewaltigen Oberflächenwirkung der atoma­
ren Waffen gerechnet werden muß. Dadurch wird die 
Oberfläch e für jegl ichen Verkehr unbenutzbar. Da eine 
rechtze,itige Warnung nicht mehr gewährleistet werden 
kann, wird die Oberfläche auch dann gemieden werden, 
wenn noch kein Angriff erfolgt ist. Der Zustand in Berlin 
in den letzten Mona ten des Krieg es, in denen keine War­
nung mehr mögl ich war, beweist das. 
Geht man von dieser Grundlage aus, so würde sich das 
Leben der Bevölkerung nach Eintritt der Spannungsze it 
praktisch in Einzelschutzräumen bewegen . Damit sind die 
Hausbewohn er isol iert und eingeschlossen. Wi e soll noch 
jemand seinem Beruf nachgehen, wenn er jeden Augen­
blick mit e'inem Angriff rechnen muß, der ihn auf der 
Straße überrascht. Es gehört doch nicht allzu viel Vor­
ste llungskraft dazu zu er,kennen, daß damit jede Tätigkeit 
und das eigentliche Leben einer Stadt erlahmt, wobei noch 
die Frage der Versorgung der Hau sbewohner mit Lebens­
mitteln zu einer Mutprobe wird. Tritt nun aber der Fall e<in, 
daß ein Angri ff mit atomaren Waffen durchgeführt wird, 
dann sind die im Katastrophengebiet eingeschlossenen 
Menschen einma l durch das nicht rechtzeit ig zu bekämp­
fende Feuer und zum anderen bei einer Flucht aus diesem 
Inferno durch die Radioaktivität der Oberfläche bedroht . 
Alle Oberlegungen müssen deshalb dahin gehen, daß ni cht 
nur ein statischer Schutz für die Bevölkerung, sondern eine 
gewisse und geschützte Zirkulationsmöglichkeit vorhanden 
sein muß, wenn sie über leben will. 
Da du rch das Schutzbaugesetz die Bevölkerung in den 
Zentren der Großstädte nicht geschützt sein wird, ist es 
umso dringlicher erforderlich, dieser wenigstens eine ge­
schützte Zirkulationsmöglichkeit zu erschließen, durch die 
sie sich versorgen, aber auch im akuten Notfalle dem Ge­
fahrenherd durch Ausweichen entziehen kann. Es bleibt da­
bei zu prüfen, ob nicht diese gedeckte Zirkulation smöglich­
keit zug leich ein gewisses Maß an dem sonst völlig fehlen­
den Schutz erbringen kann . 

Gesamtschutz statt Teilschutz 
Das Schutz,baugesetz erbringt nur im besten Falle für 
spätere Zeit einen Teilschutz, und diesen auch wieder nur 
für best immte Kreise, die es sich heute noch leisten kön­
nen, N eubauten zu errichten. Die weitaus größte Mehrzahl 
der Bevölkerung, d ie zudem noch besonders gefährdet ist, 
bleibt ohne Schutz. Das ist unbefr iedigend. 
Bei den baulichen Schutzmaßnahmen ist es bekanntlich nun 
so, daß ein absoluter Schutz mit tragbaren Mitteln nicht 
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1~1 '1"[11 i : ~. Du S:hut: w ird a lso nur ein bed ingter ble iben . 
Sc~b s ~ver~ tändlich w ;rd m::lI1 einen höchstmöglichen Schu~z­
rJ~a d cl!1s i reben. Je höher der Schutzgrad, umso höher die 
dafür no:wenigen Aufwendungen. Da d iese naturgemäß 
b3cchrön iJ sind, entsteht nun wieder d ie Gefahr, daß kein 
a ' lgem8 'n8r, sO:1 dern nur ein te ilweiser Schutz erzielt wird . 
SJcI ~ ~ ma n nun nach e:ner allgemeinen Lösung, so wird 
man s'ch vom G rundsatz des Einzel schutzraumes lösen 
mÜs"cn. Er wurde, wie gesagt, schon im Laufe des Zweiten 
Wzltkr :eges mehr und mehr verlassen. Wenn man schon 
dama:, es für nicht mögl ich hielt, dem einzelnen Bürger 
d;e La s: des Schutzes aufzubürden, so ist es schwer ver­
ständ!'ch , daß heute noch immer an der Auffassung fest­
gehalten w ird , daß grundsätzlich der Bevölkerungsschutz 
ei n Sel bstschu tz sei, an dem der Staat nur mith ilft. Bei einer 
Situat ;on w;e sie vor dem Zweiten Weltkrieg geg8ben wo', 
in der a:1'ä ngl ;ch e; n Lu ftangr iff größeren Stils auf Städte 
als gänzl ich unwahrscheinlich angenommen werden konnte, 
war solch e Auffas su ng verständlich. Di e En ~w i cklung läßt 
aber heute einen Luftanilriff als größte Katastrophe er­
sche in" ;! . der qegznüber der einzelne Bürqer ohne stärkste 
M ith il fe des Staates völli g hilflos gegenübersteht. Für d ie 
Abwehr all er A rten möql icher Katastrophen sind die Behör­
den der Gemeinden Länder und des Bundes verantwort­
lich und sorgp.n aus ' öffentl ichen M itteln zum Schutze der 
Bürq er teils durch techn ische teils durch organisatorische 
Maßnahmen vor. So kann die Verantwortung dieser Stei­
len allch nicht b~i der größten Katastrophe in Bezug auf 
den Schutz des Bürgers diesem mehr oder minder zuge­
schoben und nur vom Rande her Hilfestellung qegeben 
werden. Sicher muß und soll der Einzelne dabei nach be,ten 
Kräften helfen . aber Führung und Verantwortung für eine 
wirkungsvolle Abwehr lieg t bei diesem größten Gemein­
schaftswerk eindeutig bei den zuständigen behördlichen 
Stellen . 

Solche Auffassung führt dazu , daß sich die zuständigen 
Behörden vom Einzelschutz als Grundlaile des Schutzes 
der Bevölkerung abwenden und einen Schutzplan für die 
ganze Gemeinde aufstellen. Vom schablonenhaften EinzeI ­
schutzraum führt d iese Gedankenrichtunq zum Entwurf 
eines den Schutz der ganzen Gemeinde umfassenden 
Schutzsystems. Dieser Schutzplan muß allen Gemeindemit­
Qliedern im Krisenfalle die Möqlichkeit geben, sofort einen 
qewissen Schutz zu finden und geschützt sich beweilen zu 
könn en, um ohne Benutzung der gefährdeten Oberfläche 
ihrer Tät igkeit nachzugehen und ihre Versorgung sicherzu ­
stellen. 

Diese Forderung mag zunächst als phantast isch und un­
durchführbar erscheinen. Beim näheren Nachdenken ist sie 
aber eine log ische Folge aus der Entwicklung der Waffen­
Wirkung . In dem mit Bomben herkömmlicher Art geführten 
Luftk rieg verursachte die Bombe Einzelschäden. Solange 
kein Angriff stattFand, war d ie Bewegungsmöglichkeit durch 
Sicherstellunq rechtzeit iger Warnung nicht beh indert. M it 
F.intrilt der Flächenwaffen ist nicht mehr der Einzelschaden 
bestimmend für die GeFährdung, wobei vor, während und 
nach dem Anqriff eine Bewegungsmöglichkeit manileis 
rechtzeitiger Warnung ausgeschaltet ist. W ie d ie Bedro­
hung von der Einze lwirkung zur Gesamtwirkung überile­
ganqen ist, so muß auch der Schutz vom Einzelschutz sich 
auF df'11 Flächenschutz umstellen . Es ist verwunderlich, daß 
diese Fol gerung in den Planungen noch nie beachtet wor­
den ist. 
W ie aber ist ein solcher Flächenschutz zu gestalten? 

Nun, die angegebene Zielsetzung führt f~st von ~elbst zur 
Anlage eines unter irdischen Netzes, das In ~en tIefstgele­
genen Te ilen der Häuser, also den Kellern, seinen Ausgang 
nimmt und durch die Kellerdurchbrüche diese mite inander 
Zu einer Strecke verbindet. So entstehen in der Kellerebene 
der Reihenhäuser der Großstädte zunächst einmal nach 

außen abgedeckt, meist unter der Erdgleiche liegende Lauf­
strecken. Diese offenen Laufstrecken werden nun zum 
Schutz gegen Einsturzgefahr mit Beton oder Stahl umman­
telt, so daß ·durch sämtliche Keller ein die Trümmerlast 
des Hauses tragender Gewölbegang entsteht, zu dem von 
jedem Hause her eine gesi ch erte Eintrittsmöglichkeit ge­
geben sei n muß. Der Durchmesser und die Höhe des Ge­
wö:bega ng es muß so abgemesse n sei n, daß die Benutzer 
des G ewölbeganges gut aneinander vorbe igehen können . 

Um nun aber auch zu den Häuserreihen auf der anderen 
Straßenseite gelangen zu können, soll an gewissen Stellen 
ei ne Untertunnelung der Straße durchgeführt werden. Diese 
Untertunnelung ist so anzulegen, daß sie einen hohen 
Schu tzg rad besitzt und auch zum kurzzeitigen Aufenthalt 
der Schutzsuchenden geeignet ist . Diese Querverbindungen 
vervollständigen al so das unterirdische Verbundsystem und 
sind gle ichzei t ig Schutzstollen im Gefahrfalle, zu denen 
man gedeckt gelanqen kann . 
Das ganze Verbundsystem soll schließlich in Großschutz­
räume ausmünden . w ie sie im Zuge unserer Verkehrs­
san ierung in den Großstädten als Mehrzweckbauten mehr 
und mehr errichtet werden. Diese Schutz-Zentralen sollen für 
die Aufnahme größerer Menschenmassen und deren Betreu­
ung ausgestattet sein . 
In d ieser We ise hätte d ie Gesamtbevölkerung einen be­
dingten Schu!:. wäre auf große Strecken verteilt, könnte 
si ch ungefährdet von einem Punkt der Stadt zum anderen 
bewegen und aus der Katastrophenzone gedeckt in weni­
ger gefährdete Gebiete ausweichen. 
Es kommt dazu, daß dieses unterird ische Verbundnetz auch 
d ie einz ige Möglichkeit für die Hilfskräfte bietet, ungefähr­
det an den Rand des Katastrophenherdes zu gelangen. Bei 
Verwendung nuklearer Waffen, be i der stets mit Radio­
aktivität des Bodens gerechnet werden muß, die erst lang­
sam abklingt, ist eine schnelle Hilfsmögl ichkeit von der 
Oberfläche ausgeschlossen. Es hat aber wenig Sinn, nach 
Stunden helfen zu wollen , da d ie Schnelligke it der Hilfe­
leistung in jedem Falle Vorausbed ingung für eine wirksame 
HilFe ist. 
Die Prinzipskizze des Schutzplanes für d ie Zentren der 
Groß- und M ittelstädte setzt sich also aus 3 Komponenten 
zusammen. 
Das sind einmal d ie Fluchtstrecken durch die Keller der 
Häuser, zum zweiten die Schutzstollen oder Tunnel unter 
der Straße als Querverbindung der gegenüberliegenden 
Häuserreihen und der Mehrzweckbauten als Schutzzen­
tralen. Die Durchführung läßt sich unter Berücksichtigung 
der besonderen geolog ischen oder baul ichen Beschaffen­
heit der einzelnen Städte abwandeln . Es ist auch möglich, 
den Ausbau stufenweise vorzunehmen, indem zunächst nur 
die Kellerdurchbrüche vorgenommen werden, im zweiten 
Stadium die Untertunnelung der Straße, später die Um­
mantelung des Fluchtweges. Auch bei dieser stufenweisen 
Ausführung ist immer bereits ein sich erhöhender Schutz­
ilrad gegeben. In sehr verkehrsreichen Straßen kann die 
Untertunnelung durch einen Zugang von der Straße aus 
auch als geschützter Verkehrsweg für die Fußgänger be­
nutzt werden oder als Tunnel-Passage mit Schaufenster­
Anlagen, gegebenenfalls mit Läden selbst ausgestattet wer­
den. Bleiben die Tunnel nur für den Ernstfall gedacht, so 
können an ihren Seiten aufklappbare Pritschen zum Lie­
gen oder Sitzen angebracht werden , um den Zufluchtsu­
chenden den AuFenthalt während der Gefahrzeit zu er­
leichtern . Es bleibt also innerhalb des Grundprinzips ein 
großer Spielraum, sowohl in der zeitlichen Ausführung wie 
in der speziellen Gestaltung. 

Man sollte auch nicht die psychologische Wirkung zu ge­
ring ansetzen , die von einem so gestaltete.n Schutzsystem 
ausgeht. Die Menschen sind nicht wie im Schutzraum iso­
l iert, sondern bleiben unter sich und können sich gegen-
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seitig helfen. Vor allem aber wird das Bewußtsein, daß ein 
Schutz vorgesorgt ist und sie also wissen, wohin sie im 
Gefahrfalle gehen können, eine Paniksti mmung verhindern, 
während sie jetzt in den Großstädten tatsächl ich nicht wis­
sen, wo sie Schutz suchen können. 

Das Für und Wider 

Bei jeder Planung dieser Art gibt es ei n Für und Wider. 
Es wird auch nicht ausbleiben, daß gegen diese Planung 
Bedenken geltend gemacht werden. Ihr großes Für gegen­
über den bisherigen Best immungen bleibt aber, daß sie 
sich ein mal von den rein techn isch-wissen schaftlichen Unter­
suchungen über ei ne Schutzra umtype, die doch nur zu einem 
Tei lschutz führt, frei gemacht hat und auf d ie prakt ische Ge­
staltung eines G esa mtschutzes hinz iel t. Dabei ist ihre Ver­
wirklichung auch stückweise und mit Abänderungen, die der 
jeweiligen örtl ichen Situat ion angemessen sein können, 
möglich. 

Die Bedenken werden zunächst in der Kostenfrage lie!=jen, 
die schon immer ein Verwirkl ichen eines Schutzes verhin ­
dert hat. Aber !=jerade die stufenweise Durchführung er­
möglicht es, daß schritlweise vorgegangen und die auf­
zuwendp.nden Mittel zeit lich abgestuft werden können . Die 
aufwend igsten Te i le der Schutza nlage bilden im übrigen 
d ie Schutz-Zentralen, die ja - sei es als öffentliche Schutz­
räume oder als Mehrzweckbauten - auch im Schutzbau ­
oesetz ei ngeplant w aren. Bei ei nem solchen unter irdischen 
Verbundnetz könnten auch die öffentlichen Schutzräume 
ei ng espart werden . wpnn Mehrzweckbauten oder instand­
gesetzte Bunker als Schutzzentral en vorhanden sind. Bei 
einer realistischen Betrachtunqsweise ist überdies nicht mit 
einem großen Pa ssa ntenverkehr auf den Straßp.n zu rech ­
nen . wofür d iese Schutzräume d iener. sollten. Die Kosten 
für Untertunneluno der Straßen würden wahrscheinlich ~e ­
ringer se in als der Ausbau solcher öffentlicher Schutz­
räume. Für d ie Kostp.n der Gewölbe!=jänqe könnten die 
Nutznießp.r. also d ie Hausbewohner, anteili!=j hp.rangezooen 
w",rrlp.n . Diese Kosten sind für d ie ", ;nzelnen Hausoemein­
schaften best immt geringer als der Bau eines Einzelschutz­
rallmes, der oegen die Einsturzlast de~ Hau~"'s und den 
Fallout schützt, und gewährp.n den gleichen Schutz. 

Fin zweites Bedpnkp. " kaM die Fraqe des Kräftebedarfs 
bilrlp.n . rln 7.ur Dllrrhführuno der Planuno natürl ich zahl­
roirhe Kräftp. Arfordp.rlich sind. Dabp.i könnten aber d 'e 
Hilfsornan isationen des ziv i len BevölkArunosschutzp.s wie 
rler Seihstschutz und dm Tech nische Hilfswe'rk v iele Vorar­
he itp.n iibernehmen IJnrl damit b"'we i<en . w ip. ernst e~ mit 
ihrem rYen.t rm Nnchsten i~t. Da dip. Stollenhe r~tellun., 
1I,,'p.r t1p.n Strnf.\en pi ne tvo isch h",ram':;nn ;sche Vorle istun o 
... fnrd" r! eraöh~ r. irh al1rh rl ip Mö,.,lirhkei t der zp.i twp'spn 
Heronziph""n fre' (1 p<"btpr Kräft", des Bp.rnha ue. fiir d;p.~e 
lwp,.kp. \Np ...... man hedpnkt. welchp QewnTt;"P.n IJmbnllt"n 
7IJr Zeit in ri en "1",iste" deutsch",,, Gr,.,ß~tädten im Gann "! 
si"d . rinn" erschp;"t d ip. 711 riip. <er Plnnll"g notwend 'qe 
Arbei tsleistun!=j nicht sonderlich übermäßir:! . 

Für d ie dam it gegebene psychologische Umstellung aus den 
G leisen alter Denkweise könnte es sich aber als günstig er­
weisen , daß eine im Grund e ähnliche Planung in den Ver­
einigten Staaten zur Ze it vorgeschlagen und selbst vom 
" Vater der Wasserstoffbombe" Professor Teller als wirk ­
sam betrachtet wird. (Siehe Heft 4 d ieser Zeitschrift "Ver­
stärkte Schutzräume in USA" .) Auch in den Verein igten 
Staaten betrachtet man den Schutz durch Einzelschutzräume 
gegen "Fal lout " als unbefr iedigend und suchte nach einar 
wirkungsvollen Lösung, die schließlich auf die Einrichtung 
von Schutz-Strecken durch Stollen unter der Straße hinaus­
lief. Das ist fre ilich nur eine Teillösung der hier vorgeschla­
!=jenen und vom Verfasser schon seit Jahren vertretenen 
Planung. Sie l iegt aber ganz in der neuen Denkrichtung. 

Die Tatsache, daß in den Verein igten Staaten solche gle ich­
artigen Erwägungen von einem Professoren-Kollegium auf­
gestellt werden, könn te erfahrungsgemäß auch bei den 
deutschen verantwortlichen Stellen zu einer Uberprüfung 
des bisherigen Standpunktes führen . 
Da nun aber Bedenken niemals auf eine praktische Lösung 
hinauslaufen, sollte man wenigstens einmal daran gehen, 
an einem praktischen Beisp ie l Wert oder Unwert, Durch­
führbarkeit und Undurchführbarkeit zu erproben. Das hieße 
also, daß sich die Gemeinde einer Groß- oder Mittelstadt 
bereit erklärt, einen Modellfall zu praktizieren. Bei dieser 
Planung sollte man aber nicht nur wie bisher immer nur 
Wissenschaftler und Behördenvertreter hinzuziehen, son­
dern auch Männer der prakt ischen Erfahrung und der ein­
sch läg igen Baupraxis. Sonst ist zu befürchten, daß auch 
aus diesem praktischen Modellfall nie mals Wirklichke it 
w ird. 

Ergänzung des Schutzbaugesetzes 

Wäre al so nach diesen Ausführungen das Schutzbaugesetz 
hinfäll ig? Keineswegs! Der Einzelschutzraum bleibt als die 
Schutzlösung für einzelstehende Häuser. Man kann anneh­
men, daß die Mehrzahl der Neubau-Wohnhäuser im Stile 
des Eigenheimes errichtet werden. Liegen sie im Zuge von 
Reihenhäu se rn, so können sie in das Verbundsystem e inge­
gliedert werden und geben d iesem dam it eine willkommene 
zusä tzl iche Schutzmögl ichkeit. Die Errichtung von Kollekt iv­
Schutzräumen und Mehrzweckbauten, w ie sie in dem Gesetz 
vorgesehen ist, gehört zu den Voraussetzungen des Schutz­
planes. Was also die hier gemachten Vorschläge bezwek­
ken, ist vie lmehr eine Ergänzung des Schutzbau~esetzes , d8-
mit der größte und meistgefährdete Teil der Bevölkerung 
nicht schutzlos ble ibt, w ie dies nach dem Schutzbaugese!l 
ohne Ergänzung der Fall sein würde. 
Diese Ergänzung sol lte dem Schutzbaugesetz vorangestellt 
werden und die Forderung enthalten, daß jede Gemeinde 
verpflichtet wird, einen Schutzplan für ihre Gemeinde zu 
entwerfen. Die Grundzüge eines solchen Schutzplanes 
wären im Gesetz anzuführen. Mit dieser Grundforderung 
käme auch ei ne einheitliche Konzeption für den baulichen 
Luftschutz in das Gesetz, das damit ein Ganzes b ilden 
würde, während es jetzt nur Teilforderungen ste llt. 

Ausw;rltungen auf die Hilfsmaßnahlmen 

Wird der Schulzplan zur Grundlage des baulichen Schut­
ze s, so ergeben sich, wie schon angedeutet, auch für die 
Durchführung der Hilfsmaßnahmen neue G esichtspunkte. 
B' sher s:nd im Grunde die vorgesehenen Hilfsmaßnahmen 
die !=jle ichen wie im Zwe iten Weltkr iege. Damals war, von 
blockierten Straßenzügen abgesehen . die Oberfläche be­
fahrbar und begehbar. Ein Atamangriff mit Fallout, der die 
Oberfläche, soweit sie nicht schon durch den Druckstoß 
unp::lSSierbar ist, unbetretbar macht, legt diese Art Hilfe 
lahm. Es ist schwer verständlich, von solchen Hi lfsmaß­
nahm en in di esem Fall eine Wirkung zu erwarten. Ist der 
Schutzp lan mit sei nem unterird ischen Streckennetz durch­
!=jeführt. so können di e Hilfsdienste gedeckt b is an den 
Rand ries Katastrophenherdes vordringen. Die unterird i­
schen Fluchtwege si nd dann zugleich die Angriffswege für 
die Hilfstrupps. M it Einführung des Schutzplanes wären 
damit auch für d;e Hilfsmaßnahmen neue Gesichtspunkte 
!=jeqeben, die sich auf Ausb ildunq und Ausrüstung dieser 
Hilfsdienste ausweiten müßten . Das Gleiche gilt auch für 
die stationären Anlagen dieser Hilfsdien ste wie Rettungs ­
stellen, Entgiftungseinrichtungen, Untersuchunqsstellen u. a. 
Neben der Ausnutzung der zweiten Ebene für die Hilfs­
maßnahmen müßte eine Vorsorge für die weitere Unter­
stützung aus der dritten Dimens ion, von der Luft aus . durch­
geführt werden . Der Luftweg wird dann für Herausführung 
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der Verletzten und für Antransport von Spezialkräften und 
Med ikamenten sowie notfalls auch zur Heranführung be ­
nötigter Versorgung ausgenutzt werden müssen, da die 
Unbetretbarkeit der Oberfläche längere Zeit anhalten 
kann . Dafür sollte ebenfalls Vorsorge getroffen werden. 
Der Hinweis auf vorsorgl iche Auswahl und Vorbereitung 
von Hubschrau'ber-Landeplätzen sei hierbei nochmals ge­
geben . (Heft Nr. 11 / 1965 dieser Zeitschrift.) 

Zusammenfassung 

Eine Verteidigung verliert ihren Sinn, wenn das OberlE'bcn 
des größten Teiles der Bevölkerung nicht ges ichert ist. Die 
Bevölkerung der Bundesrepublik ist in dieser Hinsicht von 
allen Völkern der Erde am meisten gefährdet. Das Schutz ­
baugesetz vermag in seiner vorliegenden Fassung das 
Oberleben der Bevölkerung nicht zu gewährleisten, da 

Frauen im Verteidigungsdienst 

Die weibl ichen deutschen Hilfskrä fte im Zweiten W eltkrieg 

von Gertrud Hammer 

Wir finden es heute nicht ungewöhnlich, in Zeitschriften, 
Ill ustrierten und Wochenschauen Bilder von Frauen und 
Mädchen anderer Länder zu sehen, die für den Verteidi­
gungsdienst vorbereitet und geschult werden. Es ist uns 
auch durchaus geläufig, weiblichen mi litärischen Unifor­
mierten unserer in Deutschland stationierten NATO-Part­
ner zu begegnen. Aber der Gedanke, daß auch eines 
nicht zu fernen Tages Mädchen und Frauen verpflichtet 
werden könnten, an unseren Verte idigungsvorbereitungen 
mitzuwirken, dürfte den meisten von ihnen sehr ferne 
liegen . Und dies, obg leich an den gesetzlichen Grund­
lagen hierfür bereits seit Jahren gearbeitet wird. Das 
Für und W ider ist nur sporadisch in die breitere Offent­
lichkeit gedrungen. Der Verteidigungsdienst der Frauen 
blieb mehr oder weniger ein Thema für Fachleute. 
Daß die Frauen aber, tritt einmal der Verteidigungsfall 
ein, aus dem Geschehen nicht ausgeklammert werden 
können, wissen die heutigen Mütter- und Großmütter­
generationen nur zu genau. Aber auch bei ihnen sind die 
Erinnerungen an ihre schwerste Zeit verdrängt. Nicht nur, 
daß Männer we itaus hä ufiger vom letzten Kriege sprechen 
als die Frauen. Auch in der Literatur zeichnet sich der 
gleiche Vorgang ab. Kriegsl iteratur - von der wissen ­
schaftlichen Dokumentation über persönliche Erinnerungen 
bis zum Roman - gibt es in Hülle und Fülle. Bis heute 
sind aber keine umfassenden Untersuchungen über die 
Ro lle der Frau im Zweiten Weltkrieg und nur wenige 
Persönliche Erinnerungen über ihre Erlebnisse erschienen. 

Als der Krieg noch human war 
Ein kurzer Rückblick auf den Ersten Weltkrieg zeigt, wie 
gonz anders die Aufgaben der Frauen waren, a ls die 
Verteidigung des Vaterlandes noch als ausschließliche 
Sache der Männer galt. Die Initiative zur Mithilfe im 
Kriege ging damals von den Frauenvereinen aus, die 
einen nationalen Frauendienst vorschlugen. Aus den Rei ­
hen der verschiedenen Vereine und sozia len Hil fswerke 
standen sehr ba ld zahlreiche Helferinnen für die Kranken­
Pflege und sozia le Betreuungsdienste mannigfacher Art 
ZUr Verfügung. Die Mithilfe der Frau bewegte sich auf 

es für die am meisten gefährdeten und zahlen­
mäßig stärksten Te ile der Bevölkerung in den Zentren der 
Groß- und M itte lstädte ke inen Schutz verbürgt. Deshalb 
bedarf das Schutzbaugesetz einer Ergänzung des Schutzes 
d ieser überwiegenden Teile. Ein solcher Schutz für d ie über­
w iegende Mehrheit der Bevölkerung ist du rch ein unter­
irdisches Schutzsystem, das aus Keller-Gewölbegängen und 
Stollen besteht und in öffentliche Schutzzentren mündet, 
durchführbar. Dazu müssen die Gemeinden verpflichtet 
werden, einen entsprechenden, auf d ie besonderen Verhält­
nisse der jeweiligen Gemeinde abgestimmten Schutzplan 
zu entwerfen. Dabei muß von dem Grundsatz ausgegangen 
werden, daß die Vorsorge für das Oberleben der Bevölke­
rung in Notzeiten die wichtigste und vordringl ichste Ge­
meinschaftsaufgabe ist, die allen anderen Aufgaben voran­
geht. 

ihrem ureigensten Gebiet der Fürsorge. Es gab keine 
Bombennächte über dem Heimatgebiet. Der Krieg blieb 
draußen vor der Tür. Erst in der letzten Phase des Ersten 
Weltkrieges wurde ein weibliches Nachrichtenkorps auf­
gestellt, um Männer aus der Etappe für die Front freizu­
bekommen. An der wirtschaftlichen Verteidigung waren 
Frauen und Mädchen indirekt beteiligt, wie aus der zuneh ­
menden Beschäftigtenzahl weiblicher Arbeitskräfte In 

Fabriken und sonstigen Betrieben abzulesen ist. 

Erste gesetzliche Grundlagen im NS-Staat 

Der Erste Weltkrieg hatte also keine Erfahrungen hinter­
lassen, nach denen es notwendig gewesen wäre, die 
Frau für Verteidigungszwecke einzuspannen. Erst nach 
der Machtübernahme durch Hitler und mit der Verkün ­
dung der allgemeinen Wehrpflicht wird auch die Frau 
mit einbezogen. Dies geschieht allerdings zunächst in 
einer Form, die leicht übersehen werden konnte, denn 
das Idealbild des Nationalsozialismus von der Frau war 
das der Hausfrau und Mutter. Die Frau im öffentlichen 
Leben und gar in führenden Positionen war unerwünscht. 
Die erste gesetzliche Grundlage für die Tätigkeit der 
Frau im Falle eines Krieges brachte zwei Jahre nach der 
Machtergreifung im Mai 1935 das Wehrgesetz, in dem 
es einleitend hieß : )m Kriege ist über die Wehrpflicht 
hinaus jeder deutsche Mann und j e d e d e u t s ehe 
Fra u zur Dienstleistung für das Vaterland verpflichtet." 
Welcher Art diese Verpflichtung im Ernstfall sein würde, 
wurde bezeichnenderweise nicht näher ausgeführt. Auch 
in der politischen Propaganda blieb dieses Thema uner­
wünscht. 

Aber man schaffte zwangsweise Sammelbecken verschie­
dener Art, die zu gegebener Zeit für jeden Zweck ausge­
schöpft werden konnten. Mit dem Gesetz über die Hitler­
jugend wurde auch die weibliche Jugend erfaßt. Wie der 
weibliche Arbeitsdienst am Ende zum Kriegsdienst wurde, 
soll später ausgeführt werden. Und schließlich standen 
in der NS-Frauenschaft genügend ältere Frauen gege­
benenfalls zur Verfügung. 
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Ebenfalls im Jahre 1935, kurz nach Erlaß des Wehrgesef ­
zes, wurde das Luftschutzgesetz verkündet, das "a II e 
D e u t s c h e n zu Dienst- und Sachleistungen sowie zu 
sonstigen Handlungen, Duldungen und Unterlassungen 
verpflichtet, die zur Durchführung des Luftschutzes erfor­
derlich sind". Damit unterlagen auch die Frauen der Luft­
schutzpflicht. 
Später kamen noch eine Notdienstverordnung vom Ok;o­
ber 1938 und eine Dienstpflicht- und Kräftebedarfsver­
ordnung vom Februar 1939 hinzu, die die gesetzliche 
Grundlage für die Dienstverpflichtung von Frauen für 
die Wehrmacht bildeten. Die Diktatur hatte also bereits 
vor dem Kriege eine Reihe von gesetzlichen Fäden 
gesponnen, die später nach Bedarf verknüpft werden 
konnten. 

Ausbildung im Luftschutz 

Die einzige Ausbildung von Frauen für den Ernstfall 
erfolgte im Selbstschutz. Zunächst auf freiwilliger Grund­
lage durchgeführt, wurde sie mit der ersten Durch­
führungsverordnung zum Luftschutzgesetz zum "Pflicht­
fach". Da es bei der Erfassung der Selbstschutzkräfte vor 
allem darauf ankam, solche Kräfte auszuwählen, die im 
Ernstfall auch wirklich zur Verfügung stehen würden, 
stützte man sich besonders auf Frauen und nicht mehr 
wehrpflichtige Männer. Luftschutzhauswarte und Leiter 
der Luftschutzgemeinschaften waren zunächst Männer. 
In den späteren Kriegsjahren rückten dann aber auch 
Frauen in diese Stellen ein. 
Die Domäne der Frau im Selbstschutz sollte vor allem 
die Erste Hilfe sein. Hierfür gab es in jeder Luftschutz­
gemeinschaft Laienhelferinnen, die dafür ausgesucht und 
ausgebildet waren zu helfen, bis ein Arzt zur Stelle war. 
Von ihren Fähigkeiten und ihrer Persönlichkeit hing sehr 
oft der seelische Zustand einer Luftschutzgemeinschaft 
ab. Obermüdete Kinder, verängstigte Kranke und 
Gebrechliche waren diesen Samariterinnen anvertraut, 
die oft über Panik oder Ruhe und Ordnung bei den auf 
engem Raum zusammengedrängten Menschen entschie­
den. 
Waren dies noch Aufgaben, die - so schwer sie im 
einze lnen waren - dem Wesen der Frau entsprachen, 
so fielen ihr im Laufe des Krieges immer schwerere 
Dienste zu. Mehr und mehr Männer wurden eingezogen 
oder arbeiteten nachts in den Rüstungsbetrieben. Außer 
der Ersten Hilfe blieb es auch auf den Schultern der 
Frauen hängen, Dachstuhlbrände zu löschen und Hab 
und Gut aus brennenden Wohnungen zu retten. Sie taten 
es mit Hingabe, Mut und in vorbildlicher Kameradschaft. 
Wo Not am Mann war - und diese Not wurde von 
Jahr zu Jahr größer - stand die Frau ihren Mann. 
Die ohnedies großen Verluste an Hab und Gut und 
Menschenleben wären noch um vieles höher gewesen, 
hätten die Frauen nicht immer wieder ihre physisc:len 
und seelischen Kräfte bis an die Grenzen des Möglichen 
eingesetzt. (Die Verfasserin, zu jener Zeit im Osten auf 
dem Lande wohnend, spricht nicht aus eigenem Erleben. ) 
Auch im erweiterten Selbstschutz, im Werkschutz, im 
Luftschutzwarndienst, im Behördenluftschutz und im Luft­
schutzsanitätsdienst traten immer mehr Frauen an die 
Stelle der zur Wehrmacht einberufenen Männer. 

Weibliche Feuerwehren 

Seit Anfang 1943 wurden, vor allem in ländlichen Gebie­
ten, auch Frauen und Mädchen zu den freiwilligen Feuer­
wehren herangezogen, um die immer rarer gewordenen 
männlichen Kräfte zu ersetzen. "So schwer mir diese 
Konzession auch gefallen war, bei den Freiwilligen Feuer-

wehren auch Frauen einzustellen für einen Dienst, der 
für d ie we ibl iche Konstifution zu schwer ist", schreib t der 
kürzlich verstorbene Branddirektor a. D. Hans Rumpf I). 
"Bereits 1943 gab es auf dem Lande Wehren, die aus 
mehr Frauen als Männern zusammengesetzt waren . Ende 
1944 standen 275000 Frauen im Alter zwischen 18 und 
40 Jahren als ausgebildete, vollwertige Helferinnen in 
den Reihen des amtlichen Feuer löschdienstes, des SHD 
und in sbesondere der Freiwilligen Feuerwehren im Kriegs­
einsatz. Zahllos sind meine Erinnerungen an achtens­
werte Besichtigungsergebnisse wie an tüchtige Leistungen 
im Einsatz: Von der weißhaarigen Hebammenschwester, 
die schon mehr als ein dutzendmal die Besatzung ihres 
heimatlichen Löschfahrzeuges zu m nächtlichen Einsatz in 
die Nachbarschaft gefahren hatte, bis zu der jungen 
Diplomingenieurin, die in Mantel und Sta hlhelm ihren 
Männern als Zugführerin vorangehend ein gutes Bei­
spiel gab. Im letzten Kriegsjahr habe ich an manchen 
Orten Wehren angetroffen, die nur noch aus weiblichen 
Mitgliedern, vielleicht noch durchsetzt mit einigen nicht 
mehr dienstfähigen Veteranen bestanden." 

Schließlich waren auch zahlreiche Mädchen und Frauen 
in der wirtschaftlichen Verteidigung tätig. Dienstverpflich­
tet in der Rüstungsindustrie und in kriegswichtigen Ver­
sorgungsbetrieben ersetzten sie auch hier die immer 
rarer werdende männliche Arbeitskraft. Aus der "natür­
lichen Bestimmung der Frau als Hausfrau und Mutter", 
aus dem "Mutter-und-Kind- Idea l", wie es vor dem Kriege 
propagiert wurde, war das weibliche Arbeitspotential 
geworden. 

Die Frau in der Wehrmacht 

Eine große Zahl von Frauen und Mädchen tat unmittelbar 
Dienst bei den drei Wehrmachtsteilen. Ein Teil von ihnen 
übte schon lange vor Kriegsbeginn als Angestellte oder 
Arbeiterinnen eine Tätigkeit dort aus. Sie bildeten das 
sog. Stammpersonal, zu dem bei Kriegsbeginn Hundert­
tausende von Freiwilligen und aufgrund der vorerwähnten 
Dienstpflicht- und Kräftebedarfsverordnung zah lreiche 
Dienstverpflichtete kamen. Dieses sog. "Wehrmachtsge­
folge" hatte zwar keinen militärischen Status, unterlag 
aber z. B. den Bestimmungen des Militärstrafrechts und 
der M ilitärdisziplinarordnung. 
Einen Gen e ra I plan für den Einsatz von Frauen bei 
Heer, Luftwaffe und Marine hat es n ich t gegeben. 
Jeder Wehrmachtsteil verfügte selbst über den Einsatz 
von Frauen in seinem Bereich. Es bestanden keine ein­
heitlichen Bestimmungen über die Art des Einsatzes von 
Wehrmachtshelferinnen, auch ihre sozia le Betreuung war 
nicht generell geregelt. Während beim Luftschutzdienst 
eine Vorausplanung und Ausbildung bereits im Frieden 
erfo lgt war - deren Rahmen zwar, was die Frauen anbe­
langte, durch die Ereignisse später gesprengt wurde -, so 
ist der Einsatz von Frauen im Dienst der W ehrmacht 
in großem Maßstabe offenbar nicht von vornherein vor­
gesehen gewesen. 
Da s Fehlen eines weiblichen F ü h re r kor p s hat sich 
beim Großeinsatz von Frauen bei der Wehrmacht als 
sehr nachteilig erwiesen. Das überall im Fronteinsatz 
tätige Deutsche Rote Kreuz stand dagegen unter einer 
erfahrenen gut eingespielten weiblichen Führung. Die 
Rotkreuzschwester im Kriegseinsatz ist wohl das popu­
lärste Symbol für die Frau im Verteidigungsdienst. 15000 
von ihnen wurden zu Kriegsbeginn mobilisiert und den 
Sanitätseinheiten der drei W ehrmachtstei le zugetei lt. Zu 
ihnen kamen dann noch zah lreiche Helferinnen. Nach 

' ) Hans Rumpf: . Der hochrote Ho hn ·, Ve rlag Mitt ler & Sohn, Dormstadt 



dem FrankreichfelcJz ug "borgte" das DRK übrig ens dem 
Heer ein ige tousend Freiwillige, die donn a ls N ach richten­
helferinnen ausgebildet und im Fernsprech- und Fern­
schreibedienst einge~etzt wurden. 
Währc nd in anderen Ländern Frauen auch führende 
Ste ll ungen im militärischen Bereich einnehm en konnten, 
haben deutsche Frauen und Mädchen be i uns immer nur 
die Rolle der "Helferin" gespielt. Eine andere Gruppe 
von ihnen waren die Stabshelferinn en. Sie trugen w ie die 
NachrichtenhelFerinnen Uniform und warem im Geschäfts­
zimmerbereich höherer Kommandobehörden eingesetzt, 
nachdem auch hier männliches Personal für den Front­
dienst herausgezogen worden war. 

Zum aldiven Kriegsdienst eingezogen 

Außer diesen weiblichen Hilfskräften verschiedener Art, 
die bei den drei Wehrmachtsteilen tätig waren , sei es 
auf einem alten Arbeitsverhälf'nis beruh end, auf frei­
williger oder dienstverpflichteter Basis, gab es noch eine 
Gruppe " Eingezog ener" . Dies geschah über den Reichs­
arbeitsdienst der weiblichen Jugend, dessen Dienstzeit 
durch einen Führererlaß im Juli 1941 von sechs auf zwöl f 
Monate verlängert wurde. Ihr Kriegsdienst, der ursprüng­
lich auf Büros und im sozialen Bereich abgeleistet w erd en 
sollte, weitete sich im Verlauf des Krieges zur akt i v e n 
Mitwirkung in der militärischen Verteidigung aus. Sie 

Zivilschutz in Österreich (I) 

von G ilbert v. Aue, W ien 

Beim Aufbau des Zivilschutzes in Osterreich sind die ver­
antwortlichen Stellen von der Annahme ausgegangen, 
daß ein globaler Kernwaffenkrieg - gegen den wirksame 
Schutzmaßnahmen kaum zu ergreifen sind - unwahr­
scheinlich ist, indessen ein örtlich und durch bestimmten 
Kampfmitteleinsatz begrenzter Krieg im Bereich der Mög­
lichkeit liegt. Schutzmaßnahmen für die Zivilbevölkerung 
sind jedoch auch notwendig, wenn Osterreich selbst ni.cht 
unmittelbar in die Kriegsereignisse hineingezogen wird . 
Vor allem aber bildet der zivile Bevölkerungsschutz die 
notwendige Ergänzung zur militärischen Landesverteidi­
gung. Der Zivilschutz kann aber nur dann wirks?m .sein , 
wenn er nach einheitlichen Grundsätzen und Richtlini en 
geplant, aufgebaut und durchgeführt wird. Dabei ist es 
klar daß er mit der Landesverteidigung beim fried ens­
mäßigen Aufbau eng zusammenarbeiten muß. ~~ine 
Organisation ist aber ausschließlich Sache der zivilen 
Behörden und Verbände ; auch im Hinblick auf die Gen ­
fer Konvention müssen die zivilen Maßnahmen von den 
militärischen streng getrennt werden. 
Die österreich ische Bundesregierung kam, als sie sich mit 
dieser Angelegenheit befaßte, zum Entschluß, die Bundes­
minister für Inneres und Landesverteidigung mit der Aus­
arbeitung eines Planes für die Organisation des öster­
reichischen Zivilschutzes zu beauftragen. I) Zu diesem 
Zweck wurde ein zentraler Planungsstab für den Zivil -

-' ) Anm . d er Redakti o n : In O s te rreich gi bt es bis her noch kei n Bundes-
g esetz für d e n Zivi lschut z . Von de n Lä nde rn hot Vo rorl be rg ei n 
SChutzra umgesetz in An lehnun g an d as Vorbi ld der bena chba rte n 
Schweiz e rl asse n . 
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begann 1943 mit den Flakhelferinnen, die "zur Hilfe­
leistung" bei der Flugabwehr eingesetzt wurden und 
endete bei den Flak w a f f e n - Helferinnen, die an Ge­
schützen und Scheinwerfern männliche Soldatendienste 
leisteten. Je totaler der Krieg, desto totaler wurde auch 
der Einsatz der Frauen. 

"Bewaffnung mit Panzerfaust ist zulässig" 

Schließlich wurde auch der feierlich betonte Grundsatz 
durchbrochen, daß keine deutsche Frau jemals eine Waffe 
tragen dürfe. Ein OKW-Erlaß vom M ärz 1945 lautet : 
" Zur Bedienung von Feuerwaffen im Kampf gegen den 
Feind dürfen Frauen und Mädchen im allgemeinen nicht 
herangezogen werden. Ausnahme : Die vom Führer geneh­
migten Flak-Batterien, ferner zum freiwilligen Einsatz aus­
drücklich sich Anbietende. Ausstattung mit Handfeuer­
waffen für den persönlichen Schutz, soweit im Einzelfall 
erforderlich auch mit Panzerfaust pp., ist zulässig. Soweit 
Frauen und Mädchen im Heimatkriegsgebiet zum Wach­
dienst eingesetzt sind, wird Ausstattung mit Handfeuer­
waffen genehm igt." 
Zwei Monate später begann der Nachkriegseinsatz der 
deutschen Frau: Die Trümmerfrauen räumten auf, was 
trotz ihrer großen Mithilfe und ihres oft übermensch­
lichen Einsatzes nicht mehr zu verteidigen war. 

(Wird fortgesetzt) 

schutz gebildet, der sich mit den einzelnen einschlägigen 
Fragen zu befassen hat; er wurde später in den " Arbeits­
ausschuß Z" überführt. 

Diese Stelle arbeitete für die Durchführung der Maßnah­
men des behördlichen Zivilschutzes folgende 0 r g a n i­
sationaus : 

1. Bundesministerium fürinneres 

"Arbeitsausschuß Z" ("Zentraler Planungsstab") zur Pla ­
nung, Vorbereitung und Koordinierung der Zivilschutz­
maßnahmen auf Bundes- und Landesebene im Einverneh­
men mit dem Bundesministerium für Landesverteidigung. 
Vorsitz : Bundesminister für Inneres oder der von ihm mit 
seiner Vertretung betraute Beamte des Bundesministeriums 
für Inneres (BMfl.). Im Arbeitsausschuß sind vertreten : 
Bundeskanzleramt, BMfl, Bundesministerium für Unterricht 
(BMfU), Bundesministerium für soziale Verwaltung, Bun­
desministerium für Finanzen, Bundesministerium für Land ­
und Forstwirtschaft, Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau (BMfHuW), Bundesministerium für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft, Bundesministerium für Landes­
verteidigung (BMfLV), Bundesm inisterium für Auswärtige 
Ang elegenheiten; d ie Bundesländer, der Städtebund und 
der G emeindebund ; im Bedarfsfall auch andere Organ isa­
tionen (Zivilschutzverband, Rotes Kreu z). 

Die Gesamtlandesverteidigung umfaßt vier Bereiche, und 
zwar die militärische, die zivi le, die wirtschaftliche und d ie 
geistige Landesverteidigung . Die den einzelnen Bereichen 
zukommenden Aufgaben werden in vier analogen Arbeits­
ausschüssen ("M", "Z", " W", "G") und im " Sonderaus-
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schuß für Verkehrswesen und Nachrichtenverbindungen" 
behandelt, deren Koordinierung dem Bundesministerium 
für Landesverteidigung im Einvernehmen mit dem Innen­
ministerium obliegt. In jedem Ausschuß führt das ent­
sprechende Ministerium den Vorsitz; also z. B. im Arbeits­
ausschuß Z das Innenministerium; an der Spitze der zivi­
len Landesverteidigung steht somit der Bundesminister für 
Inneres. 
Inhalt und Umfang der Zivilschutzmaßnahmen werden im 
Arbeitsausschuß Z unbeschadet der auf Grund der Ge­
setze bestehenden Kompetenzen beraten und ermittelt. 
Diese Beratungen werden durch eigene "Arbeitsgruppen" 
vorbereitet. Fallen ihre Ergebnisse in Länderkompetenzen, 
so werden sie an die Bundesländer - die ja auch im Ar­
beitsausschuß vertreten sind - in Form von "Empfehlun­
gen" weitergegeben. 
Für die laufende Bearbeitung der Zivilschutzangelegen ­
heiten besteht im Bundesministerium für Inneres das "Amt 
für Zivilschutz" (Abteilung 19), dem die Durchführung von 
Zivilschutzmaßnahmen - soweit seine eigene gesetzliche 
Zuständigkeit gegeben ist - obliegt. Es fungiert ferner 
als Geschäftsstelle des Arbeitsausschusses Z und besorgt 
namentlich die Benachrichtigung der Bundes- und Landes­
behörden von den Beratungsergebnissen. 

2. Amt der L a n des r e g i e run g 

Zivilschutzstab beim Amt der Landesregierung 

Vorsitz : Landeshauptmann oder nach der Geschäftsein­
teilung ein mit den Zivilschutzangelegenheiten betrautes 
Mitglied der Landesregierung. Mitglieder des Zivilschutz­
stabes : Leiter des Amtes der Landesregierung, Sicherheits­
direktor, Landesgendarmeriekommandant, Mi I itär-(T erri ­
torial -)kommandant, Vertreter des Landesschulrates, des 
Zivilschutzverbandes, des Roten Kreuzes usw. 

Die Aufgaben des Zivilschutzes in jedem der neun öster­
reichischen Bundesländer nimmt das Amt der Landesregie ­
rung, je nach Kompetenz als Hilfsorgan des Landeshaupt­
mannes oder der Landesregierung wahr. Als beratendes 
Organ fungiert der Zivilschutzstab des Landes unter dem 
Vorsitz des Landeshauptmannes. Das Amt der Lan­
desregierung hat bei Angelegenheiten in Bundeskompe­
tenz für die Durchführung der von der zuständigen Zen ­
tral stelle ergangenen Weisung zu sorgen und bei Ange­
legenheiten in Landeskompetenz auf Grund der Planun­
gen des Zivilschutzstabes des Landes alles weitere zu 
ve ranlassen . 

3. B e z i r k s ver wal tun g s b e hör d e 

An der Spitze des Zivilschutzes im Bezirk steht der Be ­
zirkshauptmann oder ein von ihm beauftragter Beamter. 
Ihm zur Seite steht der Zivilschutzstab des Bezirkes in 
analoger Zusammensetzung wie der Zivilschutzstab beim 
Amt der Landesregierung. 

Es kann sich allerdings die Notwendigkeit ergeben, zwei 
oder mehrere Bezirke einer gemeinsamen Führung zu 
unterstellen oder auch nur einen Teil des Bezirkes zivil­
schutzmäßig in einen anderen Bezirk einzubeziehen -
namentlich dann, wenn sich eine Gefahrenzone über 
zwei oder mehrere Bezirke oder Teile davon erstreckt. 

4. Ge m ein d e 

Die Aufgaben des Zivilschutzes in der Gemeinde nimmt 
je nach der Kompetenz der Bürgermeister oder der Ge­
meinderat wahr. Wenn es die Größe der Gemeinde er­
fordert, wird auch in der Gemeinde ein Zivilschutzstab 
unter dem Vorsitz des Bürgermeisters eingerichtet. 

Die Luftschutztruppe 
Die empfindlichsten Stellen jeder Landesverteidigung sind 
die Nahtstellen. Diese treten besonders dort auf, wo sich 
Einzelgebiete der umfassenden Landesverteidigung berüh­
ren . Es ist daher selbstverständlich, daß bei allen Vorsor­
gen diesen Stellen besonderes Augenmerk zugewendet 
und eine enge Zusammenarbeit zwischen zivilen und mili­
tärischen Kräften gesucht werden muß. Auf den Gebieten 
der Schadensbekämpfung, der Hilfeleistung bei Katastro ­
phen, des Schutzes vor ABC-Kampfmitteln usw. sind es 
die Luftschu tz truppen und die gleich organisierten Kräfte 
der zivilen Landesverteidigung, die das Zusammenwirken 
im Verteidigungssystem sicherstellen. Nur durch starke 
und für Zusammenarbeit gut geschulte Luftschutztruppen 
und Einheiten der zivilen Landesverteidigung wird es 
überhaupt möglich sein, der Zivilbevölkerung im Notfall 
rasche und wirksame Hilfe zu bringen und die Abwehr­
kraft der Verteidigung zu erhalten. 

Die Aufgaben 

Hauptaufgabe der Luftschutztruppe ist die Organisation 
des Heeresluftschutzes. Sie hat Maßnahmen zu treffen , 
das Element der Bewegung in der Tiefe gegen Feindein ­
wirkungen - insbesondere aus der Luft - durch passive 
Maßnahmen sicherzustellen . Hierzu werden der Luftschutz­
truppe auf Grund einer Beurteilung der Lage Schutz­
objekte zugeteilt, bei welchen das Herabsetzen der Scha­
denserwartung und das Erzielen eines größeren Bergungs­
und Rettungszuwachses zu erreichen sind. 
Im einzelnen können die Aufgaben folgendermaßen prä ­
zisiert werden: 

1. Brandbekämpfung aus taktischen Forderungen: ßrände, 
die insbesondere Luftangriffen Ziele bieten ; Brände, die 
Zielbeleuchtung geben; Brände, die als Sperren vom 
Feind gelegt werden; Brände, die das Eingreifen der 
Rettungs- und Bergungstrupps hemmen . 

2. Rettungs-, Bergungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
bei den Versorgungseinrichtungen des Bundesheeres 
(Betriebsstoff-, Munitions-, Verpflegungslager und Aus­
gabestellen sowie Ersatzteillager). 

3. Schutzmaßnahmen bei kriegswichtigen Schlüsselbetrie­
ben : Erdölgewinnung - Verarbeitung - Lagerung, Muni­
t ionsfabriken, Nahrungsmittelerzeugungsstätten usw. 

4. Schutzmaßnahmen bei Verkehrsanlagen für die opera ­
tive Führung und Versorgung (wichtige Verkehrswege, 
Flugplätze etc.) 

5. Schutzmaßnahmen der Energieversorgung . 

6. Schutzmaßnahmen der Wasserversorgung . 

7. Schutzmaßnahmen bei Fernmeldeeinrichtungen und Ein­
richtungen der Luftbeobachtung (Funkstationen, Fern­
sehstationen, Radarstationen). 

Zu diesen konventionellen Aufgaben, die sich aus den 
Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges ableiten lassen, 
kommen noch neue hinzu, nämlich der Schutz vor ABC­
Kampfstoffen, insbesondere vor der Wirkung des radio­
aktiven Niederschlags der Atomwaffen. Um sich vor die­
sen Gefahren überhaupt schützen zu können, müssen sie 
vor allem einmal erkannt, in ihrer räumlichen Ausdeh­
nung und Intensität festgestellt werden. Darin liegt die 
neue, aber ebenso wichtige Aufgabe der Luftschutztruppe 
- der Gasspürdienst war auch im Zweiten Weltkrieg schon 
notwendig. Das Aufspüren bakteriologischer und chern i-
scher Kampfmittel erweitert diesen Spürdienst. 

In den Einheiten der Luftschutztruppe, den Luftschutz­
pionierkompanien . sind hierzu ABC-Züge eingegliedert. 
Gleiche ABC-Züge sind für verschiedene militärische Korn-
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Eine Spürgruppe wird mit ihrem Fahrzeug über verseuchtem Gebiet 

abgesetzt 

monden vorgesehen. Jede Einheit jeder Waffengattung 
ist in der Lage, im Bedarfsfall einen ABC-Trupp zusam­
menzuste ll en un d ei nzusetzen; die Stabskompan ien aller 
Truppenkörper verfügen über einen hauptamtlichen ABC­
Trupp. Ferner befinden sich bei den Stäben, vom Batail­
lonsstab aufwärts, haupt- bzw. nebenamtliche ABC-Offi­
ziere und bei den einzelnen Kompanien eigens geschulte 
ABC-Unteroffiziere. 

Die Organisation 
1. Die Luftschutzpionierkompanien 

Die taktische Einheit der Luftschutztruppe ist die Luft­
schutzpionierkompanie, die so gegliedert und ausgerüstet 
ist, daß sie a ll e Anforderungen gemäß ihres Auftrags er­
fü llen kann. (G liederung siehe Skizze 1) Die Luftschutz­
züge bestehen aus Rettungs- und Brandschutzgruppen . 
Ihre Hauptaufgabe ist die Rettung von Menschen. Sie sind 
durch ihre Ausrüstung mit modernsten Brandschutzgeräten 
österreichischer Erzeugung zur Löschwasserförderung über 
lange Strecken und durch ihre relative Unabhängigkeit 
von der Ortswasserversorgung in der Lage, Groß- und 
Fläschenbrände zu bekämpfen. Der technische Zug ent­
hält vorwiegend schwere Pioniermaschinen, die den Luft­
schutzzügen das Herankommen an die Schadensstellen 
ermöglichen sollen und auch zu technischen Aufgaben 
sowie zu den dringendsten Räumarbeiten zur Verfügung 
stehen. Der ABC-Zug besteht aus Spür- und E-(Entstrah­
lungs-, Entgiftungs- und Entseuchungs-)gruppen. Er hat die 
Aufgabe, Umfang und Wirkung eingesetzter oder vermu ­
teter ABC-Kampfmittel festzustellen und die erforderlichen 
Abwehrmaßnahmen durchzuführen. Der Sanitätszug ver­
Sorgt die geretteten Menschen.2

) Gliederung und Aus-

-') Vgl . Oberstleutnant ;. G. Heinr ich Demblin de Ville "Oie Luftschut z· 
truppe" in "Tru ppend ien.t", Wien, 3/63. 

rüstung der Kompanie sind derart, daß die einzelnen 
Züge nicht nur die oben angeführten Aufgaben erfüllen, 
sondern sich auch gegenseitig ergänzend unterstützen 
können. Die Luftschutzzüge müssen beispielsweise die 
Wasserversorgung des durch den ABC-Zug aufgebau­
ten E-Platzes übernehmen; der technische Zug kann im 
Verband mit den Luftschutzzügen und dem ABC-Zug durch 
den Einsatz seiner Geräte sowie der Brandschutzfahrzeuge 
die Entstrahlung und Entgiftung großer Geländeflächen 
durchführen. 

Die Aufgaben der Luftschul ztruppe fallen in den Bereich 
der Territorialen Verteidigung, da Schutzobjekte meist 
unbeweglich sind. Die Einheiten dieser Waffengattung 
sind daher in der Regel den Territorialkommonden 
unterstellt. Da im Ernstfall die Kasernen je nach Mobi­
lisierungsstufe teilweise leer stehen werden, bedürfen 
auch diese einer luftschutzmäß igen Sicherung. Daher wird 
bereits jetzt im Frieden für Selbstschutzgruppen in den 
Kasernen, . Arsenalen, Lagern usw. vorgesorgt. Djese 
Gruppen Sind den Kasernkommanden, also den zurück­
bleibenden Dienststellen, untergeordnet. 

2. Die L u f t s c hut z t r u p p e n s c h u I e 

Der Zweck der Luftschutztruppenschule - Gliederung siehe 
Ski zze 2 - ist die Ausbildung des Fachpersonals der 
Luftschutztruppe; als Waffenschule führt sie u.a. entspre­
chende Kurse für Unteroffiziere, Reserveoffiziersanwärter 
und Offiziere durch. Bei den Offizierskursen unterscheidet 
man folgende zwei Arten: 

- Allgemeine Informationskurse für jene Offiziere, die auf 
dem Luftschutzsektor und insbesondere im ABC-Abwehr­
dienst nicht genügend ausgebildet wurden und einer 
Nachschulung bedürfen; 

Fachkurse für ABC-Offiziere: Diese sind bei sämtlichen 
Militär-(Territorial-)kornrnanden und Gruppenkomman­
den hauptamtlich, bei den übrigen Stäben nebenamt­
lich eingesetzt. In jeder Kompanie findet sich ferner 
ein hauptamtlicher ABC-Unteroffizier. 

Einsatz der Spürgruppe im verseuchten Gebiet 

Für die Kasernkommandanten - also die Leiter der in den 
Kasernen verbleibenden Rücklaßkommanden - und für 
die systemisierten ABC-Offiziere, ferner für einen gewis­
sen Ted der ABC-Unteroffiziere werden, ebenfalls im 
Rahmen der Luftschutztruppenschule, territoriale Brand­
schutzkurse durchgeführt. 
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MILITÄRISCHE LUFTSCHUTZ - PIONIERKOMPANIE r Kp. Kdo 

L..,--:-ll 
ZIVILE FUB - B6~6ITSCHAFT r Bereitschofts-Kdo 

~ 
~ [tJ ~ll 

Skizze 1: Gliederung des Luflschulz-Verbondes 

Zusammenarbeit mit zivilen Dienststellen 

Ahnliehe Aufgaben wie der Luftschutztruppe sind den 
ABC-Abwehrdiensten der Exekutive, der Feuerwehren und 
des Roten Kreuzes, gestellt. Diese gleichartigen Aufträge 
führten zu einer Vereinbarung, die folgendes vorsieht: 

Einheitliche Organisationsmaßnahmen bei zivilen Ab­
wehrdiensten und Luftschutztruppe, 

Beschaffung gleicher Geräte und technischer Ausrü­
stungen, 

- Gleichlaufende sowie oft gemeinsame Ausbildung. 

Die Vorteile dieser Vereinbarung liegen auf der Hand : 
Einsparungen bei Beschaffung von Geräten und Ausrü­
stung; Vereinfachung der Instandsetzung und Ersatzteil ­
lagerung; bei der Luftschutztruppe sowie bei den Feuer­
wehren Ausgebildete können ohne Umschulung wechsel­
seitig verwendet werden; Gewährleistung zweckmäßiger 
und rationeller Zusammenarbeit zwischen Luftschutztruppe 
und zivilen Abwehrdiensten_ 

Dos Rückgrat der Zivildienste sind in allen Bundesländern 
die Fe u e r weh ren. Sie stellen im Ernstfall die soge-

Skizze (2 : Die Luftschutzlruppenschule 

Lehr-Stob mit Lehrgruppen 
für A-Dienst, BS-Dienst, 

Ru .B-Dienst, LsMosch-, 
Sonder-Kfz, Son/B-Dienst, 
C-Dienst, W- u. AI-Dienst 

~-B-B-L-___ --1 

nannten .FuB-(Feuer- und Bergungs-)Bereitschaften·, die 
durch eine zusätzliche technische Ausrüstung in die Lage 
versetzt werden, Menschen zu retten, lebenswichtige Güter 
zu bergen und durch bessere Beweglichkeit (Motorisie­
rung) überörtlich zu wirken. Diese FuB-Bereitschaften ent­
sprechen in Ausrüstung, Gliederung (siehe Skizze 1) und 
Einsatzgrundsätzen den militärischen Luftschutzpionier­
kompanien. Ihre Aufstellung und Spezialausbildung wird 
bereits jetzt durchgeführt; für jede Bezirkshauptmann­
schaft ist eine FuB-Bereitschaft geplant. Derzeit gibt es 
z. B. im Bundesland Nieder-Osterreich vier Abteilungen 
mit 14 einsatzfähigen FuB-Bereitschaften (= 14 Kompa­
nien). Normalerweise verbleiben sie in ihren Aufstellungs­
orten disloziiert, sind dadurch bei Angriffen im Kriegsfall 
unempfindlicher und werden nur für übungen bzw. im 
Alarmfall zusammengezogen. In besonders wichtigen Ge­
bieten, z. B. im Erdölgebiet, werden eigene FuB-Bereit­
schaften, die mit Spezialgerät ausgestattet sind, aufge­
stellt. 

Schulkommondo 

Leh rkompanie -Kdo 

11 . Lehr­
Zug Mol 

(Wird fortgesetzt) 

Vorschriften- u. 
Vers-Slob 
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Allerlei Wissenswertes vom Trinkwasser 

von S. Clodius 

Im Rahmen der Ze itschrift Zivilschutz wird den Leser dos 
Thema Notstandsp lanung natürl ich besonders interessieren. 
Indessen weiß mon, daß in d iesen Dingen dos letzte Wort 
noch nicht gesprochen wo rden ist und deshalb auch in 
Sachen Wasser noch nichts abschl ießendes berichtet wer­
den kann. 
Es könnte ober nützlich sein, unabhängig hiervon einen 
Oberbl ick über den derzeitigen Stand der Wasserversor­
gung, wie er si ch als Ergebnis des fr iedensmäßigen Aus­
baues darstellt, in kurzen Zügen zu geben, zumal sich 
immer wieder zeigt, daß noch viele Unkla rheiten über 
näch s tli e~ende Fragen bestehen, zum Beispie l über die 
Fra ge, wieviel Wasserwerke es überhaupt in Deutschland 
(BR) g:bt. 
Es muß al so zunächst einiges aus der Statistik mitgeteilt 
werden . Fre ili ch muß hier festgestellt werden, daß Statistik 
in der Wasserversorgung bisher nur verhältnismäßig spär­
I,ich betr:eben wurde, zum mindesten in früheren Jahrzehn­
ten . Am we itesten zurück reicht eine statistische Berichts­
re ihe, die von dem Deutschen Verein von Gas- und Wasser­
fachmännern (jetzt Frankfurt/Ma inl eingerichtet wurde. 
Dieser Vere in konnte im Jahre 1959 sein 100jähriges Be­
stehen fe,iern; er ~ehört somit zu den ältesten technisch­
wissenschaftlichen Vereinen Deutschlands. 
Im Jahre 1889 gab er einen gedruckten Bericht heraus, der 
d ie Betr iebsergebnisse von 62 öffentlichen Wasserwerken 
enthielt. Diese "Zusammenstellungen der Betriebsergeb­
nisse von Wasserwerken", wie die Berichte früher hießen, 
kamen anschl ießend regelmäßig jä-hrlich oder in größeren 
Abständen heraus und wurden laufend - entsprechend der 
Zunahme der öffentlichen Versorgung - auf weitere 
Werke ausgedehnt. 
Heute werden diese "Wasserstatistiken", wie sie jetzt 
he ißen, gemeinsam von dem genannten Verein und dem 
Verband der deutschen Gas- und Wasserwerke, der mehr 
den wirtschaftl ichen Vereinigungen zuzurechnen ist, her­
ausgegeben. Mon ist jetzt bereits be,i der 74.05. Ausgabe 
fü r die Jahre 1962/1963 angelangt. Im wesentlichen enthal­
ten d iese neueren Statistiken die Angaben der dem Ver­
band ange·hörenden Mitgliedswerke, die mon zu etwa 
1 000 angeben kann . Diese Werke stellen durchweg die 
größe ren Betr iebe bis herunter zu etwa 100000 m) Jahres­
abgabe dar. Der Vorte il dieser gedruckten Wassersta"isti­
ken besteht da ri n, daß sie regelmäßig herauskommen und 
Angaben für jedes Jahr bringen. Außerdem enthalten sie 
neuerdings aufaddierte Gesamtwerte und auch Wirtschafts­
za hlen . 
Nun gibt es aber nicht nur Wasserwerke, die Verbandsmit­
glieder sind, sondern auch viele kleine Werke, die dem 
Verband nicht angehören; für die zentrale Versorgung der 
Bevölkerung sind sie aber ebenfalls wichtig . Ein erster Ver­
such, alle Werke festzustellen, wurde bere its während des 
letzten Krieges unternommen. Diese Ergebnisse aus dem 
alten Reichs~ebiet sind ober nicht weiter ausgewertet wor­
den. Nach dem Kriege interessierten sich d ie Besatzungs­
mächte für diese Frage ; sie beauftragten die damalige 
Verwaltung für Wirtschaft und die entsprechenden Länder­
verwaltungen mit der Feststellung einer solchen Zanl. Es 
ergab sich damals eine Gesamtzahl von rund 12000 Was­
serwerken oder, besser gesa~t, Wasserversorgungsunter­
nehmen ; denn es waren nicht die einzelnen Pumpwerke ge­
mei nt, deren es in einem Ort auch mehrere geben kann , 
sondern die Verwaltungse inheiten . 

Die Verteilung auf die Länder der damaligen H Trizone" 
war folgende (vergl. GWF Gas- und Wasserfach 1949, 
S. 599); 

Schleswig-Ho ls tein 
Hamburg 
Niedersachsen 
Nordrhe in-Westfa:en 

Britische Zone 

Hessen 
Württemberg-Baden 
Bayern 
Bremen 

Amerikan ische Zone 

Württemberg-Hohenzollern 
Südba :len 
Rhe inland-Pfalz 

Französische Zone 

rd . 

200 Werke 
1 Werk 

791 Werke 
2010 Werke 

3002 Werke 

2255 Werke 
800 Werke 

3100 Werke 
2 Werke 

6157 Werke 

830 Werke 
620 Werke 

1993 Werke 

3443 Werke 

In den folgenden Jahren ist zunächst keine umfassende 
Zählung mehr durchgeführt worden . Erst das Gesetz über 
die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 
1953 erbrachte die Mögl ichke it, auch auf dem Wassersek.­
tor we itere Erhebungen durchzuführen. Es dauerte ober 
immerh,in noch bis zum Jahre 1958, ehe eine entsprechende 
Verordnung erscheinen konnte ; es war dies die H Verord­
rl'Ung Ober die Statistik in der öffentlichen Wasserversor­
gung und im öffentl ichen Abwasserwesen H vom 3. April 
1958, nach der u. a . folgende Tatbestände in der öffent­
lichen Wasserversorgung erfragt werden konnten : 

1. Gewinnung und Bezug von Grundwasser, Quell­
wasser und Oberflächenwasser; 

2. Abgabe von Wasser ; 
3. Einwohnerzahl des Versorgungsgebietes . 

Diese Verordnung galt nicht im Saarland; außerdem war 
sie auf das Kalenderjahr 1957 als Erhebungsjahr be­
schränkt. Die Ergebnisse lauteten wie folgt, wobei d ie Zah­
len für Berl in herausgelassen wurden, we il die für das 
~Ieiche Jahr (1957) erstellte Industriewasserstatistik die 
Zahlen von Berlin nicht mit einbezogen hatte und sonst 
ein Vergleich erschwert worden wäre (vergl. GWF 1960, 
S. 775); 

A Gesamtes Wasseraufkommen der öffentlichen Wasser­
versorgung im Kalenderjahr 1957 (Bundesgebiet ohne 
Saarland und Berlin) 

B 

1. durch Eigengewinnung 
al aus Grundwasser 
b) aus Quellwasser 
c) aus Oberflächenwasser 

2039177 000 m) 
659 545 000 m) 

(aus Flüssen, Seen, Teichen usw.) 227662000 m) 
2. durch Fremdbezug 

N·utzbar abgegebene 
1957 
1. Wasserabgabe an 
2. Wasserabgabe an 

Summe A: 

Wassermenge 

Endverbraucher 
Weiterverteiler 

Summe : Iß 

405 602 000 m) 
3 331 986 000 m) 

im Kalenderjahr 

2 650 325 000 m) 
371 043 000 m) 

3 021 368 000 m) 
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C Einwohnerzahl der unm ittelbaren Versorgungsgebiete 
am Ende 1957 45212282 Personen 

D Anzahl der Wasserwerke und gesamte Wasserauf­
kommen nach Größenklassen 

Insgesamt 
Größenklassen 

unter 50000 m)/Jahr 

50000 bis 100000 
100000 bis 300000 
300000 bis 1 000000 
1 000000 u. mehr 

insgesamt 

Wasser­
werke 

10978 
1712 
1 297 

619 
318 

14924 

Wasserauf- davon 
kommen Fremdbezug 
in 1000 m) in 1000 m) 

191533 34329 
118124 20997 
219580 31464 
325206 44895 

2477 543 273917 
3331 986 405602 

W ie die Tabelle zeigt, konnte damals mit rund 15000 
"Wasserwerken " (= Wasserversorgungs unternehmen) ge­
rechnet werden. Das gesamte Wasseraufkommen belief 
sich auf rund 3,3 M illiarden m) für 1957. 
Das Wasseraufkommen der rund 1 000 in der Verbands­
statistik erfaßten größeren Wasserwerke l iegt etwa bei 
85 Ofo des Gesamtwasseraufkommens. Rein mengenmäßig 
liefern also die zahlre ichen kleineren Werke nur rund 15 % 

des Wasseraufkommens. Ihre große Bedeutung liegt in 
ihrer regionalen Verteilung in ländlichen Gebieten, in 
denen sie die Lebensve rhältn isse verbessern helfen, indem 
sie die zivilisatorischen Unterschiede zw ischen Stadt und 
Land zu ihrem Teil ausgle ichen . 
Man sieht aus den Tabellen , daß der Umfang der öffent­
l ichen Wasserversorgung doch recht beachtlich ist. Freilich 
besagen d iese Zahlen zunächst noch nichts über den Aus­
baugrad dieser Versorgung . Bekanntlich gibt es neben letz­
terer noch in manchen G eb ieten eine Einze lversorgung aus 
privaten oder auch öffentlichen Quellen, Brunnen oder 
Zisternen, w ie d ies früher überhaupt üblich war. Es inter­
essiert nun die Frage, w ieviel Einwohner sich heute noch 
nach dieser M ethode versorgen müssen und wieviele be ­
reits an ei ne öffentliche zentrale Wasserversorgung ange­
schlossen sind. Im Durchschn itt dürften die letzteren zur 
Ze it 94 % ausmachen. 
Eine genauere Antwort wird hierauf d ie Erhehung gehen 
können, d ie zur Ze it angelaufen ist und auf der neuen 
Verordn ung vom 12. 3. 1964 basiert. Die bei dieser Erhe­
bung gestellten Fragen sind prakti sch d ie gleichen w ie 
beim ersten Mal. Aber w ie überall im Leben bringt eine 
W iederholung verläßlichere Werte als beim ersten Durch­
gang, der mit Mänge!n verschiedener Art bel astet wa r. 
W enn diese Erhebung durchgeführt sein wird, dürfte es 
mögl ich se in, zum mindesten über die öffentl iche Wasser­
versorgung konkrete Aussagen zu machen und Unterlagen 
für künftige Planun~en zu liefern . Voraussichtlich w ird dies 
im nächsten Jahre der Fall sei n. Ob und wann ei ne weitere 
Umfrage diese r Art zustande kommen wird, läßt sich jetzt 
noch nicht sagen. 
Demgegenüber beruht die Industriewa sse rstatist ik auf 
sicheren gesetzl ichen Bestimmungen . Nach dem "Gesetz 
über die Allgemeine Statist ik in der Industrie und im Bau­
hauptgewerbe" vom 13. 7. 1957 können alle zwei Jahre 
bestimmte Erhebungen über Wasserversorgung und Ab ­
wasserbese it igung in der Industrie durchgeführt werden. 
Aber das nur nebenbei; denn hier geht es in erster Linie um 
die öffentliche Wasserver, orgung und was mit d ieser zu­
sammenhängt. Immerh in best immt diese Industriewasser­
statistik insofern den Turnus der Erhebungen auf dem 
öffentl ichen Sektor, als im letzteren Falle nur ein Turnus 
mit geraden Jahren in Frage kommt, w ei l sonst der Gleich­
tritt mit der Industriewasserstat is tik nicht erreicht wird. Au s 

diesem G~unde ist auch bei der ersten Umfrage zur öffent­
lichen Wasserversorgung das Jahr 1957 und bei der zweiten 
1963 gewählt worden, weil die Industriewasserstatistik laut 
Gesetz bisher für die Jahre 1957, 1959, 1961 und 1963 durch­
geführt wurde. So ergeben sich wenigstens für die Jahre 
1957 und 1963 vergleichbare Zahlen . 
M ;t diesem kurzen Abriß möge die eigentliche Statistik 
er led igt sein. Wenn man die von ihr gebotenen Zahlen 
besi tzt, so kann man schon eine ganze Menge auf dem 
Seklor Wasserversorgung aussagen. Wegen weiterer Ein ­
zel hei ten möge auf das einschlägige Schrifttum verwiesen 
werden (z. B. GWF 1963, S. 977 und 1448 sowie GWF 1964, 
S. 1459). 
Neben dieser zahlenmäßigen Statistik gibt es noch eine 
andere, d ie kartenmäß ig durchgeführt wird und die zu­
nächst re in punktförmig ang ibt, wo überhaupt im Lande 
zentrale Wasserversorgungsanlagen existieren und - so­
fern der Maßstah das gestattet - wie groß diese sind und 
welche Verteilungsnetze s:ch an sie anschließen . 
Da wäre zunächst d ie Arbeitska rte öffentliche Wasserver­
sorgung 1 : 300000 zu nennen, die aus 28 Einzelblättern 
besteht, aber nur für den Dienstgebrauch bestimmt ist. Aus 
dieser Karte ist später eine vereinfachte Karte abgeleitet 
worden. die sich " Karte der öffentlichen Wasserversorgung 
in der Bundesrep'ublik Deutschland 1 : 500 000" nennt und 
vom VGW 1958 herausgegeben wurde (erhältlich beim 
ZfGW-Verlag in Frankfurt/Main) . Diese vereinfachte Karte 
ze igt den Sitz der Wasse rversorgungsunternehmen, dar­
unter solcher, die nur Weiterverteiler beliefern, und die 
Wasserversorgungsverbände. Außerdem sind zu sehen: die 
Verteiler- und Verbindungsleitungen, die Fern- und Haupt­
versorgungsleitungen und einige im Bau befindliche Lei­
tungen . 
Auch d ie Bundesländer haben bereits Kartenwerke dieser 
Art erstel lt oder si nd noch dabei. Als Beispiel wäre das 
Kartenwerk des Land es Nordrhein-Westfalen "Zentrale 
Wasserversorgung in Nordrhein-Westfalen 1 : 100000" zu 
nennen . von dem mehrere Blätter erschienen sind. Zu iedem 
Kartenblatt gehört ein Erläuterungsheft, das Auskunft über 
eigene Wasserförderung , Fremdbezug . versorgte Gemein­
den . als Abnehmer an~eschlosse ne Wasserversorgungs­
un ternehmen und Notverbindungen enthält. 

W eitere Ka rten wurden in der Literatur genannt (vg l. " In­
formationen" des Inst ituts für Raumforschung, Bad Godes· 
berg, Nr. 20 vom 30. 10. 1964). Zu d iesen Karten gehört 
auch d ie Hydrog 3010gische Obersichtskarte 1 : 500000, die 
w:chtige Hinwe ise für die Anlage neuer Wasserwerke 
geben kann. Für d ie Einzelplanungen ist sie dagegen nicht 
geeignet, we il der Maßstab zu klein ist. 

Es erhebt si ch nun d ie Frage, welche Unterlagen sonst noch 
für die Planung von Wasserversorgungsanlagen bestehen 
und wo diese zu erhalten sind. 

N eben den Normen, auf d ie noch zurückzukommen sein 
wird, wä re in erster Lin ;e das "DVGW-Regelwerk" zu nen­
nen; d ieses enthält alle vom Deutschen Verein von Gas­
und Wasserfachmännern (DVGW) herausgegebenen Ar­
beitsblätter und ist zu beziehen beim ZfGW-Verlag in 
Frankfurt/Main, Zeppelinallee 38. Unter anderem findet 
sich darin ein Bla tt W 402, das sich "Planung einer Wasser­
versorgung - Grundlagen und Hinweise" nennt und in der 
Prax is vie l benutzt w ird. Es bringt auch Angaben über den 
durchschn ittl ichen Wasserbedarf für verschiedene Ver­
brauchszwecke. 
Diese Arbeitshlätter sind nicht den Normen gleichz-usetzen, 
obwohl manche Obergänge bestehen; sie behande ln viel­
mehr Gegenstände, d ie im allgemeinen nicht normungsreif 
oder -fähig sind, oder Gebiete, für die lediglich R.ichHinien 
und Hinweise genügen. Eine Gemeinschaftsarbei t mit dem 
Kuratorium für Kulturbauwesen (KfK) ist auf diesem Sektor 
im Gange. 
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Die Normen wurden bere its erwähnt. Das Normensammel­
werk des DNA stellt bekanntlich eine willkommene Stütze 
für viele Arbeiten in der Praxis .dar und hilft auch im vor­
liegenden Falle dem Wasserfachmann weiter. Die Zahl der 
Wassernarmen ist bere its so unübersehbar geworden, daß 
sich der DNA veranlaßt sah, ein besonderes Taschenbuch 
über die Wasserversorgungs-Normen herauszubringen. 
Dieses DIN-Taschenbuch (12) erschien im Februar 1963; es 
enthält die allgemeinen Normen der Wasserversorgung, 
dann die Normen für Brunnen, soweit der Fachnormenaus­
ausschuß Wasserwesen an der Bearbeitung beteiligt war, 
die speziellen Normen der Wasserversorgung einschließ-

lich der Rohre und Rohrleitungen und der Wasseraufbe­
reitung und bringt außerdem ein Verzeichnis von weiteren 
Normen, Merkblättern, Vorschriften und Norm-Entwürfen 
aus dem Gebiet der Wasserversorgung und verwand:er 
Gebiete, die aus Raummangel nicht abgedruckt werden 
konnten. 
Mit diesen allgemeinen Hinweisen auf das Arbeitsmaterial, 
das bei Planungen von Wasserversorgungsonlagen zur 
Verfügung steht, mäge dieser kurze Artikel seinen Abschluß 
finden. Ober spezielle Fragen der Notstandsplanung 
könnte später noch von den zuständigen Experten berichtet 
werden. 

LuA-rüstung und LuA-raumverteidigung in West und Ost 

Von H. C. Weiler-Mayen, Bann 

C. Haben die europäischen NATO-Staaten ausreichende 
Luftangriffsverbände? 

I. Angriffsflugzeuge wichtiger als Abfangjäger 

In der Art ikelserie "Luftrüstung und Luftraumverteidigung 
in West und Ost" haben wir bisher in Heft 2/1965 die 
takti schen Angriffsflugzeuge der sowjetischen Luftwaffe be­
handelt, in den Heften 6/1965 und 1 /1966 die taktischen 
Angriffsflugzeuge der US-Streitkräfte in Europa einschließ­
lich der amerikanischen Flugzeugträgerwaffe. Manche 
Leser wunderten sich, weshalb wir nicht - wie sie meinten, 
logischer - den Angriffsve rbänden der Sowjetluftwaffe in 
den nächsten Folgen die Luftraumverteidigung der NATO, 
insbesondere die Jagdfliegerwaffe, gegenübergesteilt 
haben. Die Fragen, die an den Verfasser herangetragen 
worden sind, zeigten erneut, wie notwendig es ist, in 
dieser Artikelreihe den fachl ich interessierten Lesern den 
heutigen Stand der Luftrüstung und Luftraumverte:digung 
aufzuzeigen . Luftkriegsstrategie und -taktik sowie luft ­
kriegstechnische Möglichkeiten haben sich seit der Zeit, in 
der vor Jahren der entsprechende Lehrstoff für die Zivil­
schutzkräfte erarbeitet wurde, erheblich geändert. 

Gegen die Luftangriffsstreitkräfte des Ostblocks, die wir 
aus der Sicht des deutschen und westeuropäischen Zivil­
schutzes als unsere Bedrohung ansehen müssen, ist d ie 
Hauptwaffe heute nicht mehr die Abfangjagd mit be­
mannten Flugzeugen, auch nicht die Luftabwehr durch Fla­
Raketen, sondern das eigene Angriffspotent ial an takti­
schen Luftangriffsstreitkräften und unter Aspekten des 
Kernwaffenkr ieges auch das Potent ia l an eigenen Mittel­
streckenraketen. Der Abfangjagd sind heute enge Grenzen 
gesetzt, weil die modernen Angriffstaktiken schnel ler An­
~riffsflugzeuge ihr nur noch wenige Möglichke iten lassen. 
Das macht sie keineswegs überflüssig, scho n weil ihr Vor­
handensein dem Gegner bestimmte Takt iken aufzwingt 
und ihn daran hindert, gewisse klassische Formen des 
Luftkr ieges zu wiederholen. Das Schwergewicht der Be­
kämpfung feindl icher Luftangriffskräfte liegt heute be im 
An ariff auf ihre Flugplätze . und zwar unter dE'rt Gesicht s­
punkten der konventionellen Waffenanwendung alle in 
durch eigene Luftan!?riffsflugzeuge. bei Kernwaffenver­
wendung sowo hl mit Fluqzeuaen ols auch - und risiko­
loser - durch Boden-Boden-Mitt elstreckenraketen. 

Die Kernfraqe des Zivilschutzes, wie weit eine Abwehr geq­
nerischer Luftang riffe möglich ist, führt daher zwangsläufig 

zuerst zu der Frage, wie aussichtsreich Schläge gegen die 
Basen der Luftstreitkräfte auf der anderen Seite wahr­
scheinlich und möglich sind. 

11. Unterschiedliche Luftkriegskonlleption 
der NATO-Staaten 

Wendet man sich von der Betrachtung der sowjetischen 
und amerikanischen Luftstreitkräfte nun denen der euro­
päischen NATO-Länder zu, so fällt auf, daß trotz aller 
Bemühungen um eine Integration d ie größten Mitglied­
staaten auf höchst unterschiedlichen Auffassungen über 
die Luftkriegf[;hrung in Europa im Falle einer feindlichen 
Aggression beharren. England, Frankreich und die Bundes­
republik Deutschland haben jeweils ihre eigenen Konzep­
tionen, die sich untereinander und außerdem von derjeni­
gen der USA wesentlich unterscheiden. Da die verschiede­
nen Auffassungen über die zweckmäßigste Art der Abwehr 
eines gegnerischen Angriffs nicht erst in jüngster Zeit ent­
standen sind, sondern bereits viele Jahre bestehen, hatte 
dies zwangsläufig Auswirkungen auf die Ausstattung der 
Luftstreitkräfte dieser Länder, die starke Abwe ichu ngen 
voneinander zeigt. Je nach dem, ob man in diesen Länderrt 
der These der abgestuften Abschreckung anhing, wobei die 
Kriegführung mit konventionellen Waffen mehr oder min­
der stark in Rechnung gestellt wurde, oder die atomare 
Abschreckung als einzig richtig ansah, wurde dadurch die 
technische Ausrüstung der Luftstreitkräfte naturgemäß stork 
beeinflußt. 

In Anbetracht dieser Tatsachen müßte man eigentlich auch 
eine große Vielfalt von Flugzeugtypen unterschiedlichster 
Bauart und Verwendungsfähigke it erwarten. Jedoch ist die 
technische Ausrüstung der Luftstreitkräfte der meisten 
NATO-Staaten in Europa in ihrem Kern verhältnismäßig 
einheitlich. Das ist einmal darauf zurückzuführen, daß die 
erste Ausstattung der Luftwaffenverbände in fast allen 
Mit~liedstaaten aus dem amerikanischen Militärhilfspro­
gramm stammte. Auf diese Weise wurden die Jagdbomber­
aeschwader der meisten Länder in Westeuropa mit großen 
Menqen des amerikanischen Typs Republic F-84 F ,.Thun­
derstreak" , in neringerem Umfanq auch mit der North ­
Amp.rican F-100 "Suoersabre" au~qestattet. Hin7u kn"1 
snäter das europäische NachbaurJroqramm der F-l04 G 
,. Starfiqhter" . ergänzt durch Lieferunap.rt von F-l04 vpr­
sch;edp.ner Versionen aus dem amerikanischen Militärhilfs­
programm. 
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111. Drei "europäische" Einheits-Jagdbomber 

Bei den genannten drei Flugzeugtypen kann man daher 
mit Recht von Einheitsmustern der NATO-Luftstreitkräfte in 
Europa sprechen. Es ist deshalb zweckmäßig, diese Flug­
zeuge vorweg zu behandeln, bevor man sich mit den Luft­
waffen der einzelnen Mitgliedsländer befaßt. 

Republ ic F-84F "Thunderstreak" 

Die "Thunderstreak", die 1952 in Serien produktion ging, 
zählt mit einer hergestellten Stückzahl von rd. 3000 Ma­
schinen zu den m€istgebauten KampfAugzeugen der Nach­
kriegszeit. Die F-84 F kann bei €inem Startgewicht von 
etwa 12000 kg bis zu 2700 kg Bomben und Raketen tra­
gen, so z. B. 24 Luft-Boden -Raketen vom Kaliber 12,7 cm . 
Ein Tu rbotriebwerk von 3270 kp Schub verleiht ihr e·ine 
Höchstgeschwind igkeit von 1 040 km/ho Die Gipfelhöhe be­
trägt rd. 15000 m. 

Abb. 1 : Amerikanische Jagdbomber vom Typ F-84 F, hier vier Maschi nen 

im Verbandsfiug , bilden seit Gründung der NATO die Ausrüstung za h l· 
reicher Angriffsgeschwader der europäische n Luftstreitkräfte. 

Foto: Bundesministerium der Verteid igung 

In den ersten Jahren ihrer Truppenverwendung diente d ie 
"Thunderstreak" sowohl als taktischer Jagdbomber für An­
gr,iffe im feindlichen Hinterland als auch zur Erdkampf­
unterstützung, bis sie a-us der ersteren Rolle immer mehr 
durch neuere Flugzeugmuster verdrä ngt wurde. Die Ma­
'schine gilt heute als veraltet, wird aber dennoch in ver­
schiedenen Ländern weiter in Einsatzverbänden geAogen, 
wobei ihre Wendigkeit und große Tragfähigkeit als be­
achtliche Pluspunkte zählen. 

North American F-100 "Supersabre" 

Diese Maschine wurde bereits in der Folge 3 der Artikel ­
reihe in Heft 1/ 1966 eingehend beschrieben. Es handelt 
sich um einen Jag.dbomber, dessen Höchstgeschwindigkeit 
etwa-s über der Schallgeschwindig,keit liegt. Gemessen an 
den neuesten Jagdbombern der Mach-2-K lasse ist sie also 
nicht mehr der letzte Schrei. Dafür gilt die F-100 aber als 
bullenstark, denn sie kann über 3000 kg Abwurfmunit,ion 
tragen, was etwa der Nutzlast der viermotorigen "F liegen­
den Festung" B-17 im zweiten Weltkrieg entspricht. Sie hat 
eine für europäische Verhältnisse brauchbare Re,ichweite 
und bei entsprechender Bewaffnung eine große Feuerkraft. 
Der Typ bildet auch heute noch das Rückgrat der ameri­
kanisch€n Jagdbomberverbände in Europa, was zeigt, daß 

~I-t---.,. -

Abb. 2: Dreiseite n·Silhouettenzeichnung der Republic F·84 F "Thu nder· 
slreak ", die heute noch bei Jog dbombergeschwadern in Europa im 
Dienst steht. 

Zeichnung: Soldal und Technik, Bonn/Frankfurt 

er noch recht brauchbar ist, wenn man seine Einsatzmög­
lichkeiten unter den Aspekten der abgestuften Abschrek­
kung, al so in erster Linie des Kr ieges mit konventionellen 
Waffen, betrachtet. Beim Luftang riff mit konventioneller 
Bewaffnung kommt es nach wie vor auf die Masse der 
transportierten Bomben und sonst,igen Mun ition entschei­
dend an. 

Abb. 3 : Die Jogdbombergeschwad e r einiger eu ropäischer Staaten sind 

auch mit Narth Am erica n F·l00 .Supersabre" ausgerüstet. 
Foto: United States Information Service (USIS) 

Lockheed F-l04G "Starf ight er" 
Dieser Flugzeugtyp macht seit zwei Jahren In unserem 
Lande und darüber hinaus Schlagzeilen. Es kann nicht 
unsere Aufgabe sein,. .uns . ~n die Schar derjenigen einzu­
reihen, die Kritik um jeden Pre is an der F-104 G üben, 
deren Sachkenntnis mitunter jedoch im umgekehrten Ver­
hältnis zu ,ihrer Lautstärke steht. Es kann aber auch nicht 
unsere PAicht sein, in dieser fachlich -sachlichen Analyse 
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Abb. 4, Rückgral der Jagdbomberverbände der Bundesrepublik wie 
auch mehrerer anderer NA TO -Milyliedstaalen sind die F-l04 G . SIar­
flghler". Der Rumpf hol keinen Bombenschacht. Er bielel nur Pl atz für 
die 2 cm-Kanane. Bom be n und Rak ele n werden außen angehängt. 

Werksfala Lackheed 

der Luftkriegrüstung um Dinge herum zu reden und nega­
tive Tatsachen zu verschwe igen, wenn sie wesentliche Fak­
toren für die Bewertung der Schlagkraft der NATO-Luft­
streitkrä fte darstellen . Dabei mag gänzl ich dahingestellt 
bleiben, ob die in mancher Hinsicht unbefried igenden 
Eigenschaften des Flugzeuges sich zwangsläufig ergaben, 
was bestimmt zu einem erheblichen Te il der Fall ist, oder 
sie vi elleicht doch auf Fehlleistungen irgendwelcher ve r­
antwortlicher Stellen zurückzuführen sind. Uns muß zwangs ­
lä ufig interessieren, was die F-104 G wert is t. Uns kann 
aber nicht interessie ren , was sie nach Meinung mancher 
Leute und deren Wunschdenken wert sein sollte . 
Zunächst etwos über die technischen Daten . Die " Star­
fighter" -Vers ion F-104 G hat ein maximoles Abfluggewicht 
von 13166 kg und erreicht mit ihrem Turbojet-Triebwerk 
mit Nachbrenner von 7170 kp Schub in großen Höhen die 
doppelte Schallgeschwind igkeit, kurzzeit ig sogar bis Mach 
2,2. Di e Einsalzgipfelhöhe mit Bewaffnung als Abfang­
jäger, d. h. mit Kanone und 2 " Sidewinder"-Flugkörpern, 
beträgt nohezu 17000 m, d ie maximale Waffenzuladung 
1 350 kg . Zum Vergle ich: Die modernen amerikanischen 
Jagdbomber tragen die vierfache Waffen last und meh r. 
Der Aktionsradius der F-104 G wird je noch Bewaffnung, 
Betankung und Art des Einsatzfluges mit 560 b is 1 200 km 
angegeben. 

Abo. 5, Dreiseile n-Silhauellonzeichnung d er F-104 G . SIarfighler" . 
Ze ichnung, Saldo I und Techn ik, Bann/Fra nkfurl 

Der Flugzeugtyp wurde für d ie Bundeswehr und die ande­
ren benachbarten NATO-Staaten se inerzeit in erster Lin ie 
un ter dem Ges ichtspunkt ausgewählt, einen leistungsfäh i­
gen Abfangjäger zu erhalten. Damals hatten wir noch 
kein e Fla-Raketen, welche etwaige Angreifer aus den Ost­
blockstaaten häHen in Bodennähe zwingen können, wie 
dies heute der Fall ist. Die Luftabwehr der Stationierungs­
streitk räfte war schwach besetzt und teilweise dürftig aus­
gerüstet. Unser Luftraum lud einen möglichen Gegner 
geradezu zu Spazierflügen ei n. Das Flugzeugmuster, dos 
heu te dem " Sta rfighter " in Steig le istung, Flughöhe und Ge­
schwindigkeit mindestens gleichwertig, ja sogar leicht über­
legen ist, d ie McDonnel F-llO/ F-4 " Phantom 2", war da­
mals nicht ei nmal für die US-Stre itkräfte serienrei f und 
kam für ei nen Nachbau überhaupt nicht in Betracht. Sie 
befand sich erst in der Erprobung, als 1959 die ersten Auf­
träge für die F-104 G von deutscher Seite erteilt wu rden. 
Erst 1961 wurden die ersten Einsatzflugzeuge F-110 an d ie 
amerikanischen Geschwader geliefert. Alle anderen Ab­
fangjäger der freien Welt, d ie in Ser ie produzie rt werden 
und derze it in Abfangjagdverbä nden verwendet werden , 
haben entweder geringere Höchstgeschwindigkeit bzw. er­
re ich en diese nur kurzzeitig mit Hilfe von Zusatzraketen, 
oder steigen langsamer in größere Höhen oder erreichen 
d ie maximale Einsatzhöhe der " Storfighter" überhaupt 
nicht. Die " Phantom 2" ist üb ri gens auch erheblich teurer 

Abb . 6, Die deutschen . SIarfighler" -Ja gdbamber, insbesondere die der 
Morineflieger, si nd teilweise mit dem französ ischen Lenkflugkörper 
gegen Bodenzie le Nord Avialian AS . 30 bewaffnel (links im Bild). Da ­
neben der kleinere AS . 20, der zu Obungszwecken verwendet wird. 

W erksfalo Nord Avialian 

als die F-104 G, ebenso wie einige andere gelegentl ich 
zitierte Typen, welche d ie Le istungen der F-1 04 G nicht 
erreichen. 
Für unsere Erörterung interessiert jedoch in erster Lin ie 
d ie Verwendung der F-104 G als Jagdbomber. Die Ma­
schine bringt für d iese Rolle als Plus ihre hohe Geschwin­
digkeit mit. Tatsache ist aber andererse its, daß d ie Reich ­
wei te des Baumusters nach heutigen Gesichtspunkten nicht 
befried igt. Der Aktionsradius be i einer Bewaffnung mit der 
Schnellfeuerkanone "Vulcan" (s iehe Heft 1/1966) sowie 
900 kg Bomben oder Luft-Boden-Lenkwaffen, einem Zie l­
anflug in größeren Höhen und nur in der letzten Phase im 
Tie fflug beträgt nur rd . 920 km. Dos wäre, gemessen von 
den Flugplätzen der deutsch en Jagdbombergeschwader, 
b is etwa zu der Linie Kowno-Lubl in-Lemberg-westl iches 
Rumän ien. Be i ausschließlichem Tiefflug hin und zurück, 
wie es im Ernstfall zu m Durchbruch durch die östl iche Luft­
verteidigung wohl notwendig wä re, sinkt der Akt ions­
radius wegen des erhöhten Treibstoffverbrauchs sogar ouf 
nur 560 km ab. Das ist etwa bis zur Linie Danzig -Breslau­
Budopes t. Das ist für ei nen modernen Jagdbomber wenig . 
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Dlie Tragfähigkeit reicht zwar aus, um eine Kernwaffe ame­
ri,kanischer Herkunft von etwa 910 kg GeWlicht zu trogen, 
die eine Explosionskraft von etwa BO kt/TNT hoben soll . 
Die F-104 G kann damit e·ine Rolle als Kernwaffenträger 
im Rahmen des atomaren Gegenschlages übernehmen, 
wenn auch nur in einem verhältnismäßig schmalen Streifen 
des Ostblocks. Unter den Aspekten einer Luftkriegführung 
mit konventionellen Waffen muß die maximale Waffenzu­
ladung von 1 350 kg jedoch heute als dürftig bezeichnet 
werden. 
Diese Feststellungen klingen hart, sind aber weit weniger 
ein Gr'und, der deutschen Luftwaffenführung Vorwürfe zu 
machen, als manche Stimmen der Offentlichkeit glauben 
machen möchten . Es dorf nicht übersehen werden, daß 
zum Zeitpunkt der Wahl der F-104 G durch die Bundes­
repu1blik und andere europäische Staaten für den gleichen 
Preis kein besserer Jagdbomber, insbesondere kein Mehr­
zweckAugzeug, zu erhalten war. Mon hätte sich also, wollte 
mon nicht auf die F-104 G auch als Abfangjäger verzichten, 
bestenfalls e ntschließen können, die Maschine nur in klei­
nerer Stückzahl für die Jagdverbände in Lizenz zu bauen. 
Dann wäre der Stückpreis beträchtlich höher gewesen . Die 
57 "Mirage 111", die in der Schweiz in Lizenz hergestellt 
werden, kommen z. B. auf etwa 26 Mio DM je Stück! 
Daneben hätte mon sich für ein weiteres Kampfflugzeug­
muster, nämlich einen ausgesprochenen Jagdbomber oder 
leichten Bomber, entschließen müssen. Wollte mon nicht in 
Kauf nehmen, für diesen Zweck einen Typ zu wählen, der 
bereits le,icht veraltet war, dann wäre dafür kein anderes 
Flug21eug als die F-105 infrage gekommen, aus amerika­
nischer Produktion zu etwa dem dreifachen Preis des "Star­
fighter" und im Lizenzbau wahrscheinlich noch teurer. Ge­
rade die Steuerzahler, in deren Nomen heute viele Kritiker 
zu sprechen vorgeben, hätten sich also bei jeder anderen 
Lösung noch erheblich höheren Kosten gegenübergesehen. 
Mon versuche sich ober auch einmal vor Augen zu führen, 
wie sowohl unsere NATO-Partner als auch dos übrige Aus­
land reagiert hätten. wenn Deutschland 195B/59 eine Aus­
rüstung der Luftwaffe mit schweren, weitreichenden Jafjd­
bombern bzw. Bombern angestrebt hätte. Dafür war da­
mals gewiß politisch die Zeit nicht reif. 

Ein erheblicher Te il der Kritik on der F-104 G betrifft die 
elektronische Ausrüstung. Einige erfahrene Piloten, die der 
Verfasser selbst befragen konnte, stellten die Dinge bei 
weitem nicht so schwarz hin, wie sie in manchen Presse­
spalten gezeichnet wurden. Es muß deran erinnert werden, 
,daß mon bei der Ausrüstung der F-104 G teilweise Neu­
land beschritten hot. Wenn also eine neuartige Navi ­
gationseinrichtung nicht so funktioniert, wie man sich dos 
gedacht hotte, dann ka,nn man daraus gerechterweise nicht 
den Schl,uß ziehen, daß das Flugzeug schl echter sei als 
andere Typen, welche die entsprechende Ausrüstung über­
haupt nicht besitzen . Daß nach mehrjähriger Entwicklungs­
arbeit heute die Industrie noch bessere Geräte anbieten 
kann. liegt auf ,der Hand. W ill mon auf dem neuesten Stand 
der Technik bleiben, dann kostet das natürlich Geld . Im 
übrigen hot· sich gerade in den letzten Wochen immer ei n­
deutiger herausgestellt. dos an den "Storfighter" -Unfällen 
in erheblichem Maße Wertungsmänfj el schuld waren . Do s 
wird noch dadurch unterstrichen, daß die in den USA zur 
Ausbildung deutscher Piloten eingesetzten Flugzeuge qlei­
ehen Typs bisher auffallen·d wenig von Unfäll en betroffen 
waren . Die Ameri,kaner hoben genüfjend Spezialisten in 
ihren Luftwaffenvenbänden, weil sie sie entsprechend be­
zahlen . 
In einem qroßangeleqten europäischen Lizenzbauoro­
gramm wurden in den letzten Jahren durch verschiedene 
Firmengruppen insqesamt 1 045 Stück "StamghterH hP.rge­
stellt und on die Aiefjenden Verbände ausgeliefert. Dazu 
kamen noch direkte Lieferungen an Einsatz- und Schul-

maschinen aus amerikanischer Produktion. Ober die Hälfte 
der modernen NATO-KampfAugzeuge in Europa sind 
"Starfighter" , woraus sich die Bedeutung des Flugzeugtyps, 
aber auch dos öffentliche Interesse an ihm erklären lassen. 

Northrop F-5 
Zur Zeit sieht es so aus, als ob ein weiteres Kampfflugzeug 
auf dem besten Wege sei, ebenfalls zu einem Standard­
muster in zahlreichen europäischen Luftwaffen zu werden. 
Der Jagdbomber F-5 von Northrop/USA wurde im Rahmen 
des militärischen Hilfsprogramms der Vereinigten Staaten 
bereits on Griechenland, die Türkei, Norwegen und Spa· 
nien (dos allerdings nicht der NATO angehört) geliefert. 
Zur Zeit prüfen andere europäische Länder, ob sie auch 
diese Maschine in Lizenz nochbauen sollen . 

Abb . 7, Ein neues Jagdbambermusler in Europa iSI die amerikonische 
Northrop F·5 . h ier mit dem Lenkflugkörper .Bullpup· on den Trag· 
flachen und Zu·salzlanks an den T ragflöchen spitzen sowie unler dem 
Rumpf . 

Werksfalo Northrop 

Es handelt sich bei der F-5 um eine technisch interessante 
Lösung, die hinsichtlich der Höchstgeschwindigkeit mit 
1 600 km/h zwischen der alten Jabo-Generation de r 
F-B4 F / F-1 00 einerseits und den modernen hochgezüchte­
ten Mach-2-Typen liegt. Die mit einem AbAuggewicht von 
nur 7350 kg sehr leichte Maschine hat zwei Turbojet­
Triebwerke von je 1746 kp Schub, von denen eines ge­
nügt, um sie bei Ausfall des anderen noch Augfähig zu 
holten. Die F-5 kann von Grasplätzen aus starten. Bei 
einer maximalen Reichweite von 2400 km, die bis zu 
1 150 km Akt io nsradius erlaubt, vermag sie bis 2 BOO kg 
Waffenzuladung zu trogen, also über dos Doppelte des 
"Storfighter" . Dabei zeig t sie ein enormes Steigvermögen 
und hält sogar einige Steigweltrekorde bis zur Höhe von 
12000 m. Bei der Konstruktion wurde besonderer Wert 
auf geringe Wartungserfordernisse gelegt. Beim Frontein­
satz in Vietnam hat sich die F-5 gut bewährt. 

IV. Wie stark sind die taktischen Luftangriffskröfte 
der einzelnen NATO-Staaten? 

Die Jagdbomberverbände der Bundes ­
republik Deut schla nd 
Es i'st selbstverständlich, daß wir Deutsche die Luftrüstung 
in Europa in ers ter Linie aus der Sicht unseres eigenen 
Landes sehen. Von den diesseits des Atlantik gefertigten 
F-104 G erh ie lt die deutsche Luftwaffe 700 Stück, die zu 
mehr als der Hälfte für die Neu ,Ausrüstung der sogenann­
ten schweren Jagdbombergeschwader vorgesehen wurden . 
Bis zu der Umrüstung. die von Ende 1961 bis heute Zug um 
Zug erfolgte . waren die seit 1956 nach und nach neu aur­
gestellten deutschen Jagdbombergeschwader mit F-84 F 
ausgerüstet, und zwar sowohl die zur Bekämpfung von 
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Zielen im gegnerischen Hinterland als auch solche, welche 
mehr zur Erdkampfunterstützung vorgesehen waren. !.ur 
Zeit werden die letzten Staffeln dieser Art aus dem Einsatz 
gezogen. Ausg esprochene Bomber im herkömmlichen Sinne 
bes itzt die deutsche Luftwaffe nicht. 
Das Ausbauprogramm der deutschen Luftwaffe mußte 
während der Umrüstung in Anbetracht des Personalman­
gels reduziert werden. Es sind jetzt neben den zwei le ich­
ten Jagdbombergeschwadern mit FIAT G-91, d ie haupt­
sächlich für die Erdkampfunterstützung in Betracht kom · 
men, nur noch 5 schwere Jagdbombergeschwader mit 
F-104 G zu je etwa 50 Maschinen sowie 2 Marine-Jagd­
bombergeschwader vorgesehen. Diesen stehen, da das Be­
schaffungsprogramm nicht geändert wurde, noch Reserve­
masch inen zur Verfügung . 
Die hauptsächlichen Aufgaben der takti schen Angri ffsver­
bände der deutschen Luftwaffe im Falle einer Aggress ion 
aus dem O sten werden sei n, d ie gegnerischen Luftwaffen ­
basen und Raketenstellungen zu bekämpfen . Ferner werden 
sie in möglichst großem Umfang versuchen müssen, den 
Aufmarsch und die rückwärtigen Verb indungen der fe ind · 
lichen Bodenstre itkräfte zu stören. In Anbetracht .:!er 
Schnelligke it, in der heute sowohl mobile Truppenver­
bände auf dem Marsch als auch Nachschubkolonnen große 
Entfernungen überbrücken, müssen die Schläge gegen das 
Hinterland mögl ichst tief in den Raum geführt werden., 
zuma l dort auch der Lufttransport eine gewaltige Rolle 
spielt. 
W ie bekannt ist, befinden sich in Europa nach amerika­
nischen Angaben etwa 5000 Kernsprengköpfe unter Kon­
trolle der USA für die eventuell e Verwendung durch andere 
NATO-Stre i~kräfte. Unter den Aspekten eines Krieges mit 
taktischen Kernwaffen stellen einige Hundert "Starfighter" 
mit amerikanischen Atombomben gewiß eine beachtliche 
Streitmacht dar. Sie allein würde auch im Verein mit ähn­
I,ichen Luftstre itkräften Frankreichs, Englands und der klei­
nen M itg liedstaaten zwe ifellos den Gegner nicht tödlich 
treffen, noch ih.n an wir,ksamen Schlägen gegen unser 
Land hindern können, weil d ie Flugbasen seiner weitrei­
chenden taktischen Angriffsflugzeuge und die festen oder 
bewegl ichen Abschußrampen für M ittelstreckenraketen 
durchaus we iter als 900 km von unseren Grenzen entfernt 
liegen können, Eine deutsche "Starfighter"-Flotfe mit 
Atombomben könnte also praktisch nur voll w irksam wer­
den im Zusammenwirken und in der Aufgabente ilung mit 
den Luftstreitkräften der USA, deren weitre ichende moderne 
Anpr iffsflugzeuge und Flugkörper den Aufmarschraum des 
Ostblocks in die Tiefe hinein abdecken können. Das zeigt 
wiederum, wie sehr die wirksame Verte idigung Westeuro­
Oas unrl erst recht unseres Landes von der M itwirkung der 
USA abhängig ist. 
Die Kampfkraft der F-104 G - Angriffsverbände entspricht 
bei konventioneller Waffenanwendung keinesfalls den 
heutigen Erfordernissen. Akt ionsrad ius und Tragfähigkeit 
der Masch inen reichen für wirksame Schläge in ausreichen­
der Zahl und über einen längeren Zeitraum nicht aus. Die 
Ausrüstung der de·utschen Luftwaffe paßt also in etwa in 
?ie Verteidigungskonzept ion der Bundesregierung, die sich 
In letzter Zeit auch für die Offentl ichkeit immer deutlicher 
herauskristallisiert hat. Danach kann Westeuropa allein mit 
konventionellen Waffen nicht verte idigt werden. 

Die besondere Rolle der deutschen 
Marineflieger 

Innerhalb des Rahmens der deutschen Luftstreitkräfte ist 
d~n Marinefliegern eine besondere Rolle zugewiesen, die 
eine nähere Betrachtung verd ient. Ihre Jagdbomberver­
bände sollen im Ernstfall die bekanntlich sehr starke rote 
~stseeflotte bekämpfen und daran hindern, sich den Weg 
In die Nordsee zu erkämpfen. Außerdem sollen sie gegen 

Abb. 8 : Mit d em neuen U· Boot-Such- und Jagdflugzeug Breguet . Atl an· 
tic· verfügen die deutschen Morineflieger e ndli ch über eine Maschine , 
d ie lo nge genug - bis 20 Stur>de n - die Seegebiele überwachen kann . 

W erks foto Sreguet 

fe indliche Sch i ffe zum Einsatz kommen, d ie als bewegl iche 
Abschußba sen für Mittelstreckenraketen gegen das NATO­
Territorium dienen können. Obwohl unter d iesen Aspekten 
die Kernwaffenverwendung nicht ganz hintenan steht, l iegt 
für d iese Aufgaben doch das Schwergewicht auf den kon­
vent ionellen Waffen. Für die Bekämpfung von Uberwasser­
schiffen kommen insbesondere Flugkörper in Frage, d ie 
aus größeren Entfernungen abgefeuert und über Funk ins 
Zie l gesteuert werden. M it der französischen AS. 30 ver­
fügen die deutschen Marinefliegerverbände über eine ent­
sprechende wirksame Waffe mit einer Reich.weite bis zu 
12 km. Allerdings erlaubt der Aktionsradius der F-104 G 
es nur, fe indliche Schiffsbewegungen nach Osten bis etwa 
in der Höhe der Inseln Gotland und Osel zu bekämpfen . 
In der östl ichen Ostsee kann sich die rote Flotte also unge­
stört von den deutschen Marinefliegern bewegen . 
Zur U-Boot-Bekämpfung verfügt die Marinefliegerwaffe 
neuerdings über Breguet " Atlantic ", die bis zu 20 Stunden 
über See operieren können . Ihr Aktionsrad ius über der 
Ostsee wird aber ebenfalls durch die Reichwe ite der 
F-104 G begrenzt, da die langsamen und schwerfälligen 
U-Boot-Jäger dort ohne Jagdschutz kaum operieren kön­
nen . 

Abb. 9: Dos senkrechlstartende Versuchsflug ze ug VJ 101, e ntwickelt im 
Auftrag der Bund&swehr, vermittelte der deutschen Luftfohrtindustrie 
di ,e nöt,ige n Erf~hrungen zur Konstrukt ion von VISTOL. Kampfflugzeugen , 
Hier d ie Masch ine beim Start , Werksfoto Entwicklungsring Süd 
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Abb. 10, Senkrechtstarter VJ 101 im Varwörtsflug 
Werksfata Entwicklungsring Süd 

Zukunftspläne der deutschen Luftwaffe 

Die Zukunftsplanungen der deutschen Luftstreitkräfte sind 
sehr bemerkenswert. Man hat erkannt, daß ihre Geschwa­
der im Ernstfall mehr als die irgend eines anderen Land es 
in Gefahr schweben, bereits im frühesten Stad ium der 
Feindseligkeiten durch Schläge von Kernwaffen-Mittel­
streckenraketen auf ihre Flugbasen außer Gefecht gesetzt 
zu werden. Deshalb wendet sich die deutsche Luftwaffe 
mehr als die anderer NATO-Staaten den technischen und 
organisatorischen Problemen des Senkrechtstarters zu. 
Senkrechtstarter können liberall im Lande verteilt werden, 
so daß weder Flugzeugansammlungen noch lang e ver­
wundbare Startbahnen als lohnende Kernwaffenziele vor­
handen sind. Es besteht die Absicht, einen V/STOL-Jagd­
bomber (vertival/short ta,ke off and landing), also ein 
Flugzeug mit der Eige nschaft, senkrecht oder im Roll start 
von kurzen Startbahnen aus zu star ten und zu landen, ein­
zuführen. Die Ma schine wird unter der Projektbezeichnung 
VAK 191 B von den Vereinigten Flugtechnischen Werken 
gemeinsam mit italienischen Firmen entwickelt, wobei sich 
englische Firmen an der Tr iebwerksentwick lung beteiligen. 
Das Baumuster ist als Nachfolger der FIAT G-91 und eines 
Teiles der F-104 G gedacht. Man hofft, den Flugzeugtyp 

Abb. 1,1 , Da s is t das naturgetreue Modell des künftigen .enkrecht ­
startenden leichten Jagdbombers der deutschen Luftwaffe VAK 191 B, 
der von deutsch , n, italienischen und englischen Werken gemeinsam ge­
baut wird . Neben dem Schwenkdüsentriebwerk hat die Maschine im 
Rumpf zwei Hubtriebwerke (un te r den erken nbaren Abdeckklappen) . 

Foto , Verfasser 

etwa ab 1971 in die Kampfverbände einführen zu können. 
Bei der Ausschreibung wurde bemerkenswerterweise Wert 
auf eine verhältni smäßig hohe Nutzlast von 2000 kg ge­
legt. Dag egen sol l die Spitzengeschwindigkeit die Schall­
grenze nicht überschreiten. Als Nachfolger für die übrigen 
Geschwader mit F-104 G denkt man an einen schweren 
Senkrechtstarter von rd. 7 000 kg Waffenzuladung und 
doppelter Schallgeschwindigkeit, der jedoch kaum vor 1974 
eingefüh rt werden könnte. Dan eben wird aber auch die 
Entwicklung der amerikanischen F 111 beobachtet. 

Als Obergangsl ösung ist zur Herabminderung der Gefähr­
dung der deutschen Luftwaffenverbände vorgesehen, 
wenigstens für einen Teil Katapultstart- und Fanganlagen 
zu beschaffen, wie man sie im Pr inzip von Flugzeugträgern 
her kennt. M it deren Hilfe sollen die Flugzeuge ouch von 
provisorischen Plätzen mit kurzen Rollbahnen, so z. B. von 
geeigne ten Stücken der Autobahnen, operieren können. 

Die belgischen und niederländischen 
Luftstreitkräfte 

Belg ien hat hins ichtlich der Au srüstung seiner Luftwaffe in 
den letzten Jahren eine Auffassung an den Tag gelegt, die 
der deutschen in etwa entspricht. Es hat sich an dem "Star­
flghter" -Lizenzbauprogramm beteiligt und 100 M aschi nen 
daraus erha lten, davon 60 zur Ausrüstung von Jagdbomber­
staffeln. Dadurch konnten ein Teil der Staffeln von der bis­
her gebräuchlichen F-84 F umgerüs tet und im übrigen die 
taktischen Luftangr iffsverbä nde vers tärkt werden. Es wird 
zu r Ze it erwogen, auch die übrigen etwa 100 Ma schinen 
F-84 F durch neue Flugzeugmuster zu ersetzen, wobei unter 
anderem die Northrop F-S in der Wahl steh t. 

Abb . 12 , Das Pr inz ip des Schwenkdüsentriebwerks, hie r das . Pegasus 
der englischen Hawker P 1127 .Kestrel", findet auch beim Hauptlrieb­
werk der VAK 191 B Anwendung . Die Austrittsdüsen des Schubstrahl, 
sind hier nach unten gedreht. 

Foto , Verfasser 

Auch die N iederlande, deren Jagdbomberstaffeln bis da­
hin mit engl ischen Hawker "Hunter" ausg erüstet waren, er­
hielten aus dem "StarfIg hter" -'Bauprogramm 120 Masch i­
nen, von ·denen 36 als Jagdbomber verwendet werden sol­
len. Sie tragen damit ihm Rahmen ihrer Mögl ichkeiten zur 
Stärkung der Luftstrei~krä fte im Mittelabschn itt der NATO­
Verteidigung in Europa bei. Außerdem sollen weitere 
moderne Jagdbomber, wahrscheinlich in einem gemein ­
somen Programm mit Belgien, beschafft werden. 

(Fortsetzung folgt) 
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Kritik und Aussprache 

Noch einmal: Bei übungen beobachtet 

Den in Heft 4 unter dem Titel " Bei Obungen beobachtet" 
von Herrn H. C. Weiler,Mayen gebrachten überaus wert­
vollen und fachlich nur allzu richtig gesehenen Ausfüh­
rungen kann voll zugestimmt werden. Oie nachfolgenden 
Zeilen wollen .daher nur lediglich zu einer weiteren Fort­
setzung, Ergänzung des Themas und einer vielleicht noch 
etwas schärferen Differenzierung hinsichtlich der verschIe­
denen Arten und Durchführung von Obungen für alle am 
Zivilschutz bete iliglen und interessierten Organisationen -
sei es einzeln oder in ihrem Zusammenwirken - beitragen. 
Es ist grundsätzlich zu unterscheiden, ob es sich hier.bei um 
ausgesprachene L ehr ü b u n gen oder S c hau - 0 ~ u n­
gen (dazu können auch Wettkämpfe in den verschIede­
nen Ausbildungsdiszip linen des Zivilschutzes gehören) han­
delt. Di e ersteren so llten ebenso wie z. B. Lehrplanspiele 
zunächst nicht für die Presse und deren Berichterstattung, 
sowie ebensowen ig für einen geladenen. Zus~hauerkreis be­
stimmt sein . Makabre, der Sache wenig dienende Ober­
schriften über diesbezügliche Berichte könnten zuweilen 
die unerwünschten Folgen sein. Es kommt vielmehr aus­
schl ießlich darauf an, theoret isch bisher Erlerntes in der 
Prax is bis zur routinemäßigen Selbstverständlichkeit zu 
üben . Dieses kann daher niemals den anzustre'benden 
Höchststand vorangegangener Ausb ildu ng zeigen . Es er­
scheint daher natwendig , eventuell einzelne Phasen einer 
für einen bestimmten Obungszweck angelegten Obung 
immer wieder zu wiederholen, die Obung an dieser oder 
jener Stelle zu unterbrechen oder gewissermaßen zurück­
zudrehen Nur so können zwanqsläuflg auftretende Fehler 
an Ort u~d Stelle unmittelbar erklärt und sofort ausgemerzt 
werden . Langjährige Ausbildung serfa hru ngen brinqen mir 
immer wieder in Erinnerung zu rück , w ie oft z. B. eine 
Truppe einen Flußübergang, das W eq nehmen eines Stütz­
ounktes . Durchkämm en eines Waldstückes usw. vo rübte . 
Ein Verfahren das selbst noch im Felde unmittelbar hinter 
der Front ang~wandt wurde und dazu beitrug , Verluste zu 
verringern. 

Mithin liegt die entscheidende Aufgabe und ~er Bei.trag 
der für die Ausbildung Verantwortlichen oder eines Leiten ­
den in dieser gründlichen Vorarbe it. A~dererse its k.önnle 
mit Recht von einer ungenügenden Ausbildungstechnik ge­
sprochen werden . Daß hierfür nur der wirkl ich beste Mann, 
d. h. der befähigste Ausbilder in Frage kommen kann, 
versteht sich bei den geschilderten Anfo~derungen . von 
se lbst. Dasselbe gilt auch grundsätzl ich für die zum Sch Ieds­
richterdienst Ausgewählten. 

Etwas ganz anderes sind Sc hau ü b u n gen .. S.ie sol­
len, wie bereits ausgeführt, der Werbung für den Zivilschutz 
dienen und darüber hinaus den beteil igten Helfern au.ch 
etwas von jenem Schiller.-Wor.~ "Sich fühlen können" Im 
guten Sinne vermitteln . Diese Obungen verlaufen zwangs­
läufig genau nach einem Dreh?uch mit be~timmten Ein­
lagen (auch solche aus dem Gebiet Ps~cholo~:Jlscher ~ampf­
fÜhrunq z. B. Sabotageakte sollten nicht feh.len) . Sie wer­
den sicherlich 'Von besonders hohem Wert sein, wenn trotz 
Beachtung der unerläßlichen Sich.erheitsbestimmungen 
Wirklichkeitsnähe angestrebt ader In Form von Wett­
kämpfen der Stand der Ausbildung öffentlich zur Schau 
gestellt wird. 

~ie wenig erfreuliche Fernsehs.en?ung " M~ni!or " im Früh­
lahr dieses Jahres wurde z. B. In Ihrer gehasslgen und von 

keinerlei Sachkenntnis getrübten Berichterstattung über 
Ausbildungsfragen ganz allgeme in weder dem Obungs­
zweck, geschweige denn den beteiligten freiwilligen Helfern 
und ihren Leistungen gerecht. 

Gerade die gestellte Ausgangslage für jede Obung ist be­
reits entscheidend. Das zusehends an Höhe verlierende und 
sch ließlich über einem Stadtgebiet abstürzende Flugzeug 
zusätzlich der in Brand geratenen Großtankstelle ist keine 
sonderliche diesbezügliche Attrakt ion für den sich mit den 
Aufgaben eines Zivilschutzes Beschäftigenden oder dort 
Eingesetzten . Namentl ich kommt, wenn hierbei auch der Se. 
der Bevölkerung angesprochen wird, vor allem dessen 
Organisat ion, Führung usw. nicht zum Tragen und ver­
mittelt dem unbefangenen Zuschauer nichts oder nur wen ig 
von desen Bedeutung . 

Hier sind aber auch die ersten Schwierigkeiten zu suchen, 
eine Bevölkerung sich~bar davon zu überzeugen, daß im 
Ernstfall jedes Haus eine Festung ist, und die Bewohner der­
selben ihre Verte idiger sein müssen. Diese Sowjetische 
Defin ition ist nur allzu treffend, weil sie immer wieder den 
Selbsterhaltungs- und Verte idigu ngswillen anspricht. Der 
spätere Einsatz von LSHD-6inheiten (bzw. Zivilschutzkorps 
und ZivilschutzdienstL der Schnelltrupps, der Bereitschaften 
oder gar ganzer Abte ilungen, Feuerwehreinheiten usw. 
wird bei einer Katastrophe nur allzu leicht gewisser­
maßen als das unbed ingt sichere Happy End gewertet. D ie 
aufgezeigte Eskalation in der Schadensbekämpfung von 
der Einstellspritze, dem Se-Zug mit der TS 2/5, Schnelltrupp 
mit TLF-8 Bere itschaft usw. wird nur zu gern als etwas 
Selbstverständliches angesehen und vermittelt falsche, an­
scheinend beruh igend w irkende Bilder zu Gunsten einer 
stärkeren technischen Au sstallung . Der Selbstschutz jedoch 
baut sich aber auf der Einstell·ung jedes einzelnen Bürgers 
zum Schutzgedanken, d. h. seiner tätigen Mith ilfe auf und 
Hilfe in Form von Rettung, Bergung, Laienhilfe, Löschen, 
Entstrahlen, Entseuchen usw. können nicht ausschließlich 
von Staats wegen frei Haus geliefert werden . 

Obungen ganz allgemein gesehen sind das Letzte bzw. 
die Krönung der Ausbildung nach gründlichem vorausge­
gangenem theoretischen Unterr icht, praktischer Unterwei­
sung und namentlich auch von vorher durchgeführten Plan ­
spielen (für den jeweiligen Zweck zugeschnitten und in 
ihren verschiedenen Formen der Planbesprechung, des 
Lehr- und Führungsplanspieles). Es muß immer w ieder her­
ausgestellt und ·klar erkannt werden, daß es keine anderen 
Möglichkeiten gibt, um für den möglichen Ernstfall und 
Katastrophen gerüstet zu sein. Wer hierüber anderer Auf­
fassung ist, kommt in den Verdacht, Spiel mit Spielerei zu 
verwechseln, und das wäre sträflich. Das gewaltige ver­
mutliche Schadensbild fast unbekannten Ausmaßes ble ibt 
bestimmend hin sichtl ich seiner großen anfallenden Ver­
luste und Materialschäden. 

Gerade bei der unbed ing t notwendigen Zusammenarbeit 
aller bei Katastrophen und im Ernstfall einzusetzenden Ver­
bände, die in Friedenszeiten in Art, Umfang und Durch­
führung bereits höheren Ortes angeordnet sein und in zeit­
lich nicht zu großen Abständen durchgeführt werden sollte, 
kommt der Se. noch nicht genügend zum Tragen, und es 
bleibt daher die Zahl der Angesprochenen in Stadt und 
Land ungenügend. Nur allzu oft gibt der Se. gewisser­
maßen nur die Kul isse für den Katastrophenfall ab. Die 
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Se.-Kräfte, namentl ich aber deren Führung werden in Ne­
benrollen gedrängt (Verletztendarsteller können sich aus 
jedem beliebigen Kreise rekrutieren) . Es wird vergessen, 
daß Angehörige des Se. vom ersten Augenblick an auf dem 
schaurigen Schauplatz der Handlung bereits zwangsläufig 
zu Hauptakteuren geworden sind. Dieser dem Ernstfall an­
gepaßte Schauplatz sollte aber stets so realistisch wie 
möglich gestaltet werden. Ein Blick auf vorhandene gute 
Ubungsanlagen an verschiedenen aber leider noch nicht 
zahlenmäßig ausreichenden Schulen und Ubungsplätzen 
der Bundesrepublik bestätigt diese Notwendigkeit. Sie soll­
ten nur allgemein in Umfang und Ausdehnung noch größer 
sein oder die Möglichkeit der Erweiterung vorsehen. Wenn 
z. H. Se.-Züge, Schnelltrupps zum Einsatz kommen, vor 
allem aber auch der so überaus wichtige Führungs- und 
Meldeapparat erprobt werden soll, ist der Rahmen eines 
Se.-Bezirkes unerläßlich. Es bleibt fachlicher Kenntnis und 
Fantasie sowie der Kunst des Improvisierens überlassen; 
was an echten Schadensstellen tatsächlich vorhanden bzw. 
angelegt sein muß, das kann durch gute Kulissen ange­
deutet werden und den erforderlichen Rahmen mit unge­
fähren Ausdehnungen aufzeigen. (Auch das Planspiel muß 
sich oft auf derartige Aushilfen beschränken.) Zugegeben, 
die Auswahl eines derartigen Ubungsgeländes ist nicht 
ganz einfach, aber keineswegs unlös·bar. Ubungsplätze, 
auch im Einvernehmen (mit der Truppe) oder Anlehnung an 
die Per ipherie von Ortsteilen unter entsprechendem Hinzu­
bau von ·Häuserattrappen ist namentlich bei gutem Zusam­
menarbeiten mit einem vorausschauenden Hauptverwal­
tungsbeamten der Gemeinde durchaus denkbar. Ebenso 
kann es in Ausnahmefällen auch einmal zur Verfügung ­
steIlung abbruchreifer Häuser kommen . 

Noch einige Schlußworte über Zuschauerführung, Presse­
betreuung und Abschlußbesprechung . Erstere ist besondeis 
wichtig, und die Erklärung der Obungsphasen entscheidend. 
Auch sie kann ebenso wie der erwähnte Schiedsrichter­
dienst nur vom Fachmann und nicht dem nur notdürft ig 
Eingewiesenen erfolgen. Es müssen vorher Schwerpunkte 
herausgearbeitet werden, auf die die Leitung bzw. der Ver-

Warn- und Alarmdienst 

Oberst a. D. Cohrs leitet seine kritische Stellungnahme 
zum Warn- und Alarmdienst in der Bundesrepublik (Zivil­
schutz 1966, Heft 6, Seite 197 f.) mit den Worten ein: 
"Es ist eine undankbare Aufgabe, das soeben zur Aus­
lieferung gekommene Heft B der im Osang-Verlag, Mün­
chen, erscheinenden Sammlung ,Zivi lschutz und Zivil ­
verteidigung' besprechen zu müssen." 

Wir können diese Feststellung nicht unwidersprochen 
lassen, sofern sie unsere Publikation betrifft. Der unbe­
fangene Leser bezieht die negative Wertung auf das von 
uns verlegte Heft B, obwohl sich die kritische Ste ll ung­
nahme ausschließlich gegen das Warn - und Alarmsystem 
in der Bundesrepublik richtet. Das Heft B "Warn- und 
Alarmdienst" der Handbücherei für die Praxis "Zivilschutz 

anstalter Wert legt (der Hinzeis z. B., daß es eine "Feuer­
patsehe" für große noch kleine Atombomben in 
keinem Ausrüstungsnachweis gibt, bleibt niemals verkehrt). 
Ein Selbständigmachen und Absentieren der Zuschauer 
kann nur durch straffste Führung zu vorher festgelegten 
Punkten mit guter Sicht bzw. interessanten Stationen ver­
hindert werden. 

Pressevertretern ist wie betont selbstverständlich besondere 
Aufmerksamkeit zu schen,ken . Außer dem gedachten 
Ubungsverlauf, Zahlenmaterial über eingesetzte Einheiten, 
Leistungsfähigkeit von Gerät, Führerbesetzung, anwesende 
Honoratioren, immer wieder Hinweise auf die ehrenamt­
liche Tätigkeit der Helfer, vorbereitete Bilder, Statistiken 
usw. in einer Mappe geben annähernd di·e Gewähr für 
eine fachlich richtige gute Interpretierung. 

Ständig die Presse begleitende versierte Ausb i lder sind 
gerade bei Schau-Obungen unerläßlich. Vorbereitung und 
Ablauf einer solchen Ubung bleibt die Visitenkarte der 
durchführenden Organisation. Wenn z. 8. der jetzige 
BLSV die große Betreuungsorganisation für Mill ionen deut­
scher Haushalte werden soll, muß auch jede se iner Veran ­
staltungen ebenso der Ubungen diese Organisation und 
Betreuung erkennen lassen . 

Abschlußbesprechung, besser als Kritik, oder nur die wert­
voll aufbauende, sollte dem Fachmann vorbehalten blei­
ben. In der Prägnanz und Kürze wird sie von jedermann, 
d. h. Beteiligten und Zuschauern stets dankbar empfunden. 
Die oft notwendigen, vielleicht auch berecht igten tadeln­
den Hinweise auf das, was im Ernstfall Blut gespart hätte, 
gehören in den Bereich der Lehrübungen . Es wird mit Takt 
und Umsicht sicherlich zu erreichen sein, daß zu Worte 
kommen wollende und sollende Honoratioren ihre Verbun ­
denheit, ihre Anteilnahme, Lob und Anerkennung ausspre­
chen können. Davon aber kann dem Zivilschutz gerade von 
höchsten Stellen nicht genug gezollt werden, namentlich 
im Sta'dium seines Aufbaues und in der Zeit einer zwa ngs­
läufigen Beschränkung seiner Arbeit. 

F. Krüger, Köln 

und Zivilverteidigung", die von namhaften Fachleuten 
des BMI (Ministerialdirektor Thomsen, ORR Dr. Hierony­
mus und ORR Merk) herausgegeben wird, erfährt nicht 
die im ersten Satz des Artikels angekündigte Besprechung. 
Ihm wurden lediglich einige Fakten a ls Aufhänger für 
kritische Ausführungen über das Warn- und Alarmsystern 
entnommen. Wir möchten zum Ausdruck bringen, daß 
wir mit dieser Art von Besprechung eines Buches, doS 
immerhin die erste Gesamtdarstellung des Warn - und 
Alarmdienstes in der Bundesrepublik bietet und schon 
deswegen allgemeine Anerkennung gefunden hat, nicht 
einverstanden sein können. 

Osang Verlag München, 8032 Gräfe lfing /München, Groso-
straße 3. 
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Zivilverteidigung und Wirtschaft 

Auszug aus dem Jahresbericht 1965/66 des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BOI). 

Mit der Verabsch iedu ng von 7 Notstandsgesetzen im Herbst 
1965 haben die Bundesregierung und das Parlament sich 
bemüht, die militärischen Verte idigungsmaßnahmen durch 
angemessene Sicherheits- und Schutzvorkehrungen im Be­
reich der Zivilen Verte idigung zu ergänzen. 
Die Wirtschaft wird sich darauf einrichten müssen, daß der 
Eintritt der Rechtswirksamkeit der Zivilschutzgesetze be­
reits ab 1. Januar 1967 nicht auszuschließen ist und daß 
die Oberle i~u ng von den reinen Planungen zu begrenzten 
Durchführungsmaßnahmen in kostensparender Form erfor­
derlich wird. 

Der Stand der geselzgeberischen Arbeit 
Wie nach der Entwicklung der parlamentarischen Vorar­
beiten zu erwarten stand, wurden im Herbst 1965 das 
Schutzbau-, Selbstschutz- und Zivilschutzkorpsgesetz mit 
Rechtswirksamkeit ab. 1. Januar bzw. 1. Juli 1966 bzw. 18. 
August 1965 verabschiedet. Durch das am 20. Dezember in 
Kraft getretene Haushaltss icherungsgesetz wurden die 
Rechtswirksamke it bzw. die volle Anwendung der 3 Ge­
setze zur Verme idung der sich aus diesen Gesetzen erge­
benden Kostenbelastungen um 2 Jahre auf den 1. Januar 
bzw. 1. Juli 1968 verschoben. Da nach Auffassung der Bun­
desreg ie rung diese Maßnahme die Kontinu ität der vorbe­
reiten'den Arbe iten im Bereich der gesamten Zivilverteidi­
~ung in Frage gestellt hätte, hat sie im März 1966 einen 
Gesetzentwurf zur "Fortführung des Zivilschutzes" einge­
bracht. Hiernach soll die Rechtswirksamkeit der 3 Z.ivil­
schutzqesetze einheitlich bereits ab 1. Januar 1967 eintre­
ten. Nach den Vorbesprechungen des BMI mit den Innen­
min is tern der Länder, den Vertretern des Deutschen Städte­
tages, der Kommunen und Gemeinden sowie den Parteien 
muß damit gerechnet werden, daß dos Gesetz bald zur 
Verabschiedung gelangt. (Das muß nach dem neuesten 
Stand der Dinge bezweifelt werden. Die Redaktion .) 

Die Rechtsverordnungen zum Selbstschutzgesetz 
Damit erlangt die schnelle Erarbe itung derjen igen Rechts ­
verordnungen ein besonderes Gewicht, von deren Erlaß 
d ie Durchführung der wesentlichen Aufgaben des Selbst­
schutzgesetzes abhängt. Hierzu gehören die Verordnungen, 
in denen die Beschaffung von Selbstschutzgegenständen 
und die Bevorratung von Lebensmitteln und Trinkwasser ge­
regelt werden sollen, sowie die Verordnungen und behörd­
lichen Richtl in.:e n, welche die Kriterien für d ie Auswahl 
werkselbstschutzpflichtiger Betriebe unter Festlegung von 
Einzelhe iten über Stärke, Gliederung, Ausrüstung und Aus­
bildung festlegen. Da die Ausw irkungen der Verordnungen 
zum Teil weitgehend in die Funktion der Betrie be eingrei­
fen 'und mit nicht unerheblichen Kostenbelastungen ver­
bunden sind, wird die rechtzeitige Einschaltung der Organe 
der gewerblichen Wirtschaft bei der Bearbeitung dEr 
Rechtsverordnungen im Sinne einer betriebsnahen, kosten­
entlastenden Gestaltung notwend ig. 
Von dieser Erkenntnis ausgehend wurde mit dem BMI ver· 
einbart, daß die Verordnung zur Aus w a h I von werk· 
selbstschutzpflichtigen Betr ieben sowie zur Festlegung von 
Stärke, Gliederung, Ausrüstung und Ausbildung gemäß 
§ 27 .des Selbstchutzgesetzes unter Mitwir kung des BDI erst 
na c h Beendigung der Erprobungsmaßnahmen für Werk­
se lbstsch.utzeinheiten in Angriff genommen und die sich aus 
der betrieblichen Praxis ergebenden Resultate als Grund­
lagen für die Verordnung verwertet werden. Die gleiche 
Zusage wurde dem BDI hinsichtlich der Mitwirkung an der 

die Beschaffungsauflagen regelnden Rechtsverordnung des 
Selbstschutzgesetzes sowie hins ichtlich der Rechtsverord­
floungen gemocht, in denen die Selbstschutzgegenstände be­
ze ichnet werden sollen, die dem Gütesicherungsverfahron 
zu unterwerfen sind. 

Arbeitskreis "Betriebs(Werk)Selbstschun-Maßnahmen" 

Der Arbe itskre.is hotte im Jahre 1965 aus der betriebl ichen 
Praxis werarbeitende Unterlagen kostenentlastender Art 
zu erstellen, die als Grundlagen für d ie Rechtsverordnun· 
gen und Richtlin ien verwertbar und gleichzeitig als Emp­
fehlungen für d:e Durchführung der Betriebs(Werk)Selbst­
schutzaufgaben in den Betrieben verwendbar sind. Da die 
vom Arbe,itskreis entwickelte Konzeption über d ie Prakt i­
zierung des Betriebs(Werk)Selbstschutzes in wesentlichen 
Punkten von den VorsteHungen des BMI und BzB abweicht, 
waren diese davon zu überzeugen, daß die Leitgedank~n 
des BDI -Konzeptes die vom Gesetzgeber angestrebten 
Schutzabs ichten angemessen verbürgen, ohne d ie Betr:ebe 
flnanz,iell und organ is atorisch zu überfordern . 
Die zentralen Grundsätze des Konzeptes des ad-hoc­
Arbeitskreises ergeben sich aus der Tatsache der erheb­
lichen Unterschiede innerhalb der Strukturen der verschie­
denen Produktionsbereiche, die eine starre, schematische 
Handhabung der in die betriebliche Funkt,ion tief eingre i­
fenden Betr ie bs(Werk)Selbstschutzmaßnahmen als unprak­
tikabel erscheinen lassen und eine den jeweiligen betrieb­
lichen Bedingungen elastisch angepaßte Durchführung zur 
sin nvollen Lösung machen . Von diesem Le itgedanken aus­
flehend, hot der Arbeitskreis sich mit einem umfangreichen 
Programm von Einzelthemen einqehend befaßt und es in 
Form von Merkblättern und Empfehlungen niedergelegt. 

Die Ausbildung tür den Betriebs(Werk)Selbstschutz 

Be im Aufbau eines gemeinschaftlichen Betrjebsselbstschu t -

zes durch die Betriebe .der gewerblichen Wirtschaft kommt 
der Ausb ildung der Führungskräfte des Betriebs- und Werk­
selbstschutzes besondere Bedeutung zu. Auch wenn noch 
dem Gesetz die Mitwirkung des Bundesverbandes für 
Selbstschutz bei der 10stündigen Unterweisung im Be 'riebs­
selbstschutz und der 50stünd igen Schulung im Werkselbst­
schutz vorgesehen ist, bewe ist die Erfahrung, daß ange­
sichts der Verzahnung des Produkt ionsablaufes mit den Er­
fordern issen des Selbstschutzes den Ausb ildungskräften des 
8undesverbandes für Selbstschutz auch beim besten Wil­
len bei der Mitw irkung Grenzen gesetzt sind. So muß in der 
Regel die Heranbildung betriebseigener Kräfte zu vollwer­
tigen Ausbildungs- und Führungskräften in eigener Be­
tr iebsreg ie dos Ziel sein. Bei diesen Kräften wird im we­
sentlichen die Houptlast ·der Verantwortung bei der ße­
wält igung der Ausbildungsaufgaben liegen. 

Inforrnationstagungen 
In erster Linie sind die vom BDI im Einvernehmen mit dem 
BMI, BzB und BLSV seit dem Jahre 1962 eingerichteten und 
durchgeführten Informationstagungen für Betriebsselbst­
schutzle:ter, Bearbeiter von Zivilschutzangelegenheiten be i 
Verbänden und Kammern beim Bundesamt für zivilen Be­
völkerungsschutz und BLSV-Landesschulen zu nennen. Be i 
den für Betriebsselbstschutzleiter aus großen und mittleren 
Betr ieben best,immten 3tägigen Informationstagungen beim 
BzB sind einschließlich Dezember 1965 in 26 Informa~ions­
tagungen insgesamt 1 128 Herren mit den Grundlagen des 
Zivilschutzes vertraut gemocht worden; an den für Betriebs-
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$e:bstschutzleiter aus mittleren und kleineren Betrieben vor­
gesehenen Informotionstogungen on den BLSV-Landesschu­
len haben in 40 2tägigen Tagungen 987 Herren teilgenom­
men. 

Selbstschutzberatungsstellen 
Von wesentlicher Bedeutung für die Unterstützung der Be­
triebe dürfte es sein, daß in dem Maße funktionsfähige 
Selbstschutzberatungsstellen in den Bundesländern geschaf­
fen werden, wie nach Eintritt der Rechtswirksamkeit de ~ 
Zivilschutzgesetze der Ubergang von Maßnahmen plane­
risch-vorbereitenden Charakters in das Stadium der Durch­
führung erforderlich wird. Nach Auskunft des DIHT lind 
einer Anzahl von Industrie- und Handelskammern laufen 
die Vorbereitungen z·ur Gründung einer Reihe von Bera­
tungsstellen seit geraumer Zeit, so daß mit der Bildung 
weiterer Beratungsstellen noch im Laufe des Jahres 1966 
gerechnet werden kann. 

Gütezeichen von Selbstschutz-Gegenständen 
Be,i der dem BDI kroft § 55, Abschnitt (1, 2) des Selbst­
schutzgesetzes und Mandats des BMI übertragenen Auf­
gabe zur Gütegewährleistung der beschaffungspflichtigen 
Selbstschutzgegenstände sind beim Aufbau einer zweck­
mäßigen Organisat ion im Berichtsjahr Fortschritte gemacht 

worden. Die Gütegemeinschaft "Strahlennachweis- und 
Meßgeräte" wurde gebildet und hat ihre Tät,igkeit aufge­
nommen. Die Vorbereitungen zur Bildung der Gütegeme.in ­
schaft "Atem- und Körperschutzgeräte" sind in Angriff ge · 
nommen worden. 
Darüber hinaus haben sich die Fachunterausschüsse des 
Fachausschusses "I ndustrielle Luftschutzerze ugn isse", zahl­
reiche Mitg lieds - und Fachverbände sowie Firmen, die für 
die Betreuung bzw. Herstellung von Selbstschutz.gegenstän­
den in F~age kommen, grundsätzlich positiv zu dem Pr inzip 
der Gütesicherung in der Zuständigkeit der Wirtschaft aus­
gesprochen. Auch unter Berücksichtigung der hiermit ver­
bundenen Verantwortung und verschiedener Belastungen 
ziehen s·ie diese Art der Handhabung der im § 55, Ab­
schnitt 3, vorgesehenen Alternative vor. Diese sieht für den 
Fall, daß die Wirtschaft nicht in der Lage ist, die Güte­
~i cher'ung in ihrer Zuständigkeit zu gewährleisten, vor, daß 
der Vertr ieb eines Selbstschutzgegenstandes von einer Ge­
nehmigung des BzB abhängig ist, die je nach Ausfall der 
Baumusterprüfung erteilt werden kann . 
Ziel der Bemühun!=len muß sein, zu dem Zeitpunkt funkt ions­
fähi!=le Gütegeme inschaften einschließlich e,inem Gütever­
band als Koordinierungs- und Dachorgan isat ion zu r Ver­
fügung zu haben, wenn nach eingetretener Rechtswirksam­
keit der Zivilschutzgesetze größere Beschaffungen erfolgen. 

Der LS-Fernmeldedienst im Katastrophenschutz 

von Georg v. T ruszczynsk i 

Katastrophen aller Art lassen nicht nur die Katastrophen­
Abwehr-Erlasse der Landesregierungen wirksam werden, 
sondern auch die vom Bundesamt für zivilen Bevölkerungs­
schutz gegebenen Erlasse für den Einsatz der Luftschuh:­
Hilfsd ienste bei friedensmäß igen Katastrophen. Auch das 
neue Gesetz über das ZIVIL-SCHUTZKORPS sieht in § 4 (3) 
den Einsatz des ZK bei Katastrophen vor. 

Die Katastrophen , wie Hamburg und Ostwestfalen, stellten 
die Notwendigkeit solcher Erlasse unter Beweis. Bei diesen 
Katastrophen sah man neben den für den Katastrophen­
schutz bereitstehenden fre iwilligen Organisationen wie 
Feuerwehr, Technisches Hilfswerk, Carit,as, Arbeiter-Sama­
riter-Bund, Deutsches-Rotes-Kreuz und Malteser-Hilfsdienst, 
auch überörtliche Einheiten des LSHD und Angehörige der 
Bundeswehr. 
Wenn nun diese Erlasse für den Einsatz bei Katastrophen 
ihre Wirksamkeit unter Beweis stellen sollen, so sind nicht 
nur die freiwilligen Hilfsorganisationen, sondern auch die 
aus Freiwilligen bestehenden örtlichen und überörtlichen 
Luftschutz-Hilfsdienste gehalten, einen Ausbildungsstand zu 
erreichen, der sie befähigt, eine fachlich gute und schnelle 
Hilfe zu leisten . Alle Verbände werden es sich also zur 
Aufg,abe machen müssen, ihre Einheiten in ständigen Ubun­
gen zu schulen. 

Daß bei solchen Ubungen der Fachverbände dem Fern­
meldedienst eine besonders große Bedeutung zukommt, 
wird jeder Führer einsehen, der schon einmal eine Einheit 
in größerem Verband geführt hat oder als Katastrophen­
abwehr-Leiter tätig war. 

Fernmeldesektor veranlaßten den Malteser-Hilfsdienst 
(MHD), der im Bereich des Regierungsbezirkes Köln (Land 
Nordrhein -Westfalen) einen örtlichen und fünf überört­
liche LS-FMZ aufgestellt hat und darüber hinaus über drei 
MHD-eigene, voll ausgerüstete Fernmeldezüge verfügt, 
e ine Katastrophen-Abwehrübung durchzuführen, um den 
Ausbildungsstand und das vorhandene Material zu über­
prüfen, gemachte Erfahrungen zu verwerten, sowie Führer 
und Helfer durch planmäßige Weiterbildung so auf ihre 
Aufgaben vorzubereiten, damit sie in Katastrophenfällen 
alle Forderungen zu erfüllen vermögen. DarüberhinaCJs 
wurden die Führer geschult, die gegebene Lage richtig zu 
beurteilen, schnelle Entschlüsse zu fassen und ihre Ein­
heiten zweckmäßig einzusetzen; die Helfer hatten die ge­
gebenen Eins,atzanordnungen sachgemäß auszuführen . Be­
sonderer Wert wurde auf die Zusammenarbeit zwischen 
Einsatzleitung mit den Führern der Sanitätszüge einerseits 
und den Fernmeldezügen andererseits gelegt. 

Die Einsatzübung, die in der 1. Phase als Te i I ü b u n 9 
mit 11 Fernmeldezügen, 3 Sanitätszügen un'd einem Betreu­
ungszug, in der 2. Phase als So n der ü b u n g (Fern­
meldeübung) durchgeführt wurde, wurde zunächst mit den 
Führern aller beteiligten Einheiten als Planspiel durchge­
führt, wobei die angenommene Lage in großen Zügen 
durchgespielt wurde, Einsatzorte wurden nicht bekannt­
gegeben, damit die Führer keine Vorbereitungen an Ort 
und Stelle treffen konnten, denn eine Ubung in diesem Aus­
maße kann nur dann lehrreich sein, wenn Führer und später 
auch die eingesetzten Helfer vor unerwartete Lagen in einer 
unbekannten Gegend gestellt werden und dabei auftre-

Die be im "Hochwasser-Katastrophen-Einsatz· in Oslwest- tende Schwierigkeiten und Uberraschungen zu eigener Ent-
falen im Spätsommer 1965 gemachten Erfahrungen auf dem schlußkraft zwingen, was aber nicht möglich ist, wenn die 
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Loge in ollen Einzelheiten bekanntgegeben und durchge­
spielt wird und am Ende gor dos Einsatzgelände mit jedem 
einzelnen Weg schon vor der Obung bekannt ist: Ober­
raschungsmamente dürften dann kaum noch gegeben sein. 
Den teilnehmenden Einhe iten wurde zum Herstellen der 
Morschberei tschaft zunächst schrift lich die folgende Anord­
nung gegeben, die am 1. 12. 1965 den Einheitsführern und 
den im Verte ile r aufgeführten Dienststellen auf dem Post­
wege zugesandt wurde: Am 11 . 12. 1965 um 7.00 Uhr wur­
den d ie Einheiten alarmiert und ihnen fernmündlich 
Marschweg und Marschziel mitgete il t. Bei Eintreffen an der 
Lotsenstelle erfolgte die Obergabe von Kartenmaterial und 
Bekanntgabe des Bere itstellungsraumes. Die Einheitsführer 
wurden zur Einsatzleitung beordert, wo ihnen Lage und 
Aufträge bekanntgegeben wurden, die ich hier anschlie­
ßend zum Abdruck br inge . 

Anordnung zur Durchführung 
der Katastrophenschutzübung am 11./12. Dezember 1965 
1.) Die vom MHD aufgestellten LS-FMZ (mot) und K.-San.­
und Betr.-Züge führen am Sonnabend, dem 11. 12. und 
Sonntag, dem 12. 12. 1965 eine Katastrophenschutz-Obung 

" Hochwasser-Katastrophe" 
durch. 

Obungszweck: 
0) Morsch vom Aufstellungsraum zum Bereitstellungsraum, 

Beziehen einer Unterkunft im Bereitstellungsraum. 
b) Zusammenarbeit zwischen K.-San .-Zügen, K.-Betr.-Zügen 

und LS-·Fernmeldezügen. 
c) Herstellen und Unterhalten von Fm-Verbindungen im 

Einsatz unter wirklichkeitsnahen Ve rhältnissen. 
d) Einrichten eines Verbandplatzes, 

Evakuierung von Krankenhäusern und Altersheimen. 
e) Verpflegung der Einsatze inheiten . 
Leitung: 
GenSekr. v. T ruszczynski (Köln) 

2.) 0 b u n g s art: 
1. Phase : Te ilübu ng 
2. Pha se: Sonderübung (Fernmeldeübung) 

3.) T eil n e h m e nd e Ein h e i t e n : 
11 . LS -FMZ (mot) MHD-Würselen (RP-Aachen) 
13. LS-FMZ (mot) MHD-Weiswei ler (RP-Aachen) 
52. LS-FMZ (mot) MHD-Hennef (RP-Köln) 
54. LS-FMZ (mot) MHD-Elsdorf (RP-Köln) 
55. LS-MHZ (mot) MHD-Waldbröl (RP-Köln) 
56. LS-FMZ (mot) MHD-Köln-Land (RP-Köln) 
57. LS-FMZ (mot) MHD-Rh einbach (RP-Köln) 
1. LS-FMZ Köln-Ort (MHD-Stadt Köln) 
1. K-FMZ (mot) MHD-Köln-Land 
Fernmeldezug (mot) MHD-Generalsekretariat-Köln 
61. LS-FMZ (mot) MHD-Borken (RP-Münster) 
K.-San.-Zug MHD-Euskirchen (RP-Köln) 
K.-San .-Zug MHD-Köln (RP-Köln) 
K.-San .-Zug MHD-Rheinbach (RP-Köln) 
K.-Betr.-Zug MHD-Birk/Siegkreis (RP-Köln) 
Führer der Einheiten: Die ernannten bzw. beauftragten 
Zugführer 

4.) Lei tun g s die n s t : 
0) Leitung : Ber.-Fhr. He inz Wohl (Köln) gelbe Armbinde 

stellv. Zugf. Klaus Giesert (Köln) 
b) Fahrzeuge: 1 Fukow - MHD-Stadt Köln 

5.) An zug: 
K-Einheiten: K.-Anzug nach STAN, gesamte pers. Aus­
rüstung 
LS-Einhe iten: Dienstbekleidung nach STAN, gesamte pers. 
Ausrüstung 

6.) Aus r ü s tun g : 
Alle übenden Einhe iten führen die Ausrüstung an Fahrzeu­
gen und Gerät gemäß der STAN mit . 

7.) F ern m eid e die n s t : 
Fm-Gerätausstaltung nach ST AN. Ruf- und Decknamen 
noch bisheriger Anwe isung. 
Fr e q u e n zen: Kanal 14 W für alle Einheiten. Der FuKw 
der einzelnen Züge geht ab 11. 12. 1965, 11 .00 Uhr auf 
Empfang für die Einsatzle itung . 
Ausgabe von Funkunterlagen an die te il nehmenden Ein­
he iten am 11. 12. 1965 in der Einsatzleitung. 

8.) A n m ars c h zur 0 b u n g : 
Marschweg und Marschz iel werden den Einheiten durch 
Fernspruch am Obungstag mitgeteilt. 
Marsch in Einzelgruppen. 
Marschgeschwindigkei t : 
bei Tage 40 km/h (auf BAB = 60 km/h) 
bei Nacht 35 km/h (auf BAB = 50 km/h) 
bei Tage nicht kleiner als 50 m (auf BAB 100 m) 
bei Nacht nicht kleiner als 50 m (auf BAB 100 m) 
Technische Halte ca. alle 2 Stunden auf 10 Minuten . 
Die Kfz .-Kolonne ist durch Flaggen zu kennzeichnen. An 
jedem Fahrzeug ist Abblendl icht einzuschalten. Die K.-San.­
Fahrzeuge schalten zusätzlich die Transparentleuchte ein. 

9.) Ver s 0 r gun g 
a) IS a n i t ä t s die n s t während der gesamten Obung 

durch Ber.-Fhr. Dr. Schmetkamp (T ro isdorf) 
Krankenwagengestellung durch MHD-Birk, zu erreichen 
bei der Einsatzleitung. 

b) Qua r t i e r m eis t e r - Die n s t : 
An Verpflegung ist auszugeben: 
am 11 . 12. 1965 ab 13.00 Uhr Mittagessen, zubereitet 
durch K.-Betr.-Zug Birk. Die Verpflegung ist den üben­
den Einheiten in die Unterkünfte der Bereitstellungsräu­
me zu bringen. 
Am 11. 12. 1965 
ab 16.30 Uhr Kaltverpflegung durch K.Betr.-Zug Birk 
ab 19.00 Uhr Abendessen, zubereitet durch die Feld­
köche der einzelnen Einheiten. 
Für den Nachteinsatz ist heißes Getränk in den Unter­
künften bereitzuhalten. 
Am 12. 12. 1965 
ab 8.00 Uhr Kaffee, 
ab 12.00 Uhr Mittagessen, 
ab 16.00 Uhr Kaffee, zubereitet durch die Feldköche der 
einzelnen Einheiten . 
Die gesamte Ve rpflegung wird durch den Quartier­
meister des G.S.-MHD beschafft und den übenden Ein­
heiten im Bereitstellungsraum zugeführt. 
Da anläßlich dieser Obung der seit Wochen anhaltende 
Kochkursus mit einem Kochwettbewerb abgeschlossen 
werden soll, werden alle Küchen zusammengef.aßt. Den 
übenden Einheiten wird die Verpflegung zu den einzel­
nen Mahlze iten rechtzeitig zugeführt. 
Der Quartiermeister g ibt der Einsatzleitung die Zeiten 
fernmündlich bekannt, an denen die Verpflegung abge­
holt werden kann und regelt die Abholung im Einver­
nehmen mit dem Schirrmeister Horstkemper (wegen der 
Kfz.-Gestellung) . 
Be tri e b s s t 0 f f: Alle Kfz . führen bei Abmarsch 
den vollen Satz Betriebsstoff mit. 
Das Tanken im Obungsraum wird durch den Quartier­
meister sichergestellt. Die Tankstelle wird den übenden 
Einhe iten im Bereitstellungsraum fernmündlich mitge­
teilt. 
Für d ie Abrechnung der Reisekosten bringen die üben­
den Einheiten die vorgeschriebenen Formulare für Re i-
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sekostenabrechnungen mit und übergeben d iese dem 
Quart ierme ister. 

10.) 0 r d nun g s- und Sie h e r h e i t s b e s t i m m u n-
gen 

Vor der Einsatzübung sind eingehende Belehrungen über 
fo lgende Punkte varzunehmen : 
- Verha lten auf dem Marsch 
- Verhalten in der Unterkunft 
- Funkd isz ipl in 
- Waldbrandgefahr und Verhütung 
- Verbot des Be tretens eingezäunter Waldteile 
- Befahren von Forstkulturen und Dickungen mit Kraft-

fahrzeugen 
- Schanendes Befahren von Waldwegen, besanders bei 

aufgewe ichter Fahrbahndecke 
- Bei Unfällen ist der Einsatzleitung safart fernmündlich 

oder auf dem Funkwege Mitteilung zu machen, dam it 
d ie Einsa tz lei tung den Schirrmeister Pfaff zur Unfallauf­
nahme enhenden kann . 

- Während der Obung darf nicht mit Blaulicht und Mar-
tinshorn gefahren werden 

- Höchstgeschwindigkeit während der Obung 50 km/h 

11 .) Z e i t: 
a) für K.-Züge = 110900 - 112200 

b) für LS-E inhe iten und K.-Betr.-Zug-Birk = 11 0900 - 121600 

12.) V ars ehr i f t e n : 
- MHD-Führungshandbuch 
- LSHD-Dv 1 "Varläufige Dienstvarschrift MARSCW 
- LSHD-Dv 49 "Vorläufige Richtlinien für die Anlage von 

Obungen" 
- LSHD-Dv 821 "Der Feldkabelbau" 
- LSHD-Dv 20 "Vorläufige Dienstvorschrift für den Inneren 

Dienst" 
- LS-Führungsze!chen Teil Iv. 1. Juli 1961 

Lage für die Katastrophen-Einsanübung 
des MHD am 11.112. Dezember 1965 
Karten 1 : 50 000 Blatt L 5108, L 5110 

1 : 25 000 Blatt 5009, 501 0, 5011, 5109, 511 0, 5111 

Durch plötzl ich einsetzendes Tauwetter und anhaltende 
Regenfälle besteht unm ittelbare Hochwassergefahr tür 
Teile des Rheinisch -Bergischen Kre ises, des Oberbergischen 
Kreises und des Siegkreises. 
Besonders bedraht sind die Täler .... on Agger, Wiehl und 
Bröhl. 
Ein arkanartiger Sturm in der vergangenen Nacht hat das 
öffentliche Fernmeldenetz weitgehend lahmgelegt. 
Die Oberkreisd irektoren des Rhein isch-Ber.gischen Kreises, 
des Oberberg ischen Kre ises und des Siegkreises bitten den 
RP-Köln um Einsatz von FMZ zur Sicherstellung der Fm ­
Verb indungen. 

Besondere Lage 
RP-Köln alarm iert über die MHD-Geschäftstelle Köln di~ 
LS-FMZ des Malteser-Hilfsdienstes mit dem Auftrag, im 
Mot-Marsch d ie Lotsenstelle Straßen kreuz 1 km südwest­
lich Donrath zu erre ichen. 
Wegen der bedrohl ichen Hochwasserlage werden vorsorg ­
lich auch die K.-San .-Züge und der Betr.-Zug des MHD 
alarm iert und zur Lotsenstelle in Marsch gesetzt. 

Ausgangslage 
Die alarmierten Einheiten befinden sich auf dem Marsch 
zur Lotsenstelle : Straßen kreuz 1 ~m südwestlich Donrath. 

Bemerkungen zur Lage 
1. Ob e nde Einhe i t e n: 
Züge sind person ell voll bese tzt. Das Pe rsonal ist aufe in­
ander ei ngespie lt. Im Laufe des vergangenen Jahres wur­
den mehrere Fachd ienstübungen durchg eführt. 

2. S c h ade n s la g e : 
D:e bedroh li che Hochwasserentwicklung sowie der teilweise 
Ausfoll des öffentl ichen Fm-N etzes ste ll en d ie Nachrichten­
verbind ungen der überörtlichen und örtlichen KAL in Frage. 
Sollte das Hochwasser, besonders der Agger, weiter an ­
steigen , b esteht unmitte lbare Hochwasserg efahr für Engels­
kirchen . 
Einh ei ten des Bergungs-Brandd ien stes si nd se it dem Vor­
tag e im Einsatz un d si chern die bedrohtesten Gebäude ab . 

3. Fm - Lag e : 
Tei lwe iser Ausfall des öffentlichen Fm -Netzes. 

4. Ver s 0 r gun g s lag e : 
Die übenden Einheilen rücken in voller Ausrüstung nach 
STAN an. Die Kfz. sind voll aufgetankt. 
Die Einhei len führen je 3 BS und VS mit. 

5. We t t e r lag e : 
W ie am Obung stag e. 
SA : 08.10 MA : 14.43 
SU : 16.15 MU : 03.51 

Ubungsbestimmungen: 
zur Katastrophenschutzübung des MHD am 11.112. 12. 1965 

1. Stellenbes e tzung: 
Leitung : GenSekr. G. v. Truszczynski (mit 1 Fukow) 
Leitungsgeh ilfen : Ausb.- ltr. C. Biesing, H. Himmels 
Referat Funk : K. P. Pokolm, W. Eickenberg 
Quartiermeisl er: E. Brück (mit 1 Fukow) 
Funkmeister : K. J. Wallmeyer 
Schirrmeister: G. Pfaff 
Anzug : Dienstanzug, Mütze, gelbe Armbinde 
Gliede rung der Einhe iten : nach STAN 

2. 0 ben d e E i n h e i t e n : 
8 LS -Fernme ldezüge (mot) - (überörtlich) 
1 LS-FMZ - (örtl ich) 
2 FMZ - (MHD-eigen) 
3 K.-San.-Züge 
1 K.-Betr.-Zug 
Anzug K.- Einhe iten: K. -Anzug mit gesamter pers. Aus­
rüstung 
Anzug LS-Einhei ten : LS -Anzug mit pers . Ausrüstung It . STAN 

3. 0 b u n g s dar s tel I e r : 
Die Gemeindedirektoren von Birk, Much, Marienfeld, Ha r­
scheid, Rupp ichteroth, Nümbrecht, Neunkirchen und Wald­
bröl werden durch die jewe iligen MHD-OB dargestellt. 
Ve rletzte und Kranke werden durch Zettel dargestellt. Diese 
sind mit dem glei ch en Zei taufwand zu versorgen wie wirk­
liche Darste ll er. 
Führer und Unterführe r werden für d ie ordnungsgemäße 
Durchführung verantwortl ich gemacht. 

4. B e r e i t s tel I u n g s r ä u m e : 
Die übenden LS-Einheiten werden in folgenden Bereit­
stellungsräumen untergebracht : 
61 . LS-FMZ (mot) MHD-Borken im Jugendheim Much, 
11 . LS -FMZ (mot) MHD-Würselen im Jugendheim Birk, 
13. LS -FMZ (mot) MHD-Weisweiler in der LS-Unterkunft in 
Marienfeld, 
52. LS-FMZ (mot) MHD-Hennef in der Schule in Waldbröl, 
54. LS-FMZ (mot) MHD-Elsdorf im Jugendheim Ruppichte­
roth, 
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55. LS-FMZ (mot) MHD-Waldbröl im Pfa rrhe im in Neun­
kirchen, 
56. LS-FMZ (mot) MHD-Köln-Land in der Schule in Har­
scheid, 
1. LS-FMZ (mot) MHD-Köln-Stadt in der Sporthalle in 
Marienfel d, 
K.- Betr.-Zug- Birk und Feldköche in der Realschule in Much . 

5. Lei tun g s - und S ch i e d s r ich t erd i e n s t : 
BerFhr. Hei nz Wahl 
Zugf. Klau s G iesert 
Johannes Biesing 
Herr Horstkemper 
Herr Prang 
Fahrzeuge : 1 Fukow MHD-Stadt-Köln 
Anzug : Dienstanzug, Mü tze, weiße Armb inde 
Einwe isung : Donnerstag , den 9. 12., 20.00 Uhr In der LS­
Unterkunft in Mar ie nfe ld südl. Much . 

6. Neu t r ale s F m - N e t z : 
Das neutrale Fm-Netz wird durch die Funkstellen der 
Le itungsorgane gestellt. 
Das GS-MHD-Köln ste llt hierzu 12 FuG 8 und 1 Funkwagen 
mit FuG 7a ob. 
Der Funkwaqen des GS besetzt die Lotsenstelle süd I. Don­
rath. Sprechbereit ab 11 . 12. 1965, 11 .00 Uhr. 

7. Ver s 0 r gun g : 
BS fü r Kfz. und Notstromaggregate des LS und KS ein­
schließlich Re se rven wird von den Einh ei ten se lbst beschafft 
und mitgeführt. 
Tankmöglichkei t bei der Tankste ll e in Much ist sicherge­
stellt. 
Die Verpfl eg unp sgruppe des K.-Betr.-Zug-Birk ist ob 11. 12., 
13.00 Uhr verpflegungsausgabebereit. 
De r Quartie rmeister stel lt die Naturalien für die Verpfle­
oung nach mündli cher Einweis ung und die Ausstallung der 
Unterkünfte mit Luftma tratzen und Decken sicher. 
Die LS-SB-S ieg kreis des MHD wird pebeten, im Zuge der 
FahrzeuQbeweg ung 4 Gkrkw zum Transport von Feld · 
küchen-Anhänqern und Material zur Verfügung zu stellen . 
Hierzu ist mündliche Abso rache zwischen dem Quartie~­
me is ter Brück und Zupf. Horstkemner erfo rderlich. 
Aus Ohunosoründen si nd n ll e erforderlichen Anordnungen 
iibe r da s Fm -Netz des MHD zu leiten . 
Für FraQe n dAr Un terkunft wnhrend rler Ein<atz"'''''lllnfl si nd 
d ie Ge'meindedire"loren - dornesteilt durch d ie O rtsbe­
auftragten des MHD - zus tändig. 

8. B e s chi I der unp : 
All e Unterkünfte un d die Einsatzle itunq sind durch MHD­
Schilder zu kennzeichnen. Dasse lbe trifft für schwer er­
kennbare Anmarschweoe zu . 
Durchfiihruno der Beschilderu ng : Sch irrm. Pfaff noch mün d­
licher Einwe is ung . 

9. 0bunosunt erbrec hung : 
Sämtl iche Obunpsu nterbrechunoen (z . B. GOllesd ;enst) wer­
den durch Fernspruch angeordnet. 

10. 0bunq se nde: 
wird über Funk und Draht beko nntg~geben. 

11. Meldung e n: 
Ober besand ere Vo rkom mn isse während de r Obu ng sofort 
an die Einsatzleitung. 

12. Sie her h e i t s b e auf t rag t e : 
Als Sicherhei tsbeauftrag ter fü r die gesamte Obung wird 
Herr Prang (Ruppichteroth) bestellt. Sein Aufgabengeb ie t 
ist in der LSHD-Dv 49 Anlage 2 Abschni tt D festgelegt . 

13. E i n s atz l ei tun g : 
befindet sich ab 11. 12. 1965, 11 .00 Uhr in der LS-Unterkunft 
in Marienfeld (3,2 km südostw. Much) . 

Verteiler: 
Innenministerium Land Nordrhein-Westfalen 
RP-Aachen 
RP-Köln 
RP-Müns ter 
OKD-Köln-Land 
Oberstadtd irektor Kö ln 
OKD-Siegkreis 
OKD-Oberbergischer Kre ;s 
11 . LS-FMZ (mo t) MHD-W ürselen 
13. LS-FMZ (mot) MHD-Weisweiler 
52. LS -FMZ (mot) MHD-Hennef 
54. LS-FMZ (mot) MHD -Elsdorf 
55. LS-FMZ (mot) MHD-Waldbröl 
56. LS-FMZ (mot) MHD-Köln-Land 
57. LS-FMZ (mot) MHD-Rh einbach 
61. LS-FMZ (mot) MHD-Borke n 
1. LS -FMZ-Ort MHD-Köln-Stadt 
1. K-FMZ MHD- Köln-Land 
K.-San .-Zug MHD-Euskirchen 
K.-San.-Zug MHD-Köln 
K. -San .-Zug MHD-Rheinba ch 
K.-Betr.-Zug MHD-Birk 
Leitung 
Lei tungsgeh ilfen 
Quartiermeister 
Funkmeister 
Sch irrme is ter 
San.-Dienst Dr. Schmetkamp 
OB-MHD-Birk, Much , Rupp ichteroth, Ma rienfeld, Wa ldbröl 
Schiedsrichter 

Erfahrungsbericht 

In Anwesenh eit des leitenden Ministerialrats Metelmann 
von der Lan desregierung Nordrhe in-Westfalen , des Fern­
melderefere nten im Landesaufstellungsstab von NW, Herrn 
Rudolph, der Leiter der reg ionalen Aufstellung sstäbe der 
Bez irksregierungen von Aa chen und Köln, der FernmeIde­
referente n der beiden Aufstellungsstäbe, der Oberkre is­
direktoren und Gemeindevertreter aus den beteiligten Kre i­
se n, Vertreter der Bundeswehr und Feuerwehr erläuterte 
der Le iter der Obung , Georq v. Tru szczynski vor den Ein ­
hei tsführern den Zweck der übung und ste ll te, ausg ehend 
vo n der Log e und dem Obungszweck die Erfahrungen her­
aus, die im Verl auf der Obunq gesamme lt wurden . 
In die Pha sen der einzelnen Obunqsabschnitte eingehend 
gab der Obungsleiter folgenden Erfahrungsberich t : 

1. ) An der Obung beteiligten sich 269 Personen, denen 53 
Kraf1fa hrzeuge, 4 Kräder, 10 Feldküchen und 37 Funkgeräte 
im 4-mtr.-Band zunächst für eine Teilübung und in den 
Mit ternachtsstunden zum 12. 12. 1965 für eine Sonder­
übung (Fernmeldeübung) zur Verfügung standen. 
2). Die durchgegebenen Fernsprüche in die Stationierungs­
orte wurden richtig aufgenommen, so daß die Einhe iten 
zur vorgesehenen Zeit an der Lotsenstelle eintrafen und ab 
11 .30 Uhr Funkverbindung mit der Einsatzle itung herstell .. 
ten. 
3.) Die Einweisu ng in d ie Bereitstellungsräume wurde durch 
den Führer der Lotsenst elle vorgenommen, wobe i den Ein­
heitsfü hrern Karten 1 : 50000 und 1 : 25 000 vorn Obungs­
rau m mit den eingezeichneten Bereitstellungsräumen über­
gebe n wurden . 
4.1 Der vorgesehe ne Verpfl egu nqsempfa ng konnte um 13.00 
Uhr - nach Eintreffen aller Einheiten - pünktlich durchge­
führt werden. Die Feldkochh erde der Einheiten wurden 
hierzu auf dem Funkwege zur Verpfl egunqsausgabestel!e 
beordert, wo sie während der oesamten Obunq verblieben 
und unter der Leitu ng eines "Chefkochs" für alle Einheiten 
ein einheitli ches Essen zubereiteten, das von den Fukow 
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Funkverbindungen 
Nevnkircnen 

zu jeder Mahlzeit abgeholt und den Einheiten zugefGhrt 
wurde. Diese Maßnahme sollte zunächst sicherstellen, daß 
den Einheiten zur Unterbringung der FKH wetterfeste Unter­
stellmöglichkeiten geboten wurden, da Zeltüberdeckungen 
für FKH nicht vorhanden sind. Zum anderen sollte für alle 
Einheiten ein einheitliches Essen zubereitet werden. Dieser 
Versuch hat gezeigt, doß es nicht praktisch ist, die Küchen 
zusammenzuz iehen, da zu v iel Zeit für das Abholen der 
Verpflegung und d ie Zuführung bis zum Einsatzort erfor­
derl ich ist. 

Nachtei l;g wirkte sich aus, daß den FKH keine Essen­
kanister be igegeben sind. Wären solche Kanister vorhan­
den, könnte der Zug das Essen in Kanister füllen und dieses 
den kabelbauenden Helfern beim Bau an Ort und Stell~ 
ausgeben. Daß dabei, vor allem beim Kabelbau bei Nacht, 
bis zu 2 Stunden Zeit eingespart wird, ist nur zu verständ­
lich. Im Hinblick darauf, daß es bei jedem Einsatz darauf 

Fernmelde. 

l ei tungs· 
Obersicht 

lP EI/ldorf 

'oo 
lP E/5dDrf Z., 

Rvppichfurolh 

LP ,*"",1 ü. lPlIe""elloi 

W.ldbröl 

ankommt, daß Leitungsnetz mögl ichst in kürzester Ze it fer­
tigzustellen, sollten überlegungen angestellt werden, in 
w ieweit sich der Vorschlag zur Beschaffung von je 2 Ka­
nistern pro FKH realisieren läßt. 

5.) Die um 13.00 Uhr in den Bereitstellungsräumen einge· 
troffenen Einheitsführer wurden für 14.00 Uhr zur Einsatz· 
leitung beordert. Hier wurde ihnen d ie Lage mitgeteilt und 
den K.-San.-Zügen der Auftrag zur Evakuierung von Engels· 
kirchen , W iehl und Ehreshoven gegeben. Die FernmeIde­
züge erhielten Auftrag zur Erstellung des in der Leitungs­
übers icht näher dargestellten Leitungsnetzes. 

Das Ergebnis der Aufträge wurde zeitlich wie folgt reg i· 
striert : 

Die i n der 1. P h ase der Obung durchgeführte Evo­
kuierung der durch das angenommene Hochwasser gefähr­
deten Wahnungen konnte zeitlich wie folgt durchgefüh ;t 
werden: (Auftragserteilung 14.00 Uhr) 
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a) Mit 13 Krankenwagen wurden 20 liegende und 30 sit­
zende Personen von Engelskirchen nach Much (= 12 km) 
transport iert. 

Zeit : 5 Stunden, 30 M inu ten 

b) M it 7 Krankenwagen wurden 32 I iegende und 40 
sitzende Personen von W ieh l nach Much (= 15 km) 
transport iert. 
Zeit: 4 Stunden, 18 Minuten 

c) M it 4 Krankenwagen wurden 20 sitzende Personen 
von Ehreshoven nach Much (= 12 km) transportiert. 
Zeit: 1 Stunde, 35 Minuten 
(Beendigung der Evakuierung 22.00 Uhr) 

Die in der 2. P h 0 s e 0 IsS 0 n der ü b u n g (Fern­
meldeübung) gegebenen Aufträge erzielten folgendes Ze it­
ergebnis: 

von 15.00 Uhr bis 23.35 Uhr (= 8 Stunden, 35 Minuten) 
Weirden 104 Längen leichtes Feldkabel = 88,2 km im Hoch­
und Tiefbau ausgelegt. Einbruch der Dunkelhe it gegen 
17.00 Uhr, sodaß 3/. des gesamten Auftrages bei Dunkel­
heit verlegt wurde. Die längste, durchgehende Leitung bei 
Aufschaltung auf eine Vermittlung betrug rund 25 km (Luft­
lin ie = von Geme inde Birk b is Waldbröl) und konnte mit 
Lautstärke 3 besprochen werden. 

Be i dem zu bebauenden Gelände handelte es sich um 
hügel iges Gelä nde mit v ielen Straßen.kreuzen und Uberwe­
gungen sowie bewaldetes, unbefahrbares Gelände. Das 
gesamte Netz wpr um 23.30 Uhr sprechbereit, Funk wurde 
Tag und Nacht überlagernd eingesetzt, so daß olle Ein­
he iten ständ ig erreichbar waren. Der Feldkabelbau bei 
Nacht wurde dadurch erschwert, daß für das erforderliche 
Hochlegen eine entsprechende Beleuchtung fehlte . Ein dreh­
bo rer Scheinwerfer an jedem Bauwagen könnte nützlich 
sein. Ein Bosch-Handscheinwerfer könnte gleiche Dienste 
tun, wäre evtl. prakt ischer, da er nicht an den Bauwagen 
gebunden ist. 

Fü r den Nachtei nsatz bei der w interlichen Jahreszeit machte 
sich das Fehl en yon Anoraks oder Regenschutzbekleidung 
bemerkbar. 

Die Geländegäng ig ke it der eingesetzten Fahrzeuge reichte 
aus, wenngleich zwei Bauwagen sich derart festgefahren 
hatten, daß diese nur mit einem Unimog-Fahrzeug des 
LS-Brandschutzd :enstes herausgezogen werden mußten. 
Diese Erfahrung sollte dazu führen, bei UbunQen in der­
art großem Umfang ein entsprechendes Fahrzeug bei der 
Einsatzleitung zu stationieren. Dankbar begrüßt wurde, 
daß der Le iter der reg. Aufstellung sstabes bei der Kölner 
Bez irksregierung, Herr Oberstlt. a. D. Büschen, ab Mitter­
nacht einen Un imog des LS-Brandschutzes zur Einsatzle itung 
kommandierte. 

Die Schlußbesprechung nahm der Leiter der Ubung, Gene­
ralsekretär v. Truszczynski zum Anlaß um festzustellen, daß 
mit dem im Reg .-Bez. Köln vorhandenen Fernmeldegeröt 
Und der K-Ausrüstung ein w irkungsvoller Einsatz bei fr ie­
densmäßigen Katastrophen mögl ich ist und dankte dem 
M inisterium, den Bez.- Reg ierungen und den Behörden für 
das Vertrauen und die Unterstützung bei dieser Groß­
übung. 

In der Schlußkritik des Fernmeldereferenten Rudolph von 
der Landesreg ierung (NW) strich dieser den tadellosen 
Feldkabelbau und die Funkd isz iplin heraus. Für die weitere 
Ausbildung regte er einen noch konzentrierteren Einsatz 
der Bautrupps an. Seine und die wohlwollende Kritik des 
Fernmeldereferenten der Kölner Bezirksreg ierung, Herrn 
Albrecht, beruhe auf der Tatsache, daß be ide Herren von 

Mehrzweckstrohlrohr DIN 14365 
seibitreinigend m. Prur-Nr. 

: " 

. ': :. ' 

AUG.HOENIG 
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Beg inn der Ubung bis zum Schluß alle Leitungen und Ver­
mittlungen überprüft haben und sich Verb indungen zu allen 
eingesetzten Einheiten geben l ießen . 

Uneingeschränktes Lob wurde am Ende der Schlußbespre­
chung der Ubungsleitung und allen Helfern durch den le i­
tenden ~inisterialrat Metelmann von der Landesreg ierung 
Nordrhem-Westfalen ausgesprochen. Er wies darauf hin 
welche Bedeutung dem Fernmeldee insatz im Katastrophen ~ 
fall zukommt. Se in Wunsch an die kommunalen Behörden 
sei, die Katastrophenabwehr mit allen Mitteln zu stärken. 
Auf d ie Helfer könne man immer zurückgreifen. Der MHD 
sei in d ieser Hinsicht eine der tragenden Säulen der Koto ­
s.trophen~bwehr und habe durch diese groß angelegte 
Ubung emen Führungs- und Ausb ildungsstand bewiesen, 
der bewundernswert ist. Die bei dieser Ubung gemachten 
Erfahrungen sollen allen auf diesem Sektor tätigen Dien­
sten nutzbar gemacht werden. 

(Anmerkung, Der gedachte Verlauf, ahne den e in genauer Oberbl ick 
über diese Obung kaum möglich ist , kannte hier leider nicht abgedruckt 
werde n, steht aber Interessenten auf Anforderung zur Verfügung beim 
Malteser-Hilfsdienst e . V., 5 Köln, Kylfhäuserstraße 27129). 
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BAULICHER ZIVILSCHUTZ 

Die plastische Berechnung von Boden- und Wandplatten von Schutzräumen *) 

Von W. Heierli 

Herrn Professor Dr.-Ing. H. Schardin zum Gedächtnis 

l. Einleitung 
Die Bemessung von Schutzräumen erfolgt normalerweise 
auf Bruch, d. h. derart, daß beim Erreichen der vorgesehe­
nen Nennbelastung die Tragfähigkeit der Konstruktion ge­
rade erschöpft ist. Dementsprechend wird für den Festig­
keitsnachweis mit dem Traglastverfahren gearbeitet, wei­
ches berücksichtigt, daß sich unter der aufgebrachten Be­
lastung plastische Gelenke ausbilden und daß verhältnis­
mäßig große Deformationen auftreten können. 

Bei einer konsequenten Berechnung eines Ingenieurbau­
werks müssen in allen Phasen die gleichen Grundvoraus­
setzungen angewendet werden. Insbesondere dürfen bei 
einem Nachweis der tragenden Konstruktionsteile auf 
Bruch nicht anderswo zusätzliche Sicherheiten eingeführt 
werden, infolge derer vielleicht einzelne Teile stärker aus­
gebildet werden, der Gesamtsicherheitsgrad aber nicht 
erhöht wird. Das Prinzip, daß ein Schutzraum so sta~k i $~ 
wie sein schwächstes Glied, gilt auch beim Schutz gegen 
Atomwaffen, wenigstens bei der Betrachtung einer einzel­
nen wichtigen Waffenwirkung wie beim Luftdruck. 

Bei denjenigen Teilen eines Schutzraumes, welche ihre Be­
anspruchung nicht direkt durch den Luftstoß, sondern 
durch das Bodenmaterial erfahren, also bei den Funda ­
mentplatten und den erdberührten Wänden, muß die Be­
lastung auf Grund bodenmechanischer und bodendynami­
scher überlegungen zuerst berechnet werden. Dabei han­
delt es sich insbesondere darum, die über die Spannweite 
einer Fundament- oder Wandplatte ungleichmäßig ver­
laufende Verteilung der Bodenreaktionen zu ermitteln. 

Zuverlässige Berechnungsmethoden für die Ermittlung der 
Bodenpressungsverteilung und Momente unter el 0 s t i -
sc h e n Platten und bei e las t i s eh angenommenem 
Baugrund sind z. B. in [3] enthalten . Diese elastischen 
Verfahren dürfen aber bei plastischer Berechnung einer 
Konstruktion nicht oder nicht ohne weiteres übernommen 
werden. Es müssen Verfahren entwickelt werden, die dem 
pi 0 s ti s ehe n Verhalten des Baugrundes einerseits und 
den großen Deformationen des Bauwerkes beim Erreichen 
der Bruchgrenze anderseits Rechnung tragen. Ein solches 
Verfahren wird im folgenden entwickelt. 

Die vorliegende Arbeit für die plastische Bemessung von 
privaten Schutzräumen wurde im Auftrag des schweizeri­
schen Bundesamtes für Zivilschutz durchgeführt. Die Resul ­
tate können auch für die Untersuchung von anderen Bau­
ten des allgemeinen Tiefbaues auf den Bruchzustand ver­
wendet werden. 

') Die Arbeit wurde entnom me n aus 'Heft 3/66 der Wehrtechnisch en 
Monatshefte mit freur>dlicher Genehmigung der Herausgebe r und 
des Verlages f . S. Mittler & Sohn GmbH, frankfurt am Main . 

2. Grundlagen des Berechnungsverfahrens (Fig. 1, Fig. 2) 

Grundvoraussetzung des Verfahrens ist, daß sich das Bo­
denmaterial u n tel' der betrachteten Fundamentplatte 
bzw. ne ben der Wandplatte plastisch verhält und daß 
dabei seine Scherfestigkeit teilweise oder ganz aktiviert 
wird. Die Fundamentplatte werde durch die Bodenreaktion 
in den plastischen Zustand gebracht. 

Fig. 1 zeigt einen Querschnitt durch eine in dieser Weise 
belastete Fundamentplatte. Für die im folgenden durch­
geführten überlegungen ist es wichtig, die stetige Durch­
biegungslinie der Fundamentplatte durch einen angenä­
herten, abgetreppten Linien zug zu ersetzen, wie er in Fig. 1 
gestrichelt eingezeichnet ist. Entsprechend diesem gestri­
chelten Verlauf würden sich die stützennahen Fundament­
teile gegenüber der Schutzraumkonstruktion nicht ver­
schieben, währenddem ein mittlerer Abschnitt eine gewisse 
plastische Durchbiegung cl erleiden würde. Die stützen­
nahen Teile Xl der Fundamentplotte werden nun im fol­
genden gleichsam als S t I' e i f e n fun dom e nt e be­
trachtet. Der durch sie auf den Boden übertragene Druck 
beträgt pI . In der mittleren Zone mit der Breite 2 X2 be­
trägt die übertragene Belastung noch P2 < Pt . Diese Be­
lastung wird nun aufgefaßt als Auf las t seitlich eines 
Streifenfundamentes, welches gerade kritisch beansprucht 
wird. Zwischen der Fundamentbreite XI und der Funda­
mentbelast'ung Pl e,inerseits und der seitlichen Auflast P2 
anderseits besteht nun eine boden mechanische Beziehung. 

Bekanntlich ist es bei der Aufstellung jedes Berechnungs­
verfahrens von primärer Wichtigkeit, das mechanische Ver­
halten des Materials zutreffend beschreiben zu können. 
Bei bodenmechanischen Problemen ist es besonders wich­
tig, Grundlagen zu verwenden, welche durch Versuche 
und durch die Anwendung in der Praxis erhärtet wurden . 
Aus diesen Gründen wird für die Aufstellung der Bezie­
hung zwischen PI , Xl und P2 die Tragfähigkeitstheorie von 
Terzag hi für Streifenfundamente [1] verwendet. 

Ziel der Berechnungen ist es, die Druck- und Momenten­
verteilung in der betrachteten Fundamentplotte oder 
Wandplotte zu ermitte ln. Diese Aufgabe kann als erfüllt 
betrachtet werden, wenn die Größen PI , Xl, P2 und X2 be­
rechnet sind. Es ist ledig lich noch zu bemerken, daß die 
in Fig. 1 dargestellte, abgetreppte Druckvertei lung der 
gestrichelt eingezeichneten, abgetreppten Biegelinie ent­
spr icht. Die tatsächliche Druckverteilung wird entspre­
chend der tatsäch lichen Biegelinie keinen unstetigen, son­
dern ei nen stetigen, durch die Treppenlinie angenäherten 
Verlauf aufweisen. In den meisten Fällen interessiert ohne­
hin nur der Momentenverlauf in der Fundamentplotte und 
insbesondere dos Maximalmoment. Da die Momentenlinie 
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Fig . 1 
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durch Doppelinlegration aus der Belastung entsteht, dorf 
festgestellt werden, daß die Unterschiede im Resultat a~f 
die Differenzen zwischen dem stetigen und dem unsteti ­
gen Belastungsbild nur sehr wenig empfindl ich sind. 

3. Herleitung der Bestimmungsgleichungen 
Zur Best immung der Größen PI, XI, P2, ~2 m.üss~n vier Be­
dingungen formuliert werden können. S.le sind I~ f~lgen­
den sowohl in dimensionsbehafteter wie auch In dImen­
sionsloser Form angegeben, wobei Fig. 2 die Umr~ch ­
nungsfaktoren definiert. Die großen Buchs~aben .bezelc~­
nen die dimensionsbehafteten Größen, die kleinen die 
dimensionslosen. 
Die erste Beziehung ist rein geometrischer Art : 

X I + X2 = 1. (1 ) 

Die zweite Beziehung ergibt sich daraus, daß die totale 
Bodenreaktion gleich dem Integral der ungleichmäßigen 
Sohldruckverteilung über die Spannweite des betrachteten 
einfachen Balkens ist : 

PI . XI + p~ . x ~ = 1. (2) 

Entsprechend dem unter Ziff. 2 Festgestellten kann noch 
[1], d. h. noch der Tragfähigkeitsformel von Terzaghi für 
Streifenfundamente, geschrieben werden : 

General shear 

Local shear 

PI = nl + P2 . n2 + XI . n3 

PI = n' l + P2 . n'2 + XI . n'3 

(3) 
(3 ') 

Der Unterschied zwischen den Gleichungen (3) und (3') 
besteht darin, daß in der Gleichung (3) mit den Werten 

Fig . 2 

Belastung • Momente • Bezeichnungen 
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für dos Auftreten des "general shear" gerechnet wurde, 
in der Gleichung (3') mit den Werten für "Iocal shear". 
Diese Bezeichnungen entstammen der Tragfähigkeitstheo­
rie von Terzaghi und besagen, daß im ersten Fall der 
Bruch im Bodenmaterial in größeren Bereichen unter 
einem Fundament mit der Ausbildung eigentlicher Gleit­
flächen vor sich geht, währenddem im zweiten Fall nur 
lokale Brucherscheinungen sichtbar sind. Die Annahme 
"Iocal shear" liefert ungünstigere Werte und muß nur dort 
verwendet werden, wo entweder besonders lockere Böden 
vorliegen oder wo die Durchbiegung der Fundamentplat­
ten besonders gering sind, so daß mit einer voll en Akti ­
vierung der Scherfestigkeit des Bodenmaterials nicht ge­
rechnet werden kann. 

Die Be iwerte N e bzw. N'c, N q bzw. N "I und N y bzw. N y' 
für " general shear" bzw. ,.Ioeal shear" sind in Fig. 3 alJf­
gezeichnet [1) . 

N immt man zunächst einmal on, d ie G röße XI sei be­
kannt, so lassen sich PI und P2 aus den Gle ichungen (1) 
bis (3) ermitteln : 

X2 nl + n2 + Xl X2 n ~ (4) PI -
X2 + nl n2 

1 - PI XI 
(5) P2 

X2 
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Fig . 3 
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Daraus läßt sich nun (vgl. Fig , 2) das Maximalmoment m 
am einfachen Balken infolge der abgetreppten Belastung 
PI, P2 berechnen . Das Maximalmoment mo am einfachen 
Balken infolge gl e ich m ä ß i g verteilt angenommenen 
Belastung p beträgt in dimensionsloser Form mo = lh 
Die Anwendung der im folgenden dorgestellten Kurven 
gestaltet sich nun besonders einfach, wenn man die Resul ­
tate für die e f f e k t i v e n Maximalmomente in Beziehung 
setzt zum Maximalmoment am einfachen Balken aus 
g lei c h m ä ß i g ver te i I t e r Belastung, Das entsp re­
chende Verhältnis wird mit r bezeichnet : 

(6) 
m m 

r = -- = - = 2 m = 2 - PI X l 2 - 2 PI XI X2 - P2 xi . 
mo ' 12 

Die Verhältniszahl r stellt den Red u k t ion s fa k tor 
dar, mit dem das Moment am einfachen Balken infolge 
gleichmäßiger Belastung zu multiplizieren ist, damit das 
effektive Moment erhalten wird. Dieser Reduktionsfaktor 
ist - unter den beschriebenen Grundvoraussetzungen -
stets kleiner als 1 und veranschaulicht das Maß der mit­
tragenden Wirkung des Erdmateria ls. 

Die Größe r = 2m berechnet sich wie folgt: 

[
ni - nl XI + n2 + XI ns - XI 2 ns] 

2 m = 2 + XI - 1 - XI 
1-xl + n 2 XI 

Bis jetzt wurde die Bre ite XI des ideellen Fundamentstre i­
fens als bekannt vorausgesetzt. Aus den bisherigen Grund­
gle ichungen (1), (2) und (3) läßt sich XI aber n,icht erm itteln . 
Es wird daher noch eine weitere Bedingung benötigt. 

Die Größe XI kann in gewissen Fällen direkt angegeben 
werden, nämlich dann, wenn die Konstruktion der Funda­
ment- oder Wandplatte die Annahme eines Knickes in der 
Biegelinie rechtfertigt. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn 
der mittlere Teil der Fundamentplatte erheblich weniger 
dick ausgeführt wird als die stützennahen Teile, wenn die­
ser mittlere Fundamentteil nicht biegesteif mit den Rand­
streifen verbunden ist oder wenn er überhaupt nicht exi ­
stiert (keine durchgehende Fundamentplatte). Für so lche 
Fälle können die Redukt i ons~aktoren mit Hilfe von XI 

direkt aus den im folgenden dargestellten Diagrammen 
abgelesen werden. 

Beim Normalfall der Platte gleichmäßiger Dicke kann die 
fehlende Bedingung folgendermaßen gefunden werden : 
Gemäß den grundlegenden Voraussetzungen befinden 
sich die untersuchten Platten im plastischen Bereich und 
stehen kurz vor dem Bruch. Auch das Bodenmaterial ver­
hält sich infolge der recht großen Relativverschiebungen 
zwischen Fundamentplattenmitte und stützennahem Gebiet 
plastisch. Fig. 4 zeigt den Reduktionsfaktor r für die be­
trachtete Platte in Funktion der dimensionslosen Funde-

o '. 
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Fig . 5 
L:.-t Einfluss von 4. P auf Pt 
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rnentstreifenbreite XI. In einem bestimmten Zeitpunkt vor 
Erreichen der Maximalgesamtbelastung habe sich eine 
bestimmte Druckverteilung A mit einer gegebenen Strei­
fenbreite XI = XI (A) und einem Momentreduktionsfa~tor 
r (A) eingestellt. Die Gesamtbelastung nehme nun welte~ 
zu. Da angenommen wurde, daß die Fundamentplatte bel 
günstigster Bodendruckverteilung gerade an der Bruch­
grenze angelangt sei, wird sich wegen der vorausgesetz­
ten Plastifizierung die Druckverteilung weiter derart ver­
ändern, bis Punkt B (Fig. 4) mit r (B) = rmin und XI 1B) er­
reicht ist. In diesem Punkt B ist die mittragende Wirkung 
des Bodens voll ausgeschöpft. Eine Vergrößerung von Xl 

hätte bei gleichbleibender Gesamtbelastung eine Vergrö­
ßerung des Momentes zur Folge, was nicht möglich ist, da 
die Grenztragfähigkeit der Platte erreicht ist. - Die glei­
chen Oberlegungen gelten natürlich für die Annahme, 
daß die ideelle Fundamentstreifenbreite XI (A') betrage 
und daß die volle Ausnützung der Bogenwirkung des Bo­
dens durch Verk leinerung von XI (A') auf Xl (B) erfolge. 
Wenn also keine besonderen Bedingungen wie stark vari­
able Fundamentplattenstärken vorhand~n sind, so ist d7r 
Redukt ionsfaktor r = r (B) = rmin einzusetzen. Ist die 
Fundamentp latte überdimensioniert, d . h .. erreicht sie ihre 
Bruchgrenze bei Annahme eines Reduktionsfaktors von 
r =-= r (B) = rmin noch nicht, so ist der effektive Mome~­
tenredukt ionsfaktor dann größer als r (B) = rmin, weil 

/ 
/ 

/ 

/ 

/ 
/ 

/ 

die Plastif izierung der Platte und des darunterliegenden 
Bodenmaterials noch nicht vollständig erfolgen konnte, so 
daß die Bogenwirkung im Boden noch nicht optimal 
wurde. 

Fig. 4 zeigt noch einen weiteren wichtigen Aspekt der Be­
rechnungen. Die Größen PI und P2 wurden bisher stets 
als positiv eingesetzt (Druckspannungen). Es kann gezeigt 
werden, daß im schraffierten Teil von Fig. 4, d. h. unter­
halb der Winkelhalbierenden des ersten Quadranten, die 
Größe P2 negativ ist, d . h. daß dort theoretisch Zugspan­
nungen auftreten. Solche Zugspannungen zwischen der 
Fundamentplatte und dem darunterliegenden Bodenmate­
rial sind aber auszuschließen, und damit darf die Kurve im 
gestrichelten Bereich nicht mehr verwendet werden. Gül­
tig ist in einem solchen Falle vielmehr der Schnittpunkt der 
Kurve von r mit der Winkelhalbie renden des ersten Qua­
dranten oder, sofern dieses tiefer liegt, das relative Mini­
mum der entsprechenden Kurve. - Der Schnittpunkt der 
Kurve r mit der Winkelhalbierenden ist immer dort zu ver­
wenden, wo der mittlere Teil der Fundamentplatte fehlt, 
d. h. wo lediglich Streifenfundamente vorhanden sind. 

Es ist klar, daß der Momentenreduktionsfaktor für Xl = 0 
und Xl = 1 genau 1 betragen muß, da diese bei den Fälle 
einer gleichmäßigen Bodenpressungsverteilung entspre­
chen. 
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FiQ 7 Fig . 8 
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4. Resultate und Anwendung 

Die praktische Auswertung der Gleichungen (4), (5) und (7) 
ist verhältnismäßig mühsam. Sie wurde daher für die wich­
tigsten praktischen Fälle vorgenommen und in graphischer 
Form dargestellt : 

Tabelle 1: Ausgewertete Fälle 

General Sheor Loeal Shea r 

Bodenort M~mke~ten - I Be la stungen M~mkenten' l Bel a stung e n 
re u tlons- d re u tlan s· 
faktoren r Pt un PI faktoren r P, und p, 

Reibung ohne 

I I I 

Kohäsion Fig.7 Fig . 8 Fig. 13 Fig . 14 
,'1'> 0, e - 01 

Kohäsion r I I 
ohne Reibung Fig . Fig . 10 Fig. 15 Fig . 16 

1'1' - 0, e > 01 

Re ibung mit 

I I I 

Kohäsion Fig . 11 Fig . 12 Fi g. 17 Fig . 18 
{'I' > 0, e > 01 

Für jeden Fall sind zuerst die Momentenreduktionsfaktoren 
in Funktion von Xl und mit dem Scharparameter cp resp. c 
aufgezeichnet. Diese Darste llung erlaubt das Herauslesen 
von Reduktionsfaktoren, bei welchen besondere Gründe -

20 
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'0 

geom Ort der 
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t : 15° 

t : 10° 

.p, und 'PI für 

f>O , c • 0 
Qenera I shear 

oeom. orl~: 
Minlf"O 'f'(ln 

I---+"'----, 

wie z. B. stark var ia ble Plattenstärken - die Größe Xl be­
stimmen. Ebenfalls kann aus diesen Diagrammen die mini­
male Brei te der Fundamentstreifen herausge lesen werden, 
welche dann notwendig ist, wenn auf eine durchgehende 
Fundamentplatte verzichtet wird . Diese minimale Breite ist 
gl eich der Abszisse ,des Schnittpunktes der Kurve r (Xl) 
mit der Winkelhalbierenden des ersten Quadranten. Für 
den praktisch wichtigen Sonderfall, bei dem das Minimum 
der Kurven r = r (Xl) anzunehmen ist, sind die Momenten­
reduktionsfaktoren in Funktion von cp resp. c besonders 
aufgezeichnet. Neben den Momentenreduktionsfaktoren 
s.i nd auch die B e las ~ungen Pi und P2 in Funkt ion von Xl 
und mit dem Scharparameter cp resp. c dargestellt. Diese 
Diagramme erlauben die Bestimmung der Grenzlasten 
unter den Rand zonen und in Feldm itte. 

Die Aufstellung der Tabellen erfolgte im Prinzip auf dimen­
sionslose r Grundlage. Wie aber aus der Gegenüberstel ­
lung der dimensionsbehafteten und dimensionslosen Bo­
denkennwerte Nl, N2 und Ns resp. nl, n2 und n3 hervor­
geht, mußten einige Annahmen getroffen werden : 

Man erhält den Faktor nl aus N l durch Division mit P, 
der mittleren Belastung. P wurde zu 1 kg/cm 2 angenom­
men. Ist der Boden kohäs ionslos, so wird n1 = 0, und die 
G röße der Belastung hat auf nl ke inen Einfluß. Hat man 
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es mit einem kohäsiven Boden zu tun, so muß die in die 
Berechnung eingesetzte Kohäsion um denjenigen Faktor 
vermindert resp. erhäht werden, um den die vorhandene 
mittlere Belastung den Wert von 1 kg /cm 2 übersteigt oder 
unterschreitet. Bei P = 3 kg/cm 2 und c = 7,5 t/m2 bei­
spielsweise muß für die Berechnung der Bagenwirkung 
nach den Tabe llen die reduzierte Kohäsion van 2,5 t/m2 

eingesetzt werden. 

Der Faktor n2 ist von P unabhöngig, hingegen wurde n, 
durch Divi sion mit dem Quotienten 

" L 
4P 

dimensianslos gemacht. Für die Aufstellung der Tabellen 
wurde 

" L 
4P 

0,30 

gewöhlt. Weicht der Quotient der angegebenen Gräßen 
wesentlich vom Wert 0,15 ab, so muß der Einfluß von n3 
an Hand der Gleichungen (4), (5) und (7) neu überprüft 
werden. Die Ausarbeitung weiterer Tabellenwerte für an· 
dere Längen und Belastungen ist vorgesehen. 

Einen gewissen Einblick in die Variation der Resultate 
infolge anderer Annahmen von )', I und p gibt Fig . 5. Sie 
zeigt die Belas~ung PI bei einem Wert Xl = 0,4 für ver­
schiedene Reibungswinkel bei "general shear". Negative 
Werte von )' wurden deshalb untersucht, weil damit eine 
Abschätzung der Bogenwirkungen über D eck e n p I a t -
te n möglich ist, welche stark überschüttet sind. Alle vor­
stehenden überlegungen lassen sich nämlich sinngemäß 
auf die Bogenwirkung über Deckenplatten anwenden, so­
fern man die mittlere Belastung auf der Deckenplatte bzw. 
auf dem ganzen Schutzraum als bekannt voraussetzen 
kann. Daß grundsätz lich ein ähnlicher Mechan ismus bei 
Deckenplatten vorliegt wie bei Fundamentplatten, geht 
schon aus Fig. 6 aus [1] hervor, wo Bruchlinienfiguren am 
Deckenrand eingezeichnet sind, welche denjenigen beim 
Ausquetschen von Fundamenten sehr ähnlich sehen. 

(wird fortgesetzt) 

Li te ratur : 

[ll Te rzagh i, Th eare tical Sa il Mechan ics , Jahn W iley an d San s, 
New Ya rk . 

[21 W . Heie rli , Bei trag zum Handbuch d e r Waffe nw irkun ge n für di e 
Beme ssun g von Schu tz bauten, Be rn 1964, S. 88 ff . 

[JI Kan~ , Be rechnung von Fläche ngründun gen , W ilhelm Ern st & Sohn , 
Be rl," . 

Die Fördergemeinschaft für Bauwesen und Zivilschutz e. V. 

Schon vor einigen Jahren hatte sich eine An za hl von 
Fachleuten des Bauwesens und des Zivilschutzes in den 
Räumen der BAUSCHAU BONN zusam mengefunden, um 
ein unabhängiges Gremium zu bilden, das in gemein­
samer Arbeit für die notwendige aktuelle Information 
im Hinblick auf Fragen des Zivilschutzes sorgen sollte. 
Ohne Frage wird es bei der immer stärker werdenden 
Spezia li sierung entsprechend schwierig, EinzeIinformatio­
nen zu sammeln, um sie dann übersichtlich zusammen· 
Zufügen. Die schwer zu übersehenden Zuständigkeiten 
und Auffassungen im Bereich des Zivilschutzes, die sprung­
hafte Entwicklung bestimmter Zweige der Industrie, z. B. 
auf dem Kunststoffsektor, der Fertigteilkonstruktionen 
usw., zwingen zu gegenseitiger Unterrichtung und stän· 
digem Erfahrungsaustausch. Die Tätigkeit der Förderer­
gemeinschaft ist gemeinnützig, um von kommerziellen 
Erwägungen frei zu sein und den Zielen der Bundes·, 
Landes- und Kommunal-Behörden ohne Schwierigkeiten 
folgen zu kännen. 
Dies waren die Aspekte der Gründung der Förderer­
gemeinschaft. - Seit dem 16. September 1965, dem Tag, 
an dem ein Teil der Bestimmungen des Schutzbaugesetzes 
in Kraft getreten ist, hat die Arbeit der Förderergemein­
schaft eine neue Bedeutung erhalten. Die Durchführung 
der Zivilschutz-Gesetze wird auf gewisse Schwierigkeiten 
stoßen, die in der noch unzure ichenden Information u. a. 
der Bauschaffenden begründet sind. Wenn man auch 
unterstellen kann, daß die erforderlichen Richtlinien und 
Rechtsverordnungen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens ver­
kündet sind und an sich den freien Architekten und Bau­
ingenieuren wie den Bauaufsichtsämtern bekannt sein 
müßten, so hat doch die Erfahrung gelehrt, daß auch 
die beste Richtlinie nie für fehlerfreie Ausführung garan­
tieren kann. Wenn man bedenkt, daß im Durchschnitt im 

Jahr 500000 Wohnungseinheiten errichtet werden, so 
ist der Umfang des Schutzraumbauprogramms erkennbar, 
wenn man z. B. für drei bis vier Wohnungseinheiten 
einen Schutzraum annimmt. Alle diese Schutzräume müs­
sen in die Bauentwürfe eingeplant werden, und nicht nur 
als starrer, nicht weiter nutzbarer Körper, sondern nach 
dem Willen des Gesetzgebers mit der Möglichkeit, den 
Schutzraum friedensmäßig zu nutzen. Die Fachkräfte der 
Bauaufsichtsbehärden werden mit der überprüfung von 
Schutzraumentwürfen ein neues Aufgabengebiet zuge­
wiesen bekommen, das ständig unter einem gewissen 
Zeitdruck stehen wird, weil der Bauherr eine Bestätigung 
erwartet, daß der Schutzraum den gesetzlichen Bestim­
mungen entspricht. Denn nur dann setzen die Vergünsti ­
gungen des Bundes ein. Es wird geraume Zeit, vielleicht 
einige Jahre dauern, bis der letzte Beamte auf diesem 
Spezialgebiet sicher ist und in Zweifelsfragen klare Ent­
scheidungen treffen kann. Aus diesem Grunde hat das 
Bundesamt für zivi len Bevölkerungsschutz, Bad Godesberg, 
schon seit geraumer Zeit begonnen, vor allem die Kräfte 
der Bauaufsichtsämter mit den Maßnahmen des baulichen 
Zivilschutzes bekannt zu machen. Rund 3500 Fachleute 
dieses Bereiches haben schon diese Planungsseminare 
"Bau licher Zivilschutz" besucht. Demgegenüber sind nur 
etwa 1000 freiberufliche Architekten und Ingenieure durch 
die Planungsseminare gegangen, nicht, weil das Interesse 
fehlte, sondern weil das Bundesamt durch sein Gründungs­
gesetz beauftragt ist, in erster Linie die Kräfte aus dem 
behördlichen Bereich zu informieren. Die Berufsverbände 
der freien Architekten konnten es beim Bundesamt nicht 
erreichen, eine dem Bedarf entsprechende Zahl von Bau­
fachleuten an dE n Planungsseminaren teilnehmen zu las­
sen, da die räL mlichen und technischen Möglichkeiten 
begrenzt waren. I iier ist also eine erhebliche Informations-
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lücke festzustellen, die zu schließen nun Aufgabe der 
Förderergemeinschaft werden soll, um eine Ergänzung 
der Aufgaben des Bundesamtes in laufender Abstimmung 
mit dem BMI, BMWo und BzB im vorstehenden Sinne 
zu schaffen. 
Die vorhandenen Einrichtungen der BAUSCHAU BONN 
kännen sinnvoll genutzt werden: Der Saal kann bis zu 
hundert ,Hörer aufnehmen, Film- und Lautsprecher-Anlagen 
stehen bereit, und die ständigen Ausstellungen über The­
men des Zivilschutzes sowie die zehn beispielhaften 
Schutzräume, die im Zusammenhang mit dem Ausstel­
lungsgebäude errichtet sind, werden die Praxis auf allen 
Gebieten zu Wort kommen lassen. Die Färderergemein­
schaft ist in der Lage, durch den "Informationskreis", 
der die freiberuflichen Bauschaffenden mit dem großen 
Geb iet des baulichen Zivilschutzes bekanntmachen will , 
eine sehr aktuelle Aufgabe zu übernehmen. Die Mit­
glieder der Färderergemeinschaft sollen selbst die beste 
Information über die wichtigsten Themen des Bauwesens 
und des baulichen Zivilschutzes erhalten. Es ist beab­
sichtigt, zwei maßgebende Zeitschriften monatlich kosten­
los zuzusenden. Die letzten und wichtigsten Kurzberichte 
sollen in Hausmitteilungen veröffentlicht werden, die etwa 
in 6 Folgen pro Jahr in die Hände der Mitglieder gelan­
gen. Ferner wird dafür gesorgt, daß jedes Mitglied lau­
fend über den Stand der Notstands- und Zivilschutz­
Gesetzgebung informiert wird und die entsprechenden 
Texte aller Gesetze, Rechtsverordnungen, Richtlinien und 

Schrifttum 

Der Felsbau von Dr. Ing . Leopold Müller (erster Band, 
theoretischer Teil, Felsbau über Tage 1. Teil ). Mit 
307 Abbildungen und 22 Tafeln, Ferdinand Enke Ver­

lag, Stuttgart 1963, 624 Seiten, geheftet DM 124,-, 
gebunden DM 129,-. 

Der zivile Bevölkerungsschutz, die Energiewirtschaft, der 
Bergbau und der Verkehr haben in den verflossenen Jah­
ren den Bauingenieur und den Ingenieurgeologen vor 
Aufgaben gestellt, wie man sie vordem kaum kannte. Die 
Befassung mit diesen Aufgaben hat unsere Kenntnis des 
Werkstoffes Fels und seiner Eigenschaften vertieft und 
gleichzeitig die Voraussetzungen für die Erarbeitung einer 
Theorie des Felsbaus geschaffen. 

Das Werk zerfällt in zwei Teile. Der erste Teil befaßt 
sich mit den theoretischen Grundlagen der Felsmechanik 
und ist der Extrakt praktischer Erfahrungen, gesammelt 
in dem Bedürfnis nach besserem Verständnis der Zusam­
menhänge, welches allein die Anwendung von Erfahrun­
gen auf neue Aufgaben ermöglicht. Im zweiten Teil wen­
det sich der Verfasser den praktischen Fragen zu: dem 
Felsbau über Tage und dem Felsbau unter Tage. 

Das Buch ist aus der Praxis des Bauingenieurs und Inge­
nieurgeologen geschrieben und für die Praxis des Ent­
wurfs und der Baustelle gedacht. Das gilt besonders für 
den zweiten Teil. 

Schriftleitung 

Erlasse erhält. Schließlich wird die Färderergemeinschaft 
ihren Mitgliedern behilflich sein, durch wesentlich ver­
billigten Bezug einschlägiger Literatur sich eine brauch­
bare Handbücherei dieser Fachrichtung zusammenzuste l­
len. Abgesehen von den gedruckten Informationen ist 
beabsichtigt, in zeitlicher Folge Diskussionen und Referate 
über bestimmte Einzelfragen anzusetzen, bei denen sich 
die zuständigen Herren der Bundesministerien und des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz beteiligen 
können. In den Jahresversammlungen werden die pro­
minenten Vertreter der Bundesressorts die künftige Ent­
wicklung und die Schwerpunkte ihrer Arbeit aufzeigen. 
Für den notwendigen Kontakt zwischen den Fachleuten 
aller Richtungen wird zu sorgen sein. 
Eine besonders starke Unterstützung erfahren die Bestre­
bungen der Förderergemeinschaft dadurch, daß sich Herr 
Staatssekretär a. D. Dr. Wandersleb für das Amt des 
Präsidenten zur Verfügung gestellt hat. Herr Dr. Wanders­
leb ist aufgrund seiner umfassenden früheren Tätigkeit 
beim Bundeswohnungsministerium sehr eng mit allen 
Bauschaffenden der Bundesrepublik verbunden. Dankens­
werterweise wird Herr Dr. Wandersleb seine reichen 
Erfahrungen und weitreichenden Beziehungen in den 
Dienst der Färderergemeinschaft stellen. 
So will die Förderergemeinschaft im wahrsten Sinne dem 
"gemeinen Nutzen " dienen und aus eigener Verant­
wortung mithelfen, den Schutzgedanken im weitesten 
Sinne zu verwirklichen. 

Kapitulation ohne Krieg (Die Jahre 1970-1980) von 
Ferdinand Otto Miksche, Seewald Verlag, Stuttgart­
Degerloch, 260 Seiten, Leinen, DM 19,80. 

Am 1. Juli ist Frankreich aus der Nordatlantischen Ver­
teidigungsgeme inschaft ausgeschieden. Die in tegrierten 
militärischen Hauptquart iere müssen Frankreich verlassen. 
Das einzige Zugeständnis de GaulIes an seine Verbünde­
ten ist die Belassung des politischen Hauptquartiers in 
Frankreich. Für viele kommt d ieser Schritt überraschend. 
Verfolgt man jedoch die Außenpolitik de GaulIes der 
letzten zehn Jahre, so ist diese Entscheidung nur die logi­
sche Konsequenz einer Entwicklung, die sich bereits seit 
langem abzeichnet. Sicher hat sich de Gaulle durch diesen 
Schritt außerhalb der Gemeinschaft gestellt und besonders 
die Amerikaner vor den Kopf gestoßen. Vielleicht sind aber 
die anderen NATO-Partner aus dem bösen Traum der 
Passivität erwacht und zum Nachdenken über ein Bündnis 
gezwungen worden, das drin~end einer Reform bedarf, 
nachdem sich das politische Bild durch die sich anbahnende 
Entspannung zwischen Ost und West schon jetzt grund­
legend geändert hat und auch die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse nicht denen des Jahres 1949 gleichen, als das 
Bündnis geschlossen wurde. In den ersten Nachkriegsjahr~n 
bedurfte Westeuropa nicht nur des Schutzes durch die 
amerikanischen Streitkräfte sondern auch der Bereitstellung 
von Kapital für d ie darn iederliegende Industrie. M it finan­
zieller amerikanischer Unterstützung sind die einzelnen 
Staaten des Bündnisses wieder erstarkt und verfügen über 
ein Wirtschaftspotential, das zusa mmengenommen größer 
als das der Verei nigten Staaten ist. Auch der militärisch

d
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Aufbau ist zu einem gewissen Abschluß gekommen u~ 
hat einen Machtfaktor entstehen lassen, dem ein M lt-



spracherecht in der Weltpol itik zukam mt. M it d ieser Er­
starkung sind das Selbstbewußtsein und damit auch die 
Selbstständ igkeitsbestrebungen der einzelnen europä ischen 
Staaten w ieder erwacht. Man ist bestrebt, sich von dem 
Protektorat der Amer ikaner zu lösen und zu einem Partner 
zu werden, der mit den Verein igten Staaten gleichberech­
tigt ist. Ameri kas Aufgabe sollte es sei n, d iese Bestrebun­
gen und Strömungen zu erkennen und sie in die richt igen 
Kanä le zu le iten. Es hat d ie~ e Gelegenhei t nicht wahrge­
nommen und hat durch seine unkla re Haltung den Prota ­
gon isten eines modernen Nati onalstaates, de Gaulle, förm ­
lich herausgeford ert. Die Aufkünd igung des Bündn isses 
wird von den einen als Ku rzschlußhandlung eines alternden 
Generals angesehen, von den anderen als Auftakt zu 
einer pol i t ischen und mi litärischen Neuorganisation West­
europas, vie ll ei cht sogar des gan zen Kont inents. 

In dem Buch von F. O . Miksche sind d ie oben angeführten 
Gedanken vorgeze ichn et. M iksche ist sudetendeutscher Her­
kunft und 1910 im eh emaligen Osterreich-Schles ien gebo­
ren . Im Kr iege war er als französ ischer Offizier der Pla ­
nungsabte ilung dem persönl ichen Stabe General de 
Gaulies zugew iesen. Es wäre verständl ich, wenn diese 
enge Zusammenarbeit sich in der Beurteilung der politi­
schen Verhältn isse im nega tiven oder posit iven Sinne nie­
dergeschlagen hätte. Das ist erfreulicherweise nicht der 
Fo l l. Se ine int ime Kenn tnis der europä ischen G esch ichte 
und seine berufl iche Laufbahn - er war u. a. von 1949 -1955 
Instrukt ionsoffIz ier an der Generalstabsschule in Portugal 
und ist se itdem mit mi litäri schen Forschungsaufgaben im 
Rohmen der NATO-Scholarship betraut - haben ihn davor 
bewahrt. Er steht dem " Europa der Vaterländer" des fran­
zösischen Generals kr it isch gegenüber und befürwortet d ie 
wirtschaftl iche und mi l itär ische Integration Westeuropas, 
ohne die der Westen nicht den Herausforderungen der 
siebz iger und ochtz iger Jahre gewa.chse.n se in w ird . Y". a.~ t­
europa so mei nt er, kann ohne eine integrierte Mil itar­
polit ik 'schon aus w irtschaftlichen Gründen nie eine wirk­
same Verte idigung aufbauen, wobei mi l itärische Integra­
tion d ie pol it ische voraussetzt. An den von der Technik ge­
schaffenen Tatsachen schei ter t General de Gaulles Vision 
eines strateg isch autonomen Frankre ichs . Hierdurch erklärt 
sich auch die Verachtung des Gen erals für d ie "vaterland~­
losen Technokraten". Die mil itär ische Zusammenarbe it 
muß auf eine neue Bas is gestellt werden. Das Bündnis in 
der jetzigen Form wi rd den Interessen der e i nz~lnen Sta':! ­
ten nicht gerecht. Es ist ausgeschlossen, von Landern w ie 
be isp ielswei se von Norwegen und Dänemark oder Portu ­
gal Be istand in KonA ikten um Israel , Zypern, Suez oder 
Griechenland zu erwarten . Der Schlüssel zum Umbau l iegt 
nach w ie vor bei den Amer ikanern . " Die Vere inigten 
Staaten stehen vor der Alternat ive, entweder ein Europa, 
das ihnen zur Last fällt, we iterhin zu unterstü tzen oder er,d­
l ich tatkräftig d ie Bildung eines Europas zu fördern, das 
sie entlastet. " 

~iksche ist in se iner Sprache, in seiner Formulierunß und 
In seinen Thesen herau sfordernd. Er hat den Mut, mit ver­
alteten Vorstellungen aufzuräumen, hat aber auch .klare 
Vorstellungen von den Schwierigkeiten, d ie zy überwlnde.n 
sind und macht konkrete Vorschläge für eine Reorgan i­
sat ion des NATO-Bündnisses. Er macht sich zu einem Inter­
preten einer Auseinandersetzung, d ie untersch.wellig schon 
lange unter den Bündnispartnern im Gange Ist. 

Dr. Schützsack 

A Peril and a Hope (Eine Gefahr und eine Hoffnung) 
The Scient ists' Movement in America 1945 -1947. Von 
Alice Kimball Smith . Le inen 590 Seiten, ca . DM 40,-. 
The Univers ity of Chicago Press, London W . C. I 

Politik und Wissenschaft lassen sich schwer ouf einen N en­
ner bringen . Dies jedenfalls war b isher eine g~nß i ge Au~­
fassung. Dem Wissenschaftler wurde die Beschaftlg~ng mit 
klassischer M us ik mit Briefmarkensammeln und mit Berg­
ste igen zugestanden, jede Einflußnahme auf p~lit~sche Ent­
sCheidungen wurde ihm jedoch, dem Nur-Spezial isten, ab-
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gesprochen. Diese Periode gehört der Vergangenhe it an. 
Zwischen Wissenschaft und Pol itik hat sich eine Art Ab­
häng igke itsverh<?ltn is herausg~bildet . D i ~ Reg ierung be­
darf ,des techn ischen und w issenschaftl ichen Rates d ie 
Wissenschaft w iederum muß von der Regierung von' Jahr 
zu Jahr ste igende Ausgaben für Forschungsvorhaben an­
fo rdern . Der Zwang der Verhältn isse hat auf d iese We ise 
d ie be iden Gegner einander näher gebracht. 

Eingeleitet wurde d iese Zusammenarbe it kurz nach dem 
zwe iten 'Yeltkriege aus einem ganz anderen Grunde. Die 
am erl k.anlschen W issenschaftler, d ie am Projekt der Schaf­
fun~ einer Atombombe ,gearbe itet hatten, erkannten früh ­
zeitig, welches Machtm ittel sie den Pol itikern in d ie Hände 
gespielt. hatlen, und aus der Uberzeugung heraus, daß sie 
a.uch ~el der Auswertung der Ergebn isse ihre r Forschungen 
ein Mltsprach~re~ht haben müßten, versuchten sie als Rat­
geber und M lt!=jl leder von Senatsausschüssen EinAuß auf 
d ie Pol itik der Reg ierung zu erlangen. Uber d iese entsche i­
dende Phase von 1945 - 1947' ber ichtet das Buch. 

Die Autorin sch ildert, w ie sich die Atomwissenschaftle r 
un ter dem Eindruck der Zerstörungen in Hirosh ima und 
Nagasaki fast schon mit miss ionar ischem Eifer völlig un­
bekannten Problemen zuwandten . Sie nahmen an den 
" Hearings " des Kongresses te i l, sprachen auf Veranstaltun ­
gen der G ewerkschaften, der Frauenverbände sch ri eben 
allge~e i nve rständliche Art ikel für d ie Tagespre~se und die 
II!ustrierfen , traten im Rundfunk und Fernsehen auf u"d 
hielten An fängerkurse in Kernphys ik. Durch d iese mühsame 
Arbeit ~ i cher.ten sie sich die erforderl iche Unterstützung der 
Offentllchke lt zur Schaffung der " Atomic Energy Commis­
sion ". 

Die Autor in, Gatt in e;i nes füh renden Metallurgen in Los 
A lamos, . und . eine ~,eltlang Mitherausgeber des " B'ullet in 
of Atom lc SC lentlsts hat es verstanden, mit großem Ein­
fühlung sve rmögen die Ze it zu sch i ldern , in der d iese Ideen 
geboren wurden . Sie stützt sich dabei auf Br iefe Tage­
bücher und Dokumente, besonders aber auf Begeg'nungen 
und auf Gespräche mit W issenschaftlern , d ie ihr persön lich 
bekannt waren. 

Dr. Sch. 

Rotes Kreuz über Europa, Ernst Baum, Reportagen 
und Berichte von großen Einsätzen, 112 Seiten, 30 
Illustrationen, farbiger, glanzkaschierter Einband, 
DM 6,80, Osang Verlag München, 1966. 

C?ie in diesem Buch veröffentlichten Reportagen und Be­
rlch.te :,on Naturkatastrophen, Unglücksfä llen und Kriegs­
ereignissen aus den letzten 25 Jahren lassen, wie Henrik 
8eer, der Generalsekretär der Liga der Rotkreuz-Gesell ­
schaften, Genf, in seinem ~eleitwort schrieb, "die Bedeu­
tung des Roten Kreu zes Im Kampf gegen menschliches 
Leid, sein aufopferungsvol les Bemühen, den Erfordernis­
sen unserer Zeit gerecht zu werden, die schon vollbrach­
ten I eistungen" lebendig werden. 

Die in der Anthologie enthaltenen Berichte über EinzeI ­
aktionen mutiger Schwestern, Helfer und Helferinnen im 
Dienste .des Ro~en K.reuze~ auf d~n verschiedensten Kriegs­
schauplatzen s!nd .. nicht minder ~lndrucksvoll als jene über 
KatastropheneInsatze großen Stils, sei es in Marokko als 
dc:>rt die O lpest w~ tete ~nd 10000 Gelähmte dringend 
Hilfe brauchten, sei es In Frejus nach dem Bruch des 
Staud?mms von Malpasset in Skoplje nach dem Erdbeben 
oder In .. Lengede bel der R~ttung verschütteter Bergleute. 
0an ~ochte dem Buch, das In unaufdringlicher Form - und 
Sicherlich besser als Aufrufe und Plakate - für die Idee des 
Roten Kreuzes wirbt, weite Verbreitung wünschen . 

~s wird nicht z~ l etzt jugendl iche Leser ansprechen uni:! 
sie anspornen, Sich dem Dienst im Roten Kreuz zur Ver­
füg ung zu stel len. Kann ein Buch eine schönere Aufgabe 
erfüllen? 

Schunk, Bad Godesberg 
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Aktueller Rundblick 
Die in dieser Rubrik gebrachten Nachrichten über Zivi tschutz und seine Grenzgebiete stützen sich 

auf Presse- und Fachpressemeldunge n de s In - und Ausland es. Ihre kommentarlose Obernahme ist 

weder als Bestätigung ihrer sachlichen Richtigkei t nach als übereinstimmende Anschauung mit 

der Redaktion in allen Fällen zu werten, ihr Wert liegt vielmehr in der Stellungnahme der 

äffentlichen Me inung sowie der verschiedenen Fachsparten zum Zivilschutzproblem. 

INTERSCHUTZ auf 1968 verschoben 

Die Internationale Fachausstellung für Zivilschutz - INTER­
SCHUTZ -, die vom 3. bis 11. Juni 1967 in Köln stattfinden 
sollte, ist auf das Jahr 1968 verschoben worden. 

Zeitplan der Notstandsverfassung 

Der Entwurf der Notstandsverfassung soll nunmehr im 
September dem Kabinett, im Oktober dem Bundesrat 
und im November dem Bundestag vorgelegt werden. 
Der Entwurf ist praktisch fertiggestellt, dient jedoch zu­
nächst nur als Diskussionsgrundlage. Das Bundesinnen­
ministerium weist darauf hin, daß weitere Anderu ngen 
durchaus möglich seien. Die bisherigen Anregungen von 
SPD und DGB wurden bereits berücksichtigt. 

Teilnahme des Gemeinsamen Ausschusses an Fallex 66? 

Der nach der Notstandsverfassung vorgesehene Gemein­
same Ausschuß des Parlaments, in der Offentlichkeit 
"Notparlament" genannt, wird wahrscheinlich bei der 
diesjährigen NATO-Stabsübung Fallex 66 im Oktober 
erstmals probeweise in Aktion treten. Dabei soll fest­
gestellt werden, ob die vorgesehene gesetzliche und ver­
fassungsrechtliche Regelung für den Notstandsfall prak­
tisch durchführbar ist. 

Der Gemeinsame Ausschuß soll gewährleisten, daß auch 
im Verteidigungsfall eine parlamentarische Gesetzgebung 
und Kontrolle erhalten bleibt. Der Ausschuß wird sich 
aus 22 Abgeordneten des Bundestages und je einem 
Vertreter der elf Bundesländer zusa mmensetzen . Nach der 
augenblicklichen Verteilung der Bundestagsmandate wer­
den dem Notparlament elf Abgeordnete der CDU/CSU, 
zwei der FDP und neun der SPD angehören. 

Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

Die Bundesregierung hat den vom Bundesin nenministerium 
erarbeiteten Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zu der 
internationalen Konvention vom 14. Mai 1954 zum Schutz 
von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten verabschiedet. 
Die Konvention verlangt die Sicherung, Kennzeichnung, 
Respektierung und Bewachung wichtiger Kulturgüter im 
Konfliktfall. Gem. Art. 18 der Konvention hatte das Aus­
wärtige Amt bereits mit Schreiben vom 12. 1. 1962 dem 
Generaldirektor der UNESCO erklärt, "daß die Bundes­
republik Deutschland die Bestimmungen der Konvention 
annimmt und ihrerseits anwendet". 

Arzneimitteldepots in Nordrhein-Westf alen 

Achtzehn Not-Depots mit Spezialpräparaten gegen Diph­
terie, Wundstarrkrampf, Tollwut, Milzbrand, Lebensmittel ­
vergiftungen und Schlangenbisse sind in Nordrhein-West­
falen von den Apothekerkammern in Zusammenarbeit 

mit dem Innenministerium des Landes eingerichtet worden. 
Damit soll die Versorgung der ßevölkerung mit einer 
Reihe oft lebensrettender Arzneimittel jederze it sicher­
gestellt sein. Die Seren, die relativ selten benötigt werden 
und nur begrenzt haltbar sind, stehen nicht in allen 
Apotheken zur Verfügung . 

Polizeigewerkschaft lehnt zivilen Objektschutz ab 

Der Schutz zivi ler Objekte kann nach Auffassung der 
Polizeigewerkschaft im Falle eines äußeren Notstandes 
nicht zur Poli zeiaufgabe gemacht werden. Mit dieser 
Erklärung wandte sich die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
in einem Schreiben an die Innenminister der Länder und 
an Bundesinnenminister Lücke gegen das sog. " Arbeits­
papier", in dem Minister Lücke den Polizeibeamten der 
Länder für den Verteidigungsfall neben ihren normalen 
Funktionen auch den zivilen Objektschutz zugedacht hatte. 
Die Gewerkschaft beruft sich dabei auf Lückes Vorgänger 
Minister Höcherl, der im Mai 1964 erklärt hatte, für die 
uniformierte Poli zei der Länder werde der Kombattanten­
status nicht angestrebt. 

Gegen ein weibliches Pilichtjahr 

Mit dem Vorsch lag des Hamburger Theologen, Prof. 
Helmuth Thielicke, ein Pflicht jahr für Mädchen einzu­
führen (siehe ZIVILSCHUTZ, Heft 6 1966, Seite 215), um 
den Mangel an Pflegerinnen in Krankenhäusern zu behe­
ben, hat sich die CDU-Abgeordnete Frau Pitz-Savelsberg 
kritisch auseinandergesetzt. Sie wies darauf hin, daß 
jährlich etwa 500000 Schülerinnen aus der Schule ent­
lassen würden und in den Krankenanstalten etwa 20000 
Pflegerinnen oder Helferinnen fehlten. Wenn also die 
Krankenanstalten nicht bereit seien, die zehnfache Zahl 
einzustellen, dann tauche die Frage nach dem Verbleib 
der übrigen Schulent lassenen auf. Die Abgeordnete fragt, 
ob man etwa wieder Lager einrichten solle, in denen mit 
einem großen Aufwand an Personal das Pflicht jahr absol­
viert würde, und welche Ausnahmen man machen sollte. 
Di~ Bereitschaft zu hel·fen könne nicht durch Zwangs­
maßnahmen erreicht werden. 

Bau von Notfallwagen gefordert 

Bei einem kürzlich in Frankfurt abgehaltenen Kong reß 

der Gesellschaft für Unfallheilkunde, Versicherungs- und 
Versorgungsmedizin appellierte der Präsident der Gesell­
schaft, Professor Herber! Junghanns, eindringlich an die 
deutsche Automobilindustrie, endlich einen Notfa llwagen 
zu konstruieren, der allen Anforderungen gerecht werde. 
Der "ideale" Unfallwagen müsse alle Möglichkeiten für 



eine sofortige Operation bieten und auch in unwegsamem 
Gelände voll beweglich sein . 
Obwohl heute in der Bundesrepublik etwa 2000 Kraft­
fahrzeuge dieser Art benötigt würden, erscheine es der 
Industrie offenbar nicht lohnend, ein entsprechendes 
Fahrzeug zu konstruieren. Ihre Angebote überstiegen 
auch vor allem in finanzieller Hinsicht die Möglichkeiten. 
In diesem Zusammenhang nannte der Mediziner die 
Sowjetunion als beispielhaft. Allein in Moskau ständen 
Tag und Nacht 187 Notfallwagen bereit, die ständig mit 
Ärzten besetzt seien. 

Saarbrücken um Längen voraus 

Von allen deutschen Großstädtern haben nach einem 
Bericht des "Echo der Zeit" (Recklinghausen) augenblick­
lich die Saarbrücker die aussichtsreichsten Oberlebens­
chancen im Falle einer kriegerischen Katastrophe. Denn 
in den derzeit vorhandenen Luftschutzanlagen könnten, 
wenn Gefahr droht, von den 132000 Einwohnern der 
Saarmetropole gut 90000 für kürzere oder längere Zeit 
Zuflucht finden, vor allem in Stollen, die in der Stadt 
ein viele Kilometer weites unterirdisches Netz bilden, in 
einigen alten Hochbunkern sowie in einer g~ßeren 
Anzahl privater bombensicherer Unterkünfte. Allein der 
Winterbergstollen, den die Wehrmacht seinerzeit als 
Munitionsdepot angelegt hatte, könnte heute 5000 Men­
schen ei nen sicheren Hort bieten. 

Von den in Saarbrücken noch vorhandenen vier Hoch­
bunkern aus dem Zweiten W eltkriege erfuhr der erste 
(Fassungsvermögen 850 Personen) inzwischen eine Ober­
holung mit einem Kostenaufwand von 1,1 Millionen 
Mark. An den drei anderen beginnen mit Zustimmung 
und finanzieller Beteiligung der Bundesregierung Anfang 
1967 die notwendigen Instandsetzu ngen und ergänzun­
gen. Diese Sammelschutzräume werden für einen atom­
sicheren Aufenthalt von etwa 30 Tagen hergerichtet. 

Mit den erforder li chen Installationen wurden in Saar­
brücken ferner drei Stollen mit einem Aufnahmevermögen 
Von 3100 M enschen versehen . Zu den neuen Muster­
anlagen zählt der in dem Vorort Güdingen nahe der 
Autobahn erbaute Schutzraum für 1500 Personen. Von den 
in Schulen und Kindergärten geplanten 170 Schutzbauten 
ist ein wesentlicher Teil bereits fertiggestellt. Projektiert 
oder in Angriff genommen sind im Saarland 89 Hilfs­
krankenhäuser mit zusammen 24000 Betten. Jedes dieser 
Objekte sieht im Katastrophenfall die schnelle Umwand­
lung von Turnhallen, Schulen und anderen öffentlichen 
Gebäuden in Krankenhäuser vor, in denen die stationäre 
Pflege und Behandlung von Kranken und Verletzten sowie 
die Unterbringung des entsprechenden Personals unter 
Notstandsbedingungen möglich ist. 

Notrufdienst jetzt auch in Luxemburg 

In Belgien kann seit einiger Zeit über den Notruf 900 
die nächstgelegene Alarmeinheit (Service 900) der Mobilen 
Kolonnen von jedermann telefonisch erreicht und zur 
Hilfeleistung bei Unglücksfällen, Bränden, Oberschwem­
mungen usw. heranbeordert werden. Nach dem belgischp.n 
Beispiel ist jetzt auch in Luxemburg ein Notrufdienst 012 
VOn der Direktion der Protection Civile eingerichtet wor­
den. Die Autgabe des luxemburgischen Notrufdienstes 
besteht nach einem Bericht des "Luxemburger Wort" 
darin, Notrufe von Mitbürgern über die Rufnummer 012 
entgegenzunehmen, weiterzuleiten und die Hilfsakti<:>nen 
zu koordinieren. Der vom Staat geschaffene Notrufdienst 
will die Kompetenzen und Aufgaben der bestehenden 
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Hilfsorganisationen nicht überschneiden oder verdrängen. 
Aber wenn Arzt, Ambulanz, Spital, Gendarmerie, Polizei, 
Feuerwehr usw. bei Unfällen aller Art oder bei plötz­
lichen schweren Erkrankungen dringend benötigt wer­
den, soll keine kostbare Zeit verlorengehen. Der Notruf­
dienst übermittelt und koordiniert die Hilfsmaßnahmen, 
er entbindet jedoch keine öffentliche oder private Instanz 
von ihrer eigentlichen und eigenen Verantwortung. 

Erstes Atomkraftwerk der Zone 

Mit vierjähriger Verspätung hat kürzlich das erste Atom­
kraftwerk der Sowjetzone seinen Betrieb aufgenommen. 
Es liegt bei Rheinsberg nördlich von Berlin. Das Kraft ­
werk wurde im wesentlichen unter sowjetischer Reg ie 
gebaut. 

Neue IAEO-Broschüre 

"Atome für Frieden, Gesundheit und Wohlstand" heißt 
eine In deutscher Sprache erschienene Broschüre über 
Aufbau und Arbeit der Internationa len Atomenergie­
Organisation (IAEO) in Wien nach dem neuesten Stande. 
In der Broschüre wird über die Tätigkeit der Organi­
sation in den Bereichen Energiewirtschaft und Reaktoren, 
Isotope und Strahlen, normengebende Aufgaben, Ent­
wicklungshilfe und Ausbildung, Laboratorien, Kenntnis­
austausch und langfristige Pläne berichtet. Die Broschüre 
kann unter Bezugnahme auf diese Notiz in unserer 
Zeitschrift - auch in größeren Stückzahlen - beim Presse­
referat des Bundesministeriums für Wissenschaftliche For­
schung, 53 Bonn, angefordert werden. 

Frühwarnung vor U-Boot~Roketen 

Ein neues elektronisches System, das die USA vor einem 
sowjetischen Angr iff mit ballistischen U-Boot-Raketen war­
nen soll, befi ndet sich gegenwärtig im Aufbau. Das für die 
nordamerikanische Luftverteidigung (NORAD) und das Stra­
tegische Bomberkommando (SAC) bestimmte War n -
system ist von den Werken Avco/Mitre entwickelt worden. 
Mit der wachsenden Anzahl sowjetischer Atom-U-Boote, 
die mit ballistischen Fernraketen bewaffnet sin<!, steigt 
auch die potent ielle Bedrohung Nordamerikas. Sachverstän­
dige vermuten, daß die UdSSR jährlich 5 -7 raketenbe­
stückte Atom-U-Boote baut, die etwa der amerikanischen 
Polaris-Klasse entsprechen . Die sowjetische Atom-U-Boot­
Flotte ist der amerikanischen jedoch zahlen mäßig noch we it 
unterlegen . Zur Zeit haben die USA 29 atomangetriebene 
U-Boote mit 464 Atomraketen im Einsatz. Die Sowjets be­
sitzen allerdings mit mehr als 500 Booten die größte kon ­
ventionelle U-Boot-Flotte der Welt. 

Die Errichtung eines umfassenden, wenn auch nicht hundert­
prozentigen Ab weh r systems gegen ballistische U-Boot­
und Interkont inentalraketen ist heute technisch zwar schon 
möglich, würde jedoch die Verein igten Staaten in den 
nächsten fünf Jahren, grob geschätzt, 25 M illia rden Dollar 
(100 Mrd. DM) kosten. Ein solcher Betrag ist angesichts der 
hohen Kosten des Vietnamkriegs im Verte idigungshaushalt 
vorerst nicht unterzubringen . 

Im Zusammenhang mit der Einführung des neuen Warn ­
systems erfolgt bei der NORAD eine terr itoriale Umorga­
nisation . Die sechs Gebiete, in die die USA und Kanada 
bisher bezügl ich der Luftverteid igu ng unterte ilt sind, werden 
in vier, nach geographischen Gesichtspunkten festgelegt~ 
Zonen umgewandelt. 
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Technische Neuheiten 

Feuerbeständige Verkleidungen 

Durch die Verwendung glasfaserverstärkter Kunststoffe 
sind im Bau von Rettungsbooten große Fortschritte erzielt 
worden. Vor einiger Zeit wurde ein solches Kunststoffboot 
mit außerordentlichem Erfolg einem Brandversuch unter­
worfen. Das Boot blieb auch in einem Flammenmeer 
voll funktionsfähig und die Innentemperatur weit unter 
der höchstzulässigen Grenze. Die Verwendung dieser 
Schutzschicht aus glasfaserverstärkten Kunststoffen, die 
durch Spezialfüllstoffe feuerbeständig gemacht wurden, 
ist nicht auf den Bootsbau beschränkt. Sie erstreckt sich 
auf alle Gebiete, auf denen es gilt, konstruktive Körper 
zu schützen, ohne daß ihre mechanischen Eigenschaften 
wesentlich beeinträchtigt werden. Das gilt besonders für 
den Bausektor, auch den des Zivilschutzes. 

Transportbehälter für Kernmaterial 

In England wurden jetzt bruch- und feuerfeste Behälter 
für den Transport von radioaktivem und spaltbarem 
Material entwickelt. Sie überstehen einen Sturz aus neun 
Meter Höhe und können Temperaturen von 800 Grad 
Celsius bis zu 30 Minuten ausgesetzt sein, ohne daß die 
Strahlenschutzwirkung merklich beeinträchtigt wird. Das 
Transportgefäß besteht aus zwei ineinander geschobenen 
Metallbehältern. Zwischen sie wird ein Harz gepumpt als 
Grundmasse für ein gleichmäßig verteiltes Moderator· 
und Schutzmaterial. 

Neues Röntgendosimeter 

Ein Röntgendosimeter, ohne Ionisationskammer, sondern 
mit einem Röntgenelement, das beim Auftreffen von 
Röntgen - oder Gammastrahlen Elektronen emittiert, 
brachte ein deutsches Unternehmen auf den Markt. Die 
sich daraus ergebende Aufladung wird an einem Elektro­
meter gemessen. Das Ger6t benötigt infolgedessen keine 
Aufladung vor der Inbetriebnahme und ist auch nach 
längerer Lagerzeit stets in betriebsbereitem Zustand. Das 
Dosimeter hat die Form eines Füllfederhalters. 

Vollautomatisches Wiederbelebungsgerät 

Ein neues vollautomatisches Wiederbel ebu ngsgerät, das 
Sauerstoffzufuhr, Druck und Atemfrequenz selbsttätig 
regu liert, kann auch von Laien ohne weiteres betätigt 
werden. Das Gerät wiegt nur 12 Kilogramm und besteht 
aus einer Sauerstoffflasche, Schläuchen und einer Gesichts­
maske. Bei voller Flasche kann das Gerät 14 Minuten 
lang arbeiten . Zum Anschluß einer neuen Flasche sind nur 
12 Sekunden erforderlich. 

Die Ventile des Geräts sind so angelegt, daß sie auch 
nicht verstopfen, wenn sich der Pat ient übergeben muß. 
Das Gerät kann sogar dann angewandt werden, wenn 
der Verunglückte bewußtlos im Wasser treibt. Gegenüber 
der Mund-zu-Mu nd-Methode hat es den Vorteil, daß dem 
Patienten reiner Sauerstoff ohne Kohlenoxyd und Bakte­
rien verabreicht wird. 

WEHRBERICHTE AUS ALLER WELT 
Militä rische und zivile Verte idig ung sind im Zeitalter der nuklearen Waffen eng mitei nander 

ve rbunden und in vielen Ländern dah er zur Gesamtverteidigung zusammengefaßt. Die Be richte 

und Kammentare dieser Rubrik unterrichten unsere Lese r über wichtige Ere ig nisse in der mili­

tärischen Verteidigu ng und Rüstung des In- und Ausla ndes . 

NATO 

Verstärkung der atlantischen "Feuerwehr-Brigade" 

Der bewegliche atlantische Eingreifverband, die Allied 
Mobil Force (AMF), auch als "Feuerwehr-Brigade" be­
kannt, soll in Kürze aufgestockt werden, um eine größere 
Schlagkraft zu erhalten. Zur Zeit sind dem Brigade­
Kommando (Stab Mannheim-Seckenheim) Heereseinheiten 
der Bundesrepublik, der USA, Belgiens, Großbritanniens, 
Italiens und Kanadas unterstellt, dazu ein ständiges 
Kontingent an Transportflugzeugen. Die Brigade unter­
steht dem Obersten Allierten Befehlshaber Europas 
(SHAPE) unmittelbar. Sie kann binnen kürzester Frist 
eingesetzt werden. Die AMF so ll auf zehn Bataillone 
verstärkt werden und dadurch Divisionsstärke erreichen. 
Die Entscheidung über diesen Vorschlag liegt jedoch auf 
politischer Ebene, die auch darüber zu befinden hat, ob 

es demnächst zur Finanzierung der Feuerwehr e ine ge­
meinsame Kasse geben wird. 

Die waffentechnisch e Ausstattung der Brigade en tspricht 
neuesten Erkenntnissen. Gerät und Waffen können luft­
verladen werden, auch die 155-mm-Haubitzen. Der Luft­
transportraum stützt sich im wesentlichen auf die ameri­
kanischen Flugzeuge von Typ Herkules. 32 dieser Maschi ­
nen, die bisher auf der französischen Luftbasis Evreux 
stationiert waren, sind jetzt nach Großbritannien verlegt 
worden. 

Als Einsatzräume für die AMF kommen vor allem die 
Nord- und Südflanke des europäischen Verteidigungs­
bereiches, also die norwegische Nordkappe und das 
türkisch -syrische Grenzgebiet in Frage. In diesen Gebieten 
fanden daher auch die letzten Einsatzübungen der Bri ­
gade statt. Demnächst wird sie an einem NATO-Manöver 
in Nordgriechenland teilnehmen. 



Deutsch-französische Gemeinschaftsentwicklung "Roland" 

In deutsch-franzöSlischer Gemeinschaft (Bölkow und Nord­
aviation) wird jetzt eine Flugabwehrrakete "Roland" ent­
wickelt, die speziell für die Bekämpfung von Tieffliegern 
dienen soll. Der funkgelenkte Flugkörper ist 2,40 m lang 
und hat einen Durchmesser von nur 16 cm. Die 62 kg 
schwere Rakete kann auf Panzer oder geländegängige 
Kraftfahrzeuge montiert werden. Zielradar und auto­
matischer Kommandolenker bilden zusa mm en mit den 
Raketen eine Einheit. In jedem Maga zin lagern acht 
Raketen, die in schneller Schußfolge abgefeuert werden 
können. Die " Roland", die von drei Mann bedient wird, 
erreicht doppelte Schallgeschwindigkeit. Ihre Reichweite 
beträgt 500 bis 6000 m, so daß die Waffe auch auf kurze 
Entfernung verwandt werden kann. 

Britisch-französisches Flugzeugprojekt "Jaguar" 

Großbritannien und Frankreich werden gemeinsam ein 
neues Erdkampf- und Schulflugzeug entwicke ln, das die 
Projektbeze ichnung "Jaguar" erhalten hat. Die Maschine 
soll sich auch für den Einsatz von Flugzeugträgern aus 
eignen und ab 1970 in Serienproduktion gehen . Zu­
nächst werden sechs Prototypen entwickelt und ei nge­
henden Erprobungen unterzogen. Alle Flugzeuge so llen 
gemeinsame Zellen und Triebwerke aufweisen. 

Zur Koordinierung des "Jaguar"-Programms wurde ein 
britisch -französischer Lenkungsausschuß gebildet. Außer­
dem arbeiten die beteiligten Firmen beider Länder, d ie 
im einzelnen noch nicht bekannt sind, eng zusammen. 
Das geplante Mehrzweckflugzeug wird wahrschei nlich 
eine Ein -Mann-Besatzung erhalten. 

VEREINIGTE STAATEN 

W arnzentrum Alaska 

Das amerikanische Frühwarnzentrum in Alaska ist weiter 
ausgebaut worden. Im Mittelpunkt des Systems steht die 
Station Clear, die Reichweiten bis 4000 km überbrücken 
kann. Damit ist es möglich, weite Teile des Luftraumes 
über der Sowjetunion zu kontrollieren. 

Das US-Frühwarnnetz unterhält als weitere Zentralstatio­
nen außerdem die Radarposten in Thule (Grönland) und 
Flyingda les Moore (Großbritannien). Nach amerikani ­
schen Angaben belaufen sich die Baukosten für jede 
Station auf rund 650 Mil l ionen DM. All e Radarsteilungen 
sind mit Elektronengehirnen ausgerüstet, so daß Ortungs­
ergebnisse schnel lstens ausgewertet und an die Führungs­
stäbe übermittelt werden können. Das augenblicklich im 
Aufbau befindliche europäische Luftverteidigungssystem 
NADGE (über das wir in der nächsten Ausgabe berichten 
Werden ), sol l speziell der Erfassung von bemannten Luft­
zie len dienen. Demgegenüber sind die amerikanischen 
Frühwarnei nrich tungen in erster Linie zur Ortung von 
interkontinentalen Raketen besti mmt. 

Infrarot-Raketen gegen Tiefflieger 

Bei den amerikanischen Truppen werden augenblicklich 
neUe Flugabwehrraketen erprobt, die mit Infrarot-Such­
köpfen ausgerüstet sind. Es handelt sich bei ihnen um 
Verbesserte Typen der Leichtraketen "Redeye" und "Cha­
Parra l". Das Geschoß des Flugkörpers "Rede..ye" wiegt 
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samt Behälter nur 12 kg . Es kann auch, von einem 
Mann bedient, gegen tieffl iegende Luftziele eingesetzt 
werden. Die Serienproduktion ist inzwischen angelaufen. 
In erster Linie sollen Heereseinheiten und Verbä nde des 
Marinekorps mit dem "Rotauge" ausgerüstet werden. 

Ebenfalls auf Infrarotbasis (Zielerfassung durch Ortung 
::Ier Wärmea usstrahlungen) arbeitet die "Chaparral ", deren 
Reichweite bei 20 km liegt. Sie wird in motorisierten 
Einheiten mitgeführt werden. Weitere amerikanische Ver­
suche laufen mit der bekannten britischen Luft-Luft-Rakete 
Sidewinder, deren Infrarot-Suchkopf sich für die Abfang­
jagd besonders eignet. Die amerikanischen Versuche be­
zwecken, die Sidewinder auch bodenstartfähig zu machen. 

FRANKREICH 

Die Atomversuche im Pazifik 

Frankreich hat am 19. Juli über dem Atoll von Mururoa 
im Pazifik eine zweite Atombombenexplosion durch Ab­
wurf aus einem Mirage-lV-Flugzeug aus einer Höh e von 
12000 m durchgeführt. Damit wurde die erste Versuchs­
reihe beendet, bei der es sich um Bomben aus spaltbarem 
Plutonium und einer Sprengkraft von weniger als 100 kgt 
TNT handelt. Die nächste Versuchsreihe wird in diesen 
Tagen in Anwesenheit von General de Gaulle beginnen. 
Die französische Botschaft in Deutschland hat in Nr. 346 
ihrer "Informationsblätter" vom 31. 7. 1966 darauf hin ­
gewiesen, daß "der französische Atombombentest vom 
19. Juli während des letzten amerikanischen Kosmonau ­
tenfluges (Gemini 10) stattfand. Vor der Unterzeichnung 
des Moskauer Abkommens über den Atomversuchsstopp 
in der Atmosphäre kamen die USA und die Sowjetunion 
überein, während bemannter Raumfahrten keine Nuklear­
versuche durchzufü hren, doch waren damit H-Bomben 
von sehr großer Sprengkraft gemeint. Die französischen 
Experten versichern , daß die am 19. Juli erfolgte Ex ­
plosion keinerlei Gefahren für die Kosmonauten der 
Gemini 10 bedeutete. Im übrigen wurde die NASA, die 
den Flug amerikanischer Raketen überwacht, von der 
französischen Regierung über den Zeitpunkt des Atom­
tests unterrichtet. Die NASA hat dann ihrersei ts ihre 
Kosmonauten vom Zeitpunkt der fran zös ischen Atom­
explosion informiert. Diese befanden sich im Augenblick 
der Explosion über dem Indischen O zean und erhielten 
die Weisung, für 10 Minuten die Augen zu schließen, um 
vom Atomblitz nicht geblendet zu werden". 

Die Atom-U-Boot-Flotte 

Die fran zösische Regierung will die geplante Atom ­
U-Boot-Flotte auf fünf U-Boote aufstocken, um ihr ein 
stärkeres politisches Gewicht zu geben. Bisher beschränkte 
sich das Bauprogramm auf drei Einheiten mit je 7000 t 
Oberwasserverdrängung. Die Bewaffnung der U-Boote, 
die eine Tauchtiefe von 300 m haben w erden, soll wie 
die der britischen Atom-U-Boote 16 polarisähnliche Flug ­
körper eigener Konstruktion sowie vier Torpedorohre 
umfassen. Für die Erprobung der Lenkwaffen wurde das 
Versuchs-U-Boot "Gymnote" gebaut, das mit konven­
tionellem Antrieb ausgerüstet ist, um Kosten einzusparen. 
Marineexperten der NATO glauben, daß auch aus Kosten­
gründen das Bauprogramm kaum vor 1975 verwirklicht 
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werden wird. In technischer Beziehung ist Frankreich 
nämlich ohne weiteres in der Lage, seine Atompläne auch 
in maritimem Bereich früher zu verwirklichen. 

Raketensilos im Bau 

Die ersten französischen Raketensilos werden gegen­
wärtig im Departement Vaucluse im Raum von Abt gebaut. 
Insgesamt sollen 25 unterirdische Silos für die strate­
gischen atomaren Boden-Boden-Lenkwaffen der Force de 
Frappe errichtet und auf eine 36000 ha große Dreiecks­
fläche verteilt werden. Die zylinderförmigen RaketensteI­
lungen sind 30 m tief und werden mit einem Betondeckel 
abgeschlossen. Die einzelnen Anlagen werden je zwei bis 
drei Hektar Land beanspruchen und vier bis fünf Kilo­
meter voneinander getrennt liegen . 

Resistance-Manöver "Alpen 66" 

Lage und Aufgabe des letzten französischen Manövers 
"Alpen 66", dem auch General de Gaulle beiwohnte, 
lauteten: Ein stärkerer Feind ist in das französische 
Territorium eingedrungen. Es geht darum, im Innern des 
Landes Widerstand zu leisten und so zur Wiedererrich­
tung der nationalen Souveränität zu gelangen. Im Manö­
ver wurde ein atomarer Weltkrieg angenommen, der für 
die rote Partei bisher günstig verlaufen war. In Erwar­
tung eines Gegenschlages durch strategische blaue Bom­
ber soll der Feind dauernd beobachtet und seinem wei­
teren Vormarsch Einhalt geboten werden. Es ging also 
um die Praktizierung eines Guerilla- und Partisan enkrie­
ges, der sich auf die in Indochina, Algerien und insbe­
sondere während der Zeit der Res istance im Zweiten 
Weltkrieg gesammelten Erfahrungen stützte. Bei diesem 
Manöver spielten sowohl die Gendarmerie als auch die 
Bevölkerung selbst eine bedeutende Rolle. 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Boeing-Transporter für die Luftwaffe 

Die Luftwaffe der Bundeswehr wird ihre Langstrecken ­
Transportflugzeuge nicht wie ursprünglich vorgesehen bei 
der amerikanischen Firma Lockheed, die auch den Star­
fighter F-104 entwickelt hat, kaufen, sondern Transport­
maschinen vom Typ Boeing 707 bestellen . Die Anschaffung 
dieser Maschinen ist nach Auffassung des Inspekteurs der 
Luftwaffe, Generalleutnant Panitzki, deshalb besonders 
vorteilhaft, weil diese Flugzeuge auch von der Lufthansa 
benutzt und gewartet werden können. General Panitzki 
sprach sich zug leich dafür aus, einen möglichst großen 
Teil der technischen Ausbildung der Luftwaffe in den 
USA durchzuführen. Einmal seien die technischen und 
räumlichen Voraussetzungen dort besser al s in der Bun­
desrepublik, zum anderen dienten die menschlichen Kon­
takte zwischen deutschen Soldaten und der amerikani ­
schen Bevölkerung der Freundschaft zwischen beiden 
Ländern. Für die erweiterte Ausbildung der deutschen 
Luftwaffensoldaten an Flugzeugen und Raketen sollen 
von 1967 an jährlich etwa 3500 bis 3800 Offiziere und 
Mannschaften, zum Teil mit Angehörigen, in den USA 
stationiert werden. 

Wehrübungen für Ärzte 

Nach der beabsichtigten Neufassung des § 49 Abs. 1 
des Wehrpflichtgesetzes sollen neben zahlreichen ande­
ren Berufsgruppen auch Arzte, Zahnärzte und Apotheker 
der nicht aufgerufenen Jahrgänge W ehrübungen ablei­
sten, jedoch nur zur Vorbereitung auf ihre vorgesehene 
militärische Verwendung. Es werden also nur ungediente 
jüngere Arzte, Zahnärzte und Apotheker zu einmaligen 
Wehrübungen einberufen werden, die nicht länger als 
vier Wochen dauern. Die Zahl der jeweils Einberufenen 
soll nicht mehr als hundert betragen und höchstens 
30 Fachärzte, 10 Zahnärzte und 10 Apotheker umfassen. 
Durch Verwaltungsanordnung wird sichergestellt, daß auS 
einem engeren Bereich nicht gleichzeitig mehrere prak­
tische Arzte und Spezialisten der gleichen Fachrichtung 
einberufen werden. Eine Behebung des Arztemangels 
in der Bundeswehr ist mit dieser Maßnahme nicht beab­
sichtigt. Sie soll vornehmlich da zu dienen, eine Gefähr­
dung der ärztlichen Versorgung der Bevölkerung zu ver­
meiden (siehe hierzu ZIVILSCHUTZ, Heft 6/1966, Seite 215). 

SOWJETZONE 

Kein ziviler Ersatzdienst 

Der Wunsch kirchlicher Stellen, auch in der Sowjetzone 
einen zivilen Ersatzdienst für Wehrdienstverweigerer ein­
zurichten, ist von Admiral Verner im Namen des Ost­
berliner Verteidigungsministeriums zurückgewiesen wor­
den. Unter Hinweis auf die seit September 1964 beste­
hende Anordnung, daß Wehrpflichtige, die aus Gewis­
sensgründen den Waffendienst verweigern, zu den Bau­
truppen einzurücken haben, stellte Verner fest: "Jungen 
Bürgern unseres Staates, die vorwiegend aus religiösen 
Gründen glauben, den Dienst mit der Waffe ablehnen 
zu müssen, wurde damit ein weitgehendes und vor den 
Werktätigen in der DDR gerade noch vertretbares Ent­
gegenkommen gezeigt." Bei dem Schreiben Verners han­
delt es sich um die Antwort auf einen Appell, den die 
schlesische Provin zialsynode in Görlitz im November 1965 
an den Staatsrotsvorsitzenden Ulbricht gerichtet hatte. 

Vormilitärische Ausbildung 

Di e sowjetzonale "Gesellschaft für Sport und Technik " 
(GST) betreibt seit vielen Jahren die vormilitärische Aus­
bildung der Jugend in Mitteldeutschland. Aus Mangel 
an qualifiziertem Ausbildungspersonal kam es bisher 
sehr häufig in vielen Gruppen zu schlichter Soldaten­
spielerei. Nur d ie technischen Gruppen wie Flieger, 
Kraftfahrer und Fallschirmspringer übten auf die Jugend­
lichen eine stärkere Anziehungskraft aus. 

Inzwischen ist die Nationale Volksarmee in der Lage, 
der Gesellschaft qualifizierte Ausbilder zu stellen. Es 
handelt sich bei ihnen um Offiziere und Unteroffiziere 
der Reserve, die auf bestimmten Ausbildungsgebieten 
regelmäßig mit den Jugendlichen üben. Dieses Systern 
will die SED jetzt dadurch verbessern, daß feste Unter­
künfte gebaut werden, in denen die vormilitärische Aus­
bildung in zweiwöchigen Kursen abgehalten wird. Es ist 
anzunehmen, daß sich die Qualität der Ausbildung da­
durch erhöht. 
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Patentliste 

Strahlenschutz : 
31. 3. 1966 

21 g, 18/02 - M 52840 - DAS 1 213539 
Strahlungsmeßgerät ; 
E: Danald James Shambert, Berkeley Heights , N . J . (V. St . A. ); 
A : S iemens & Halske A . G. , Berl in und Münch e n ; 
12. 5. '62, V. SI. Amerika 12. 5. 61 

7. 4. 1966 
21 g 18/01 - St 21 160 - DAS 1 213930 
Ladegerät für Dosimeter ; 
E: Rabert G earge Bryer, Ruislip , Middlesex (Großbritann ie n); 
A: R. A. Stephe n & Campany Lim ited, Mitcham, Surrey (Großbri­
tannien); 8. 10. 63, Großbritannien 9. 10. 62 

14. 4. 1966 
21 g , 18/01 - K 48052 - DAS 1 214330 
Verfahren zum Bestimmen von gle ichzeitig Röntgenstrahl e n au s­
sendend3n a -Strahlern, wie Pu219, im Be isein von Störstrahlung ; 
E: Dr . rer . not. Hans Kiefer , Leapaldshafen bei Karlsruhe und 
Dr. rer . not . Rupprecht Mousho rt, Karl s ruhe ; 
A: Gesellschaft für Kernforschung mbH ., Karlsruhe ; 25. 10. 62 

28. 4. 1966 
111 g, 18102 - P 33473 - DAS 1 215263 
Vorrichtung zum Messen einer Neutronenstrahlung ; 
E: Dr. Herbert Pychlau , Freiburg (Breis~au ) ; 
A: Phys ikalisch -Techn ische Werkstätte n br. Pychlau K.G ., 
Freiburg (Breisgau) ; 29 . 1. 64 

12. 5. 1966 
21 g , 18/01 - K 44 400 - DAS 1 216444 
Verschlußvorrichtung für großflächig ausgebildete Methan ­
Durchflußzä hier; 
E A : Dr.-Ing . Hermann Kimmei, München; 1. 7. 61 

18. 5. 1966 
21 g , 18/01 - V 24961 - DAS 1 216996 
Schutzschaltung für kernphys ikal ische Meßgeräte ; 
E: Rudalf Gärtner, Dresden; 
A : VEB Vakutron ik Dresden , Dresd ~ n ; 2. 11. 63 

21 g , 18/02 - L 49156 - DAS 1 216997 
Neu tronen-Dosimeter i 
E: Dipl .-Phys. Dr . rer . nal. Heinz-G e rhard Fendler, Schwalbach ; 
A : Licentia Patent-Verwaltungs-GmbH ., Frankfurt1M.; 30. 10. 64 

2. 6. 1966 
21 g, 18/02 - Z 10476 - DAS 1 218073 
Verfahren zur Herstellung von Oberflächen barriere-Detektoren für 
Kernstrahlung ; 
E: Dipl.-Ing . Klaus Kaufmann , Dresde n ; 
A: Deutsche Akadem ie der Wissenschaften zu Berlin , Berl in-Adlers _ 
hof; 18 . 11 . 63 

Atemschutzgeräte : 

7. 4. 1966 
61 0 , '19/01 - D 42697 - DAS 1 214090 
Atem schutzgerät mit Flüssiggasvorratsbehälter ; 
A : Drägerwerk, Heinr . & Bernh. Dräge r, Lübeck ; 12. 10. 63 

28. 4. 1966 
61 0, 29/05 - M 57087 - DAS 1 215526 
Vorr ichtung zur auswechselbaren Holterung des Luftreinigungsbe ­
hält e rs von Ate mschu l'l' geräten; 
E: CharIes L. Leffler, Westminster, Ca li !. und Thomos R. Curran , 
Manroeville, Po . (V. SI. A.) ; 
A : Mine Sofety Applionces Campony, Pittsburgh, Po . (V . SI. A.) ; 
5. 6 63, V SI. Amerika 5. 6. 62 

5. 5. 1966 
61 0 , 29/01 - D 43 094 - DAS 1 216113 
Atemschutzgerät mit zwei Druckgasflasch~n ; 
A: Drägerwerk , He inr. & Bernh . Dräger, Lübeck ; 5. 11. 63 

61 0, 29/05 - D 41 213 - DAS 1 216114 
Halterung d e r von einer Schutzkoppe abgedeckte n Steuermembran 
lungengesteuerte r Ventile für Atemschutzgeräte ; 
A: Drägerwerk, He inr. & Bernh . Dräger, Lübeck ; 26. 3. 63 

61 0 29115 - B 59 181 - DAS 1 21 '6 115 
Vorri~htung zum Regeln des Drucke.s in einem den men schliche n 
Körper oder Teile desselben umschließe nden Raum ; .. 
E: John W illiam Hennemon, Rock Island , JII. und Alan ChriStle 
Tracy , Davenparl. 10 . (V . SI. A.) ; 
A: The Bendi, Carporation , New Yark, N . Y. (V . St. A .) ; 
1. 9. 60, V. SI. Amerika 4. 9. 59 

12. 5. 1966 
61 o . 19/05 - V 25192 - DAS 1 216699 
Verschluß für zwei teilige Schutzgehäuse von Atemschutzgeräte n ; 
E: Erhord Schwanicke , Leipzifl; . ' 
A: VEB Med izintechn ik Le ipzig , LeipZig ; 16. 1. 64 
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61 0 , 29112 - N 18418 - DAS 1 216700 
Vorr ichtung zum Offne n e iner Druckgasle itung zum Aufblasen von 
Druckanzügen und Schlauchbooten ' 
E: He nry Leonhord Horner und H~mphrey Albert Somuel Hambl in 
Yeovd, Somerset (Großbritann ien ); , 
A : Normoloir Limited , Yeov il, Somerset (Großbritonn ien) ' 
28 . 5. 60, Großbritonnien 19. 2. 60 ' 

8. 6. 1966 
61 0, 29/13 - D 43459 - DAS 1 218883 
Atemschutzmoske mit Sprechmembran' 
A : Dräge rwerk, He inr . & Bernh . Drager, Lübeck ; 18. 1. 64 

Feuerlöschwesen : 

7. 4. 1966 
61 0 , 10/01 - C 21091 - DAS 1 214089 
Schutzbe~älter zum . Aufbewahren einer Löschdecke; 
E: Andre Chappeiller, Paris · 
A : Commissar iat ö I' Energ i ~ Atom ique Par is; 
29. 3. ISO, Frankreich 2. 4. 59 ' 

21. 4. 1966 
61 0 , 14/03 - B 34355 - DAS 1 214 999 
Verfahren zum Erze ugen e ines Löschmittels für Feuerlöschzwecke 
und VOrrichtung zur Durchführung des Verfahre ns; 
E A : Gu d lau~e Blro, Chavill e , Se ine-et -O ise (Frankreich) ; 
1. 2. 55, Frankre ICh 5. 2. 54 

5. 5. 1966 
61 b , 11 - M 62230 - DAS 1 216116 
Wäßr ige Löschschaum -Stammlösung zur Bekämpfung und Verme i­
dung von Flüss igkeitsbränden ; 
E: Richard L. Tuve, S ilver Spring , Md . und Edwin J . Joblonski, Seat 
Pleosant, Md . JV. St . A .); 
A : Minnesota ining and Manufactur ing Company, SI. Poul , Minn . 
(V . SI. A.); 27. 8. 64 , V. St. Amerika 4. 9. 63 

12. 5. 1966 
61 0, 15/05 - Z 8624 - DAS 1 216698 
Ab sperrhohn für Fe uerlö sch le i tung e n , in sbesondere für Feu e rwehr­
sch läuche ; 
E: Max Rothe, Fronkfurt/M. ; 
A : Zulauf & Cie . K.G ., Frankfurt1M. ; 15 . 3. 61 

8. 6. 1966 
61 b , 2 - S 94999 - DAS 1 218884 
Fl üss iges Feu e rlöschm ittel ; 
E: Jacqu es J ui llard , Asn i'; res , Se ine und J ean-Claud e Alleton Paris 
(Frankre ich) ; , 
A : Soc i.;t.; d'Etudes Ch imiques pour l' lndustrie et l' Agricu lture 
Paris ; 13. 1. 65, Frankrei ch 31. 1. 64 und 17. 4. 64 ' 

Bluttransfusionsgeräte : 

21. 4. 1966 
30 k. 1/02 - P 29016 - DAS 1 214832 
Gerät zum Blutaustausch , insbesondere für Neugebore ne ; 
E: Eduard Fargas , Olmütz (Tschechoslowoke i); 
A: Presna mechanika , narodni podn ik, Stara Tura (Tschechoslo­
wakei); 20 . 3. 62, Tschechoslowakei 23 . 3. ISl 

5. 5. 1966 
30 k, 1/02 - W 31 089 - DAS 1 215867 
Gerät zur Behandlung von Blut, Blutplasma oder dgl. mit eine m 
Gas ; 
E A : Dr . med . Federico Wehrl i, Mu ralto, Tessin (Schwe iz); 
17. 11 . 61 , Schweiz 22 . 11 . 60 

12. 5. 1966 
30 k, 1/02 - S 95525 - DAS 1 216489 
In jektionsventil ; 
E: Georges Otto von Dardei , Stockholm; Hans Gasta Enstra m 
O lstertälje und Olle Robe rt Taubermon, Dlursholm (Schweden ); , 
A: Sjuco Aktiebolag , G ö teborg (Schwed e n); 
18. 2. 65, Schweden 20. 2. 64 

Wiederbelebungsgeräte : 

31. 3. 1966 
30 k, 13/04 - C 17 '671 - DAS 1 213570 
Gerät mit e inem Ventil zur Beatmun() von Mund zu Mund · 
E A: Allen Slayman Cross , Wash ington D C (V St A)' 
15. 10. 58, V. SI. Amerika 16. 10. 57 ,... .. , 

5. 5. 1966 
30 k, 13/04 - St 14411 - DAS 1 125869 
Beatmungsgerät ; 
E A: Philip Lockland Stanton, Posodeno , Calif. (V. SI. A) ; 
3. 11. 58, V. St. Amerika 24 . 3. 58 

12. 5. 1966 
30 k. 13/04 - D 31 538 - DAS 1 216490 
Mundtubus mit Sch ild ; 
A : Drägerwerk, He inr . & Bernh. Dräger, Lübeck; 23 . 9. 59 

Atmungsvorrichtungen : 

21. 4. 1966 
30 k, 13/01 - St 16529 - DAS 1214833 
Beamtungsgerät; 
A : Philip L. Stanton , Los Angeles Calif. (V . SI. A.) ; 
27 . 5. 60, V. St. Amerika 8. 2. 60 ' 
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l uftschutzbauten : 
28. 4. 1966 

37 e, 23/04 - Z 8100 - DAS 1 '115340 
Versteifun~sgerippe, insbesondere fü.r Luflschutzräume ; 
E = A: Dlpl.-Ing. Alexander Zugehar, Malnz; 24. 6. ISO 

61 0, 29/30 - K 44918 - DAS 1 215527 
Filter zum Einbau in Schutz'bauwände; 
E = A: Gustav Kuli, Zürich (Schweiz); 11. 10. 61 

12. 5. 1966 
36 d, 3/01 - Sch 29276 - DAS 1 216511 
Absperrklappe für Lüftungsschächte; 
E: Walter Winkler, Baden-Baden; 
A: Joseph Schwend & Cie., Baden-Baden; '12. 2. 61 

Desinfektion und Sterilisation : 
7. 4. 1966 

30 i, 3 - C 3'6968 - DAS 1 213 957 
Millel zur Bekämpfung von Mikroorganismen; 
E: Robert John Herschier, Camas, Wash. (V, SI. A); 
A: Crown Zellerbach Carporation, San Francisco, Calif. (V. SI. A.); 
24. 9. 65, V. St. Amerika 23. 11 . 64 und 26. 3. 65 

28. 4. 1966 
30 i, 3 - F 44 402 - DAS 1 215 304 
Antimikrobielle Mittel; 
E: Herbert KIesper, Köln-Flittard; Dr , Fritz Steinfall, Opladen; 
Dr . Walter Lorenz, Wuppertal-Vohwinkel und Dr . Klaus Langnei n­
richt, Leverkusen i 
A: Farbenfabriken Bayer A.G ., Leverkusen; 10. 11. 64 

12. 5. 1966 
30 i, 3 - B 80621 - DAS 11116487 
Mittel zur Bekämpfung von Algen, Bakterien und Pilzen; 
E: Dr. Ernst-Heinrich Pommer; Dr. Herbert Stummeyer, Limburge r. 
hof (Pfalz); Dr . Anno Steimmig, Ludwigshafen/ Rhein und Dr. Her­
mann Spänig , Limburgerhof (Pfalz); 
A: Badische Anilin- & Soda-Fabrik A.G., Ludwigshafen/ Rhein; 
20. 2. '65 

30 i, 3 - D 48 317 - DAS 1 216 488 
Verfahren zur Bekämpfung von Mikroorganismen; 
E: Clarence Luther Lorah, Los Angeles, Calif. (V. St, A.); 
A: The Dow ehemical Company, Midland, Mich. (V. SI. A.); 
29. 9. 65, V. SI. Amerika 25. 11. 64 

26. 5. 1966 
30 i, 2 - W 38 757 - DAS 1 217 550 
Fi Iterloser Steri I isierbehä I ter; 
E = A: Hans Wagner, München; 15 . 3. 65 

30 i, 2 - W 38 917 - DAS 1 217 551 
Filterloser Sterilisierbehälter; 
E = A: Hans Wagner, München; 7. 4. 65 

8. 6. 1966 
30 i, 3 - F 44870 - DAS 1 218661 
Antimikrobielle Mittel; 
E: Dr . Karl-Julius Schmidt, Wuppertal-Vohwinkel; Dr . Fritz Stein­
fatt, Opladen und Dr. Dr. h. e. Gerhard Schrader, Wuppertal­
Cronenberg; 
A: Farbenfabriken Bayer A.G ., Leverkusen; 2 . 1. 65 

Heilseren, Bakterienpr'äparate : 
31. 3. 1966 

30 h, 6 - K 40466 - DAS 1 213568 
Verwendung von Actinomyces varsoYiensis zur Herstellung von 
Oxytetracyclin auf üblichem biologischem Wege; 
E = A: Dr. Wlodzimierz Kurylowicz und Dipl.-Ing. Franciszek Ulak, 
Warschau (Polen); 19. 4, 60, Polen 24. 11 . 59 

30 h, 6 - R 38813 - DAS 1 '113 569 
Herstellung und Gewinnung des neuen Antibiotikum. 11 837 R. P.; 
E: Denise Mancy, Chorenton, Seine; Leon Ninet, Jeon Preud ' 
Homme, Paris (Frankreich); . 
A : Rhöne-Poulenc S , A., Paris; 18. 9. '64, Frankreich 19. 9. 63 

28. 4. 1966 
30 h, 14 - B 79639 - DAS 1 215303 
Vorrichtung und Verfahren zur Züchtung von Zellen; 
E: Dr . Dietrich Wiegand, Marbach/ Lahn und Heinrich Profitiich , 
Marburg/ Lahn; 
A: Be hr ingwerk e A.G ., Marburg/ Lahn; 7. 12. 64 

5. 5. 1966 
3() h, 6 - C 32856 - DAS 1 215862 
Verfahren zur Gewinnung bakterieller Endotoxinfraktianen; 
E: Frank Milan Berger, Princeton, N. J.; Clarence Hubbord, Mill· 
stone, N J . und Werner Braun, Princeton, N. J . (V. SI. A.); 
A: Carter Products , Ine., New York, N. Y. (V. St. A.); 9. 5. 64 

30 h, '6 - R 35 175 - DAS 1 215 863 
Herstellung und Gewinnung des neuen Antibiotikums 9865 R. P. ; 
E: Sylvie Pinnert, Leon Ninet und Jean Preu d'Homme, Poris ; 
A: Rhöne-Poulenc S. A., Par is; 
14. 5. 63, Frankreich 13. 5. 62 

30 h, 6 - S 88 '132 - DAS 1 215864 
Verfahren zur Herstellung des neue n tumorhemmenden Antibioti ­
kums Daunomycin sowie seines Aglykons; 
E: Aurelio die Morco, Groziana Canevazzi, Arpod Grein, Pier­
giuseppe Orezzi und Marcello Gaetani, Mailand (Italien); 
A : Societ" Farmaceut ici Italia, Mailand (Italien); 
11 . 11. 63, Italien 16. 11. 62 

18. 5. 1966 
30 h, 14 - F 44641 - DAS 1217026 
Vorrichtung zur Gewinnung von Zellkulturen ; 
E: Dr. Heinz-Georg Garbe, Bensberg und Dr. 0110 Armbruster, 
Köln-Deutz; 
A: Farbenfabriken Bayer A .G ., Leverkusen; 8. 12. 64 

26. 5. 1966 
30 h, 6 - B 55506 - DAS 1 217548 
Verfahren zur Inhibierung des Abbaues von Mitomycin; 
E: Alexander Gourevitch und Bernhard Chertow, Syrocuse, N . Y. 
und Joseph Lein, Fayetteville, N. Y. (V, SI. A. ); 
A: Bristol Laboratories Internationol S. A., Panama (Panama); 
12. 11 . 59, V. SI. Amerika 11. 12. 58 

30 h, 6 - Z 10 '690 - DAS 1 '117549 
Herstellung des neuen Antibiotikums Bleomycin; 
E: Hamao Umezawo, Kenji Maeda, Yoshiro Okami und Tomio 
Takeuchi, Tokio (Japan); 
A: Zaidon Hajin Biseibutsu Kagaku Kenkyu Kai, (Miero-bial Chemi­
stry Research Foundationl, Tokio (Japan); 5. 3. 64, Japan 5. 3. 63 

2. 6. 1966 
30 h, 6 - P 33808 - DAS 1 218 113 
Verfahren zur Herstellung von hochgereinigtem weißem Bacitracin; 
E: Jack Ziffer und Thomas J . Cairney, Milwaukee, Wis. (V. SI. A.); 
A: Pabst Brewing Company, Chicago, J II. (V. St. A.); 7. 11 . 62 

30 h, 6 - Z 9294 - DAS 1 218114 
Verfahren zur Herstellung von Toxoiden aus 'Bakterientoxinen; 
E: Morizo Ishidate, Tokio (Japan); 
A: Zaidan Hojin Tokyo Seikagaku Kenkyukai, Tokio (J apan); 
16. 3. '62, Japan 16. 3. 61 

8. 6. 1966 
30 h, 6 - Sch 35791 - DAS 1 218660 
Herstellung der neuen Antibiotica Gentamycin sowie Begleitanti­
biotica BA-3; 
E: George M. Luedemann, Bloamfield, N. J . und Marvin J. Wein· 
stein, East Brunswick, N. J . (V. St. A .) ; 
A: Scherico Limited, Luzern (Schweiz); 
13. 11. 62, V. St. Amerika 14. 11 . 61, 23. 5. 611 und 16. 7. 62 

Absorbieren, Reinigen und Trennen von Gasen 
und Dämpfen: 
31. 3. 1966 

12 e, 3/04 - C 16750 - DAS 1 213384 
Vorrichtung zur Gastrennung durch Diffusion; 
E: Yves Duriau, Neuilly-sur-Seine, Seine; Marcel Gadal, Sevres , 
Seine-et-Oise und Michel Pecqueur, Paris; 
A: Commissariat 0 l'Energie Atomique, Paris; 
30. 4. 58, Frankreich 3. 5. 57 

5. 5. 1966 
12 e, 3/02 - E 21 005 - DAS 1 215655 
Vorrichtung zum Fraktionieren von Gasgemischen durch Adsorp­
tion; 
E: Rober! C. Axt, Short Hills, N . J . (V. SI. A .); 
A: Esso Resea rch and Engineering Company, Elizabeth, N. J . 
(V. SI. A .); '18. 4. 61, V. SI. Amerika 29 , 4. 60 

26. 5. 1966 
12 e, 3/04 - C 16777 - DAS 1 217341 
Mehrstufige Vorrichtung zur Trennung von Gasen durch Gasdiffu­
sIon; 
E: Paul Arribat, Paris und Olegh Bilous, Boulagne-sur-Seine 
(Frankreich) ; 
A: Commissariat a l 'Energie Atomique, Paris; 
5. 5. 58, Frankreich 4 , 5. 57 

Patentberichte 

Feuerlöschmittel 
Wasse r is t als Feuerlöschmittel oft wirkungslos, weil es leicht von der 
Brandsteile wegfließI. Außerdem ist es zum Löschen von Lösungsmiliel­
ader Flüs sigtreibstoffbränden vollkommen ungeeignel. Um Wasser zur 
Feuerbekämpfung wirkungsvolle- zu machen, hat man viele chemische 
Stoffe und Stoffgemische, wie unter anderem viskositätserhöhende Millel, 
z. B. Tone oder Gelformer, sowie gasbildende Stoffe, z. B. Natriumhydro' 
gencarbonat, verwendet. Diese Zusammensetzungen waren jedoch nicht 
befriedigend, weil Stoffe, welche die Viskosität beeinflussen, hydrophob 
sind ; so saugen Tone das Wasser nur langsam auf und verursachen außer­
dem Abrieb an der Pumpenapparatur. 
Es sind auch trockene, pulverförmige Feuerlöschmillel bekannt, die haupt­
sächlich aus gasbildenden, insbesonder CO, abgebenden Stoffen bestehen. 
Besonders bevorzugt ist Notriumhydrogencarbonat; um das Zusammen­
backen bei Feuchtigkeit zu verhindern, hat man bis zu 20 % natürlichen 
Glimmer, wie z, B. Muscovit oder Vermicu lit, zugesetzt. Der Nachteil sol­
cher MISchungen besteht darin, daß die gasbildenden Millel leicht m"­
einander reagieren, wenn die Bestan'Clteile n icht getrennt gehalten w~r­
d~n. Bel Verwendung in Verbindung mit Wasser ist es sehr schwierig, 
eine Aufschlämmung zu erhalten, weil die natürlich vorkommenden 
Glimmerarten nur äußerst langsam Wasser aufnehmen. 
Zur Behebung dieser Nachteile wird nun erfindungsgemäß ein Feuerläsch-
millei auf der Basis von CO,-abspaltenden Salzen in Verbindung mit or­
ganischen Säuren oder sauren anorganischen Sa lzen und Glimmer zur 
Verwendung als Trockenlöschpulver oder als Zusatz zu Löschwasser oder 
,n Kombination mit Schaumlöschmilleln vorgeschlagen, das dadurch ge' 



kennzeichnet ist, daß es als Glimmerkomponente aufgeschieferten, aus ­
gewalzten und sodann gekörnten Vermiculil , vorzugsweis.~ in .Mengen 
von 20 bis 80'10 enthält. VorzugsweISe besteht dos Feuerlaschm"tel aus 
einem Gemisch ;weier Vermi schung e n, Y!0V?" e ine ~ermiculit und C.O l-ob­
spaltendes Salz und die andere Vermlcullt und eine soure Verbindung 
enthält, wobei die zwei te Komponente der Vormischungen dem Vermiculit 
,eweils zwischen der Aufschi efe rung und dem nachfolgenden Auswalzen 
und Körnen beigemischt wurde. . .. .. . 
De r erfi ndung sgemäße ausge rollte oder gewalzte Verm,cul,t 1St. fur die 
folgenden drei Arten von Feuerbekämpfungsmilleln besonders wirkungs­
voll : 1. Trocke ne, pulverförmige Feuerlöschmillel, bei denen dos Pulver 
durch eine Düse millels Gasdruck auf den Flammenhe rd genchtet 1St; 2. 
trockene, pulverförmige Feuerlöschmittel , die in Verbindung mit Wasser, 
und zwar als Aufschlämmungen mittel s Sch lauch oder durch Abwurf aus 
der Luft, verwendet werden ; 3. Schaumlöschmittel , die eine reaktionsfähige 
Mi sch ung trockener Pulver enthalten, welche be i Berührung mit Wasser 
aufschäumt und so ein Feuerlösch mittel bildet. 
Anmelder: W . R. Grace & Co ., New York , N. Y. (V.St.A .); Erfinder: 
Preston Leonord Veltman , Severna Park, Md . (V .St.A .); Anmeldetag : 
26. 9. 64, V. St. Amerika 12. 11. 63; Bekanntmachungstag : 3. 3. 66 ; Aus­
legeschrift Nr. 1 211 946; Klasse 61 b, 2. 

Atemschutzgerät mit einem Atembeutel 

Es sind Ate msch utzgerä te bekannt, bei dene n dos Troggehäuse .an seinem 
untere n End e ei ne Offnung aufweis t, vor de r der At e mbe ute l In d er Be: 
reitschaftsstellung zusam mengefaltet ange.ardnet 1St , und aus der er bel 
Inbe tri ebnahm e des Gerätes durch Aufblahen heraustnll : In der Bereit­
schaftss tellung ist d ie Offnung von einem aus mehreren ~"tels biegsamer 
Metallbänder verbundenen Teilen ader aus einem Stuck bestehenden 
Deckel dicht verschlossen. W ird dos Atemschut zgerät ober benutzt , dann 
hängt der geöffnete Deckel frei herunter, und der Atembeu.te.1 kann Sich 
entfalten . In di eser Loge bietet der Deckel ,edach kei nen vali igen Schutz 
meh r für den Atembeutel da dieser von unten her oder von den Selten 
her beschäd ig t werden ka'nn. W ird der in der Regel. nac~ unten hängende 
Decke l aus sei ner Log e gebracht, z. B. be l einer Ru ckwortsbeweg ung des 
Gerä llrägers, dann kann sogar der Atembeutel volle nd s freigelegt, ge­
quet scht und schli e~ lich zerstört werden. 
Der Erfindung li eg t die Aufgabe zugrunde, bei diesen bekannten Geräten 
den Schutz des Atembeutel s währe nd des Gebrauchs des Ate msch utzg e­
rätes zu vervollkommnen, ohne daß auf die vo rtei lhafte raum sporend e 
Ausführung des Troggehäuses verzichtet werden muß . Di ese Aufgabe .. wlrd 
erfindungsgemäß dadurch gelöst, daß der Decke l 6 on der dem Rucken 
entgegengesetzten Seite des Trogg e häu ses 5 beg renzt schwenkbor ange-
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lenk t und on sein.n schmalen Seiten mit den Spalt zwischen Troggehäuse 
und aufgeklappte . .,., Deckel abdeckenden , in dos Troggehäuse 5 ragenden 
Schutzblenden 8 versehen ist. Bei Inbetriebnahme des Atemschutzgerätes 
wird durch dos Aufklappen des Decke ls 6 und dos Ausziehen der Blende n 
8 ein den aufgeblähten Atembeutel außer auf seiner dem Rücken zuge­
wendeten Sei te umschließender Raum geschaffen, in dem der Atembe utel 
vor Beschädigungen geschützt ist. 
Dos Atemschutzgerät besteht aus der Sauerstoffflasche 1 mit dem on ihr 
angeschlos se nen Druckminderer 2, der Luftreinigungspatrone 3 und dem 
Atembeutel 4. Vor Inbetriebnahme sind außerdem die Atemschutzmaske 
11 und der Faltensch lau ch 7 im Ge häu se 5 untergebracht. Der Decke l 6 ist 
miteis eines Zugsei les 9 mit dem Ve nti l der Sauerstoffflasche 1 gekoppelt. 
Bei aufgeklapptem Deckel 6 kann durch die auf der Rückensei te des Trog­
gehäuses 5 ents tandene Offnung 10 die Atemschutzmaske 11 mit dem Fal­
tenschlauch 7 en tnommen werden . Der bei Inbe triebnahme des Gerätes 
sich aufblähende Atembe ute l 4 verbleibt im Troggehäuse 5, dos durch 
die Schutzblenden 8 eine bis auf die OHnung 10 geschlossene Form bei­
behält und somit dem Atembeutel 4 sicheren Schutz bietet. 

Anmelder : VEB Medizintechnik Leipzig , Leipzig W 35, Franz-Flem ming ­
Straße 43; Erfinder: Erhard Schwonicke , Dipl.- Ph ys. Walter Görner und 
Rudalf Müller, Leipzig ; Anmeldetag : 31. 1. 64; Bekanntmachungstag : 
3.2.66; Au slegeschri ft Nr. 1210327: Klasse 61 0 ,29/01. 

Speichelfänger für Atemschutzgeräte 

Atemschutzgeräte, i""besandere mit Kreislauf der Atemluft, sind im allge­
meinen mit einem Speiche lfönger ausgerüstet , der an einer tief ge legenen 
Stelle des Atemluftkreises angeordnet ist. Er besteht aus einem an e inem 
Rohr oder einem rohrartigen Oberteil angeschlossenen Behälter. An dem 
von der Luft durchströmten Roh r ist der Atemsch lauch befestigt. Der Be­
hälter steht über eine kleine Offnung mit dem Innenraum des Rohres oder 
rohrartigen Oberteils in Verbi ndung , die bei Bewegungen des Behälters 
einen Rü ckfl uß des in den Speichelbehälter ei ng eflossene n Wassers ver­
hindert. Die bekannten Boufo rmen bereiten bei der Herstellung wegen 
ihres verwickelte n Aufbaus Schwierigkeiten , insbesondere dort, wo gebo­
gene Teile miteinander verbunden weiden müssen . Sie machen sich beson­
ders bemerkbar, wen . der Spe ichel fänger aus Kunststoff hergestellt wer­
den soll. 
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Die Erf indung bezieht sich auf einen Speichelfänger für Atemschutzgeräte , 
dessen von der Luft durchströmter Oberteil mit dem den Speichel aufneh­
me nd en Teil über ei ne Offnung mit kleinem Querschnitt in Verbindung 
ste ht. Um die Nachte ile der bekannten Speichelfänger zu beseitigen , ist 
der Obertei l von zwei ineinandergreifende n Rohrstücke n 2 und 5 unter­
schiedliche n Durchmessers für di e Luftzu- bzw. -abfuhr erfi ndungsgemäß 
I'lebildet und ste ht über den dadurch lJebildeten Ring spalt mit dem den 
Speiche l aufn eh mend en Tei l in Verbindung . - Der erfindungsgemäße 
Speichelfänger bes teht aus einem im Blasverfahren herges tellten Kärpe r 1 
aus Kunststoff ; di e in d iese n eingesteckten und mit dem Be hälter 1 ver­
schweißten Rohrstücke 2 und 5 sind ebenfalls aus Kunststoff hergestellt . 
Dos Rohrstück 2 ist mit dem zum Mundstück führenden Faltenschlauch ver­
bunden. Da ~ innere Ende 3 is t aufg e:",e! te t. In dieses Ende ragt der innen 
liegende Te il 4 des Rohrstucks 5 hinein , on d ~m ebenfalls ein Falten­
sch lauch ang eschlossen ist. Der innenliegende Teil 4 ist on seine m inneren 
Ende 6 ebenfall~ eingezogen. Das außenl iege nde Roh rstück 3 is t auf der 
Innense ite mit R ~ppe n ? versehen, die so geformt sind, daß sie dem inne­
re~ Ende 6 des Inne nliegenden Rohrstücks 5 anliegen und dieses holten . 
Be im Zusammenbau Wird dos Innere Ende 6 des Roh rs tücks 5 durch die 
Rippen 7 zentriert. 

Der va!" Mund.tück zufließende Speichel gelangt durch den Ringspolt 9, 
der zWISchen den Rohrenden gebildet ist, in den Speichelbehälter 1, der 
durch eine Ablaßsch~aube 8 verschlossen ist. Der Ringspalt 9 b il det ei ne 
Falle , die das Zuruckflleßen des Speichels beim Kippen des Gerätes 
hindert. 

Anme lder : Drägerwerk , Heinr. & Bernh. Dräge r, Lübeck; Anmeldetag : 
10. 12. 62; Bekanntmachungstag : 20. 1. 66; AuslegeschrIft Nr. 1209435 ; 
Klasse 61 0 , 29/05 . 



Für Rettungs-, 
Bergungs­
und Hilfs­
Aktionen! 

Geräte 
Sie haben sich unter extremen 
Bedingungen bewährt. Nach den 
neuesten Erkenntnissen werden 
unsere Erzeugnisse ständig ver­
bessert und ergänzt. 

Stromerzeuger 
für 220 V~ und 380 V% , ab 
0,8 kVA auch nach DIN 14685. 
Unfallsicher unter extremen Be­
dingungen 

Rundumkennleuchten 
mit blauer, gelber oder roter 
Haube 

Scheinwerfer 
als Such·, Geräte - und ArbeIts­
scheinwerfer in verschiedenen 
Ausführungen von 130 bis 
330 mm r/J lichtaustritt 

Flutlichtstrahler 
750 und 1000 Watt 

Handscheinwerfer 
auch in EX·geschützten Ausfüh­
rungen 

Handleuchten 
nahezu wartungsfrei, mit Farb­
Vorsteckscheiben oder Farb­
Kalotten und Schlitzblende 

Kabeltrommein 
zum Schutz des wertvollen Kabel­
materials 

Batterie-Ladegeräte 
für alle Batteriegrößen 

Schweiß­
transformatoren 
220 V, von 50 -130 A, für Elektro­
den mit 1,5 - 3,25 mm r/) 

M it EISEMANN Geräten sind Sie 
für ungewöhnliche Situationen 
immer gut vorbereitet. 

Vertrieb über die BOSCH Ver­
kaufsorganisation. Fordern Sie 
Informationsmateria l an I 

EISEMANN G M BH 
Stuttgart . Postf. 2950 
Mitglied des BOSCH Firmenver­
bandes 

GU TS CH E IN 
Für diesen Gutschein erhalten 
Sie unverbindlich und kosten-
los Prospekte Nr. 604086 

Wir bieten an: 

Richtlinien 

für den 

Erweiterten 

Selbstschutz 

Richtl inien und Au srü stun gs nachweisung ES 

Herausgegeben 

vom 

Bund esamt für zivilen Bevölkerung sschutz 

DM 2,40 
zuzüg li ch Versandkosten 

Die kart. Broschüre ist zu beziehen durch den Fach­

buchhandel oder direkt vom 

ZIVILSCHUTZ-VERLAG DR. EBELING KG 

Koblenz Postfach 2224 

1 _______________________________________________________ ---


